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Einleitung. 



§ 1. 

Die Aufgabe. — Das ^ in*hältni.s des Rechts der nnerlaabten iiuud- 

laugen zum Strafrecbt 

io vorliegende Arbeit Vi('S( häftig"t sich mit der Teilnahme inehrerci' 
an einei" unerlaubten Ifaiullung, mit tlor Haftung der Teilnolinier gcgea- 
über dem üeschädigteu und der Verteiluug des Schadens nntei- sie. 

Das Problem ist von erheblicher praktischer und theorotisclier Be- 
deutnng. Fälle der Teilnahme beschäftigen die Praxis liänfig; »ie zu 
eatscheideD, ist nicht immer leicht, da die in Betracht kommenden Rechts- 
normen schon durc^ ihren Worthiut bei der Auslegung Zweifel erregen. 
Attsserdem macht die Frage des Kausalzusammenhanges hier oft ganz be- 
sondere und eigenartige Schwierigkeiten. 

Die Vorarbeiten zum BOB enthalten nur einige dürftige Bemerkuugcu. 
Die Theorie hat sich ebenfalls noch nicht sehr eingehend mit unserm Thema 

beschäftigt. Hiiufig verweist man auf den kriminalistisclien Kollegen, der in 
den Fi'agen der Teilnahme Spezialist sei. 

An einer gründlichen S[>ezialarbeit fehlt o^,. Die Abhancllung < ' l onies. 
von der Solidarität aii5^ unfrlaubteii Handlungen, in Iherings Jahrbüchern 
Bd. H5, 8. lÜU Ii, iielianclelt nm* einen Teil unseres Problems. Nächst 
Crom 6 hat sich ein Straf ix^clitler am eingehendsten mit unserem Thema 
beschäftigt: von Liszt hat in seinen Deliktsobligationen dieser ausser- 
ordentlich ani-egenden Abhandlung, in der er seine Begriffe der Verur- 
sachung und der Vers<!huldung auch im Civilrecht zur Herrschaft bringen 
wollte, auch die deliktische Teünahmelehre bearbeitet. 

Eine jüngst erschienene Dissertation von Tuzlna ') hat tmseie Frage 
kaum gefördert und macht ihre erneute FrOfung nicht überflüssig. — 

*• " ») Die IMikUJoblipitionrn im Sy.«tpm des iUJB, 1«SI8. 

*) Die Civllrct-htÜLho Jlatlung iiuhrm'r Deliuqucuton nach dem BGB, 
Rotitockcr Ditfficrtatioi), 1902. 

1 
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"Wir wcrtlen uns Dach einoin gcschiLhUiclion l'berblick im ürriton l^cil 
liuscrer Arbeit nni dem Verhältnis der ToiJiiehmur j^ej5'enüber dem Geschä- 
digten, mit den Voraiissctzimgon nnd tlor Ai*t ihrer Haftung ilim gegeuQber, 
boschfifti-.'n. Hiervon luuideJt der § H30 BGB. 

Im zweiten Teil wini das Verhältnis der Teilnehmer imter einander 
und ilir gegenseitiges Rückgriff siecht erörtert werden. Dies innere Vcr- 
liältnifi regelt der § 84f) BGB. Er uinfas^t zwar noch andere Fälle der 
Vcrantwortlir hkeit mehrerer für den aus einer unerlaubten Haiidiung ent- 
standenen Schaden, als die im s;m vi rorschenen; doch werden wir ima 
lediglich auf das Innenverhältnis der Teilnehmer im Sinne des § 830 
beschränken. 

TerauDologisclL sei nodi bemerkt« dass wir den Ausdruck „Teilnahme 
an einer imerlanbten Handlung'* einem andern, etwa „Mittäterschaft**, vor- 
gezogen haben. Doch behalten wir uns vor, auch den Ausdruck Mittäter- 
schaft gelegentlich zu verwenden, ebenso wie wir der Abwechselung halber 
neben den Bezeichnungen unseres BGB die Ausdrücke „Delikt", ,;Solidar- 
haftung" lind ähnliche nicht entb^ren können werden. 

§ 830 Satz, 1 und 2 eiitlialten, wie sich zeigen wird, zwei verscliieden- 
artige Tatbestrmdo der Teilnahme, verscliiofliMi in ihren VoiansBotzungen, 
gleich in ihren Ixochtsfolgen. Es ist keine Verwirrung zu befürchten, wenn 
wir sowohl als Saniniclltezeiehnnng für alle im § 830 enthaltenen Tatbe- 
stände, als auch inslicsoiidi're für den Tatltcstand des § 830 S. 1, für die 
„Teilnahme im ent^eren Sinne", schlechthin denselben Ausdruck „Teilnahme" 
verwenden. Dagegen werden wir bei Besprechiuig der Fälle des § 880 8. 2 
ausschliesslich von „Beteiligung^' reden, da uns hier das Gesetz eine 
Unterscheidung an die Hand gibt. 

Noch einige Worte über die geringe Verwertung des Straf rechts 
in uns^r Arbeit 

Das Recht der unerlaubten Handlungen und das Stnilrecht haben 
viele Berührungspunkte. Gerade bei der Auslegung des § 330 BGB halten 
es viele Schriftsteller für besonders naheliegend, auf die Verwandtschaft der 
civilrechtliöhen und strafrechtlichen Tdlnahmeverhältnisse hinzuweisen und 

empfehlen eine Benutzung der reichhaltigen strafrechtlichen Litteratur auf 

diesem Gebiete'). 

Wir worden versuchen, unsere Arbeit mit reiu civilistischen Bausteinea 
aufzubauen. 

») ZB. Pianfk, BGB n.l.st Einfflhmngsgcj^etz erläutert von — , Bd. 2, 1. ' 
iiml 2. Aufl., 1900, Not<> l zu >< 8B0 ; Oc r f ni an ii , Kmnniontnr zum "Rorht der 
f^chuldvcrhältnisisc, 1. Aufl., 1SÜ9, Note <> zu ?; fSÜO, Kndeniunii. Jahrbuch de» 
Bfirgorlichen Recht», 8. Aufl., 1003, § 203 Note 39 S. 1270. * 
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"Wir vei'keiHie» nicht, wieviel die lichie von <lon Privatdelikten der 
strafrechtlichen Doktrin vordankt. Die gemeinrechtliche Wissensc'luift ist 
nicht zu einer selbständigen Iierau5«arboitunp^ d< r wichligstoii allgeuieinen 
Begriffe in (li<\><er L'-hre. der Veiuisachunt;', der Widonechtlichkeit, des 
Vorsatzes, gelaugt. Die Praxis niusste sich an iler Hand eines zionilich 
käiqli'-hen Qnellenniatrrials von Fall zu Fall wcitertnsten. DaB Strafrcclit 
hat dagegen schon früii die Wiitiiiigkeit eitler scharten Fassung dieser Begriffe 
erkannt Die Folge war, dnsFJ. als sich in jüngster Zeit die Privatrechts- 
Wissenschaft lun die Kiarstclhmg ihrer B('[:;:riffe der Kausalität und des 
Versclnddens bemidite, sie zuei-st auf sti-afreclitlichen Krücken gehen nnisste. 
Das ist hinsichtlich des Kausalitätsproblems, das uns liier vor allem 
iutcressiert, seit den grundlegenden Arbeiten M. RumclinB anders ge- 
geworden : Wir haben ohne Hilfe zu gehen gelernt. Ebensowenig vermag 
(lern Civilisten die strafrechtliche Litteratiu" über die Fahrlässigkeit mehr 
viel zu bieten. Mit der FahrHissl^^ki it hatte sich unsere Disziplin schon 
lange und unabhängig vom Strafrcclit besciiäftigt. Vor allem hat nach 
herrschender Ansicht der Fahrlässigkeitsbegriff des BGB jedes subjektive 
Moment, auf das man f Qr den steilrechtlichen B^rif C nicht verzichten kann, 
abgestofisen. Anders steht es freilich mit dem Vorsatz. Diesen B^riff, 
um dessen Klarstellung sich die neuere Strafrechtsdoktrin mit so grossem 
Erfolge bemüht hat, hat das BOB ein&ch aus dem Strafrecht übernommen. 
Hier wird sich der Civilist noch einstweilen der strafrechtlidien Hülfe 
freuen müssen. 

Was aber insbesondere den Wert dei- strafrechtlichen Teihiahmelehro 
für das Uivilrecht angeht, so hat man allen Grund skeptisch zu sein. 
Dokthn und Bechtsprechung des Sti-afrechts sind bei der Bestimmung und 
Abgrenzung der verschiedenen Teilnahmeverhältnisse in «nlöslichera 
Widerspruch *). Zudem hat die hen-schende Kausalitätstheorie ihre liebe 
Nr.t, ihi-en Verursachungsb^iff mit der Regelung der Teilnalime im posi- 
tiven Strafrecht in Einklang zu bringen. Aber auch au die Rechtssätze des 
StGB selbst kann man sich nicht halten. £s ist eine unsichere Sache 
um das F^phezeien; aber soviel wird man wohl behaupten können: Auch 
wenn das in absehbarer Zeit zu erwartende neue Strafgesetzbuch das beste- 
hende Strafrecht nur zu verbessern und fortzubilden beabsichtigen sollte» 
wird sich die Regelung der Teilnahme eine Umgestaltung aus dem Grunde 
gefallen lassen müssen. Die theoretischen und praktischen Schwierigkeiten, 
die die jetzige Normierung venirsacht, sind zu gross! 

') vcrgl. Licpniann, Einlritung in das Strafraht, r'"" ')7, 58, sowie 
die giitize Abhandlung Birkmcyer», diclycliro von derT< iiuaJiuic und die Recht» 
ffprodhung des dcutmstacii ^cfa^richt«, 1800. 
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Ünd da soll die CiTÜreditswiflsensdiaft, dio stol» Ist auf ihif eiaigcö 
bürgeiiichcs Kocht, auf dem nnsicheroii Boden dieser wankenden Nonnen 

des Straf rechts weiterbauen? 

Koch ein grösseres Gewicht aber verdient der folgende Gi sit htspunkt: 
Wer unter dem Banne eines weitgehenden Parallolismus zwischen ni 
Rocht der unerlaubten Handlungon und doni Strafieeht steht, verliert den 
unbefangenen Blick für die grundsätzlichen Verschiedenheiten 
z^Kischen beiden Eechtsgebieten. 

Man wittert im Giviliecfat Schwierigkeitea, ohne dass sie voihandeD 
sind, nur weil das Strafrecfat an der betreffenden Stelle mit Schwierigkeiten 
ringt. Die ToUkommene praktische Gleichstellung des T&ters mit dem 
ÖehlUfen im CivÜrecht macht eine Abgrenzung beider B^iffe, an der sich 
das. Stiafrecht abarbeitet, schlechterdings flberfiaemg. Der Vorsatz des 
oiyilrechtlichen Mittäters unterscheidet sich nicht notwendig von dem des 
Einaeltäters; anders im positiven Strafrecht. 

Umgekehrt iiat bislang die Parallele mit dem Strafi-echt die klare 
Erkenntnis der dem Civüdeliktsrecht ^gentümlichen Schwierigkeiten verhin- 
deit. Es wQrde sehr viel leichter sein, für die civilrechtUchen fälle der 
Kausalhaftung die ihn^ n L"l»ülirende Beachtung zu mwingen, wenn nicht 
die Anhänger des Verschuldungsprinzips einen so sichei'en Rückhalt am 
Straf rocht gehabt hätten. Es will uns ferner scheinen, als ob man auch 
die Besonderheiten der sog. „weiteren Schadensfolgen'' einer unerlaubten 
Handlung und der Schwierigkeiten, die deren Abgrenzung sowohl fOr^die 
Fassung des Begriffs der Verursachung, wie fdr die Frage der VerB(;shul* 
dung bietet, früher ergrtlndet hätte, wenn nicht die dfirftige Parallele mit 
den sog. durch, den Erfolg qualifizierten Delikten des Strafrechts die Frage 
als einfache hätte erscheinen lassen, als sie in der Tat ist. Zwar ist die 
civilreditliche Bearbeitung der Lehre Tom Interesse, ^on der die'Lehie der 
Abgrenzung der weiteren Schadenslolgen einen Teil ausmacht, von ehr- 
würdigem Alter. Aber sie ist, soweit sie mit dem Kausalitätsproblem 
zusammenhängt, in den letzten Jahrzehnten bis vor ganz kurzem kaum 
etwas weiter gebracht worden, und es gibt darin noch Dunkel- 
heiten genug. 

Forner verliindert dies Suchen Dach einer Verwaiultschaft zwischen 
Strafrecht und dem Recht der unerlaubten Handlnugen. den tiefen TJntci-schied 
zwischen strafrechtlichem und civilrechtliehem Tnieeht zu erkennen. Wir 
können diese interessante und schwierige Jbragu hier nur streifen. 

Den Strafrichter geht in erster Linie der Täter etwas an, den Civil- 
riditer dagegen, der einen deliktischen Tatbestand zu beurteOen hat,, der 
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aus der Tat entstaiidene Schaden und seia Ersatz/) Kein Deliktsaospruch 
ohne Schaden I Das heisst aber auf der anderen Seite, daes der Cml'- 
ricbter mit der Prophylaxe des Unrechts und des Schadeng, die im Straf- 
recht eine groese Rolle spielt, nichts 2U tun hat. Wenn derzumSchadens- 
ei:sat3 venuteilte ZertrAmmerer eines kostbaren Gegenstandes aus seiner 
Verurteilung, oder wenn sich gar ein Dritter daraus eine Lehre zieht und 
in Zukimft voisichttg ist, um so hesser. Aber der Civilriditer hat sich 
um Schadensverhfitung nicht m kflmmem. 

Man liat neueidingb Uie sog. objektiven Deliktstatbcstände als Normon 
mit pnivenliven Zwecken l>ezpifhnet. Inileui mau diese Tatbestäiide neben 
die Delikt statbestäiide mit Veiöchiilduug stellte, hat man f::elelirt. in diesen 
beiden verschiedenen (Inippen käme die doppelte Aufgabe des Seliadcns- 
reehtes, vörznbenmen mid auszugleichen, seine psyclioki^iseiic und ökonomische 
Bedeutung zum Ausdruck, in Verfolg tlieser seiner psychologischen Auf- 
pibe bezwecke das Schadeasrecht nicht nur, dass der Schuldige an seine 
Piliclit uachdrtlckUch gemahnt werde, sondern entfcdte über diese Absicht 
hinaus eine erzieherische Tätigkeit'). 

Diese AufEassnng verkennt, dass es keinen Satz im Becht der uner- 
laubten Handlungen gibt, der aus sich heraus erkennbare prophylaktische 
Zwecke betreibt, der nicht das Entstanden sein eines konkreten 
Schadens zur Voraussetzung hat. Der CiTÜrichter darf auch im Becht 
der unerlaubten Handlungen nicht aus seiner ihm rom Gesetze auferlegten 
Heserve heraustreten; er blickt nicht in die Zukunft, sondern wartet in 
Buhe, bis der EUger zu ihm kommt und ihn bittet, den Schaden zu be- 
sehen und Ober ihn zu urteilen. Dass für den Oesetzgeber bd der 
Einfflhning gewisser FiUle von Eausalhaftung der Wunsch mitgesprochen 
hat, das Publikum oder gewisse Klassen zur Vorsicht zu erziehen, ist eine 
Sache für sich. — 

Auf einen letzten, nur wenig beachteten riinkl wollen wir zum 
Schluss noch kurz liinweisen. Die vei>>i liiedene Stellung der Parteien im 
Civil- nnd Strafprozess ist von Einflnss auf die Anforderungen, die an die 
Heweisfiihrung gestellt werden. Dem vor den Straf richter gezogenen Täter 
mvm die Kausalität seines Verlialtens ffir den verbrecherischen Eiiolg 
zwingend bewiesen werden. Nicht immer kann eine völlig ebenso strenge 

'j Nicht L'iiuiial dieser letzte Satz ist allgemein anirkuuuL liindor, Korreal- 
Obligationen, 189;». S. 594, sagt. Ijei Be?»prechunfi: des 8:iO, S. 2 BGB: ,/Han 
wende nicht ein, da-s die Zuni lit tiltarkrh den Kau8al/u.<tammenhan;2; voraus -otzf). 
Zugerechnet wird dem Täter nicht der Erfolg, sondern die Tat; die Strafbarkeit des 
Vcrsadis ist dor echlagendfite Bewefo dafür.** — Uns schlägt er nicht» diewr Bmik. 

') So formuliert m h janirst< ns 1 cdcr, Verantwortlichkeit für fraudeB Vcr- 
flchuldcn, Barliner FveiBechrift, 1UU2, Ö. ü. 
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Beweisfühl iiiifi- von dem Klüger, dor aus einer uneriauhteii llaiuUuug* auf 
Schudeujseröiit/i klagt, verlangt werdun. Im Oivilprozcss hntueht sich der 
KlJlgcr auf das Fernsein erfahriiiii,^sma.ssig fern liegender Mögliclikeiten, 
dei-eu Vorliegen seinen Ansprncli aussehliossen wurde, nicht einzulassen. 
Will sieh dcingegcnfibei- der Beklagte auf eine ausnahmsweise und eigen- 
artig beschaffene, ihm günstige Gestaltung der Sachlage berufen, so maf; 
er zum Angriff vorgehen und beweisen, dase der Anspruck des KlSgers 
an einer yerboi^eneren Wurzel faul ist. 

Das wild häufig genug m Ungunsten des SchadensersatzklSgecs ver- 
kannt;*) 68 wild diesem die Führung eines Beweises zugemutet, wie ihn 
nur der Strafprozess dem Ankläger zumutet und zumuten muss. 

Sollte nicht auch an solchen Unklarheiten fiber die Beweislast in 
Schadensprozessen der Umstand seinen Teil tragen, dass man die Ver- 
wandtschaft zwisdien Civildelikts- und Strafrecht fflr inniger^ die Überetn- 
stimmnog fOr weitgehender hält, als sie in der Tat sind? 

— Noch von einem anderen lalle, den wir hier nicht gut vorweg 
iiehnion können, wird weiter unten S. 10 die Kcdo sein, bei dem offen- 
sichtlich eine unsaelif^^emässe Anlehnung an das Strafrecht die Civildelikts- 
lehre koniijüziert und unklar gemacht hat. — 

') Die Frage i^t -o wenig crörterl, das« wir einen illuslricrrn l u ] all aus dor 
Praxis nicht ^tbehren kOuuen. Das Kamraergericht hst in einem Urteil vom 8. 
X. 1901 — E. d. OLG Bd. 4 8. 54 — eine ScbadenserBafatklage mit einer u. E. 
unrichtigen Begründung abgewiesen: Der beklagte Gutsbesitzer hat 2 Instleute, 
die dem Kläger noch bin zum 1. Oktober 19<)f» mm Dienst verpflichtet waren, 
Anfang lüÜO auf den 1. Amil IIJUU tür »ich j^eiaietet und sie um 1, Aprd 19W 
in Dienst genommen. Das Kainniergericht hat die Schadenersatzklage des ftUbcaren 
Dienstherrn gejren chn i«pnteren abgewiesen, weil jedenfalls der Kansalznsanmien- 
hang fehle /wihchen tU r unerlaubten Handlung (dem Abschluss d&5 Engagenu nt- 
vertrages) des Beklagten und dem durch das sehfidigendc Ereignis (das Fortbleiben 
der Instit ute beim Kläger nach dmi 1. April) eingetretenen Schaden. ,.E8 ißt nicht 
erforderhch, dass der eingetretene Nachteil die unmittelbare und notwendige Folge 
der unerlaubte Handlung ecü, jedenfalls aber muss {eststdbe. dass der Schaden 
nicht cintrotrrtrn wäre, wenn jene Haiidluii<r nicht hc^Mii^ n wäre. . . . Den Be- 
weis, dusü dielnstlcutc den Dienst beim Kläger am 1. April lüUO nicht aufgegeben 
hätten, wenn sie am 1. A^nril 1900 nicht vom Beklagten engagiert worden wären, 
hat Kläger nicht /u fühicii v<r>ucht. Er hätte ihn auch uiclit zuführen vermocht." 
— Darin steckt gerade der Fehler; man verlangt zu viel vom Kläger! ~ Es kommt 
doch cigt^nthch nichts anderes in Frage, als dass die Instlcuto darum nicht wieder 
im alten Dienst erschienen, weil sie einen neuen Dienst angetreten hatten. Der 
Kausalzusammenlian'r zwi.schen dem Abschluss de? neuen Dienst vertrage« und dem 
Wegbleiben der Dienstleute aus dem alten Dienst is^t in derartig hohem Grade 
wahrsdieinlich« dasii den Beklagten die ßeweislast trifft, wenn er behaupten will, 
der Zusammenhang bestände doch nicht. — Richtig dagegen OLG HamburL' vom 
20. III. 1<J01 in den E. d. OLG Bd. 6. S. 82, 83; vom KG bestätigt: J. W. 
1002 S. 29 Nr. 24; ygl. ferner ERG Bd. 10 S. 04; Bd. 10 8. 140; Bd. 29 
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Geschichtliches. 

1. 

Entwieklong der Lebro der ddiktiadMin leilnahme im rUmischeii and 

gemeinen Eeeht^) 

Wir nii'isM'ii tiot/. ilos doirmatischcn Zwecks unsvivr Arbeit auf die 
Behandluni; der TeilnaluiU) im rüinisclien und genn iin u R^-dit schon darum 
kurz eingehen, wei! die Motive') bemerken, die Best inunuiig, das«; iiK-hreio, 
welche durch g:emeiusames Handeln, sei es als Anstiftei-, Tilun- «.der üc- 
liulfen , einen Scliadcn verursacht haben^ als Gesamtächuiduei* liafteu, gäbe 
das geltende Heclit wieder. 

Dieser Ausspruch der Motive ist allerdings ebenso «Dricfatig, urieknns. 
Denn das geltende Becht, worunter, wie ein Hinweis in einer Note da^ 
selbst zeigl^ nicht etwa nur das gemeine Recht, sondern — abgesehen 
vom fiansösischen Recht — alle andern auch sonst bei den Yoiarbeiten 
zum BOB herangezogenen Rechte, Qesetzbficher und Entwürfe veistanden 
sind, ist yon Übereinstimmung weit entfernt. IMe Normen dieser anderen 
Rechte hier su prüfen, wfirde aber impraktisch sein. Denn in der Tat 
sind die §§ 830, 840 BGB nichts anderes als eine Fortentwickelung des 
römischen und gemeinen Rechts und sind von anderen Rechten nicht er- 
kennbar beeinflusst Auf die wichtigsten dieser fremdrechtlichen Be- 
stimmungen wird im %w&tm, Hauptteil unserer Arbeit bei einer Spezial- 
frage noch einzufifohen sein'). — 

Im rr»misi-hen l^clile. das kt-iinu allgemeinen Delikt>l»oirriff und 
keine' allgCMK-nie Deliktslt hio kt iint, linden sich Fälle von Teiinalime über 
das ganze Dcliktsrecbt vcistieut. Die gemeinrechtliche Doktrin behandelt 

*) vjfl. Wiio n tijr, ill>or dit'Haftun<r für frenido uncriaubtc Handlun;<en, 1875, 
Wiiidrtchcid, Jahrbuch d.^ P;iiid(kt. iimhte, 6, Auflage 18«7, § 455,t^o. 6, 
Pcrnbui^', Pandekten, 5. Atitluge, lhJ*7, ^ V.il, 

>) lld. 2, 738 zu § 714 K. I, 

«) a unten § 17. 
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diese Lohie meist cns im Ansohluss an die lex A(juilia. Danach kann }ot]ov 
kulpose*) Mittäter, dessen Verlialten für den eingetretenen Schaden kausal 
geworden ist, zum vollen Schadensersätze in Anspruch genommeQ werden.*) 
Was für den TfUer gilt, gilt auch füi- den Qehülfen,*) voi-ausgesetzt, dass 
dessen Verbalteu kausal gewesen ist Wegen dieser Gleichheit der Haftung 
ist es zu einer scbarfen Abtrennung der Begriffe nicht gekommen*)L 

Im jüngeren römischen und im gemeinen Recht wurde auch die 
gleiche Haftung des Anstifters, der in der Bestimmung des Willess des 
Tätera zum Delikt eine psydiisdie Bedingung des eintretenden Scliadeos 

gesetzt hat, nach und nach seldechthin anerkannt'). 

Das römische Kecht hielt streng daran fest, dass dem Tätci* und 
dem Gehülfen, sollten sie haften, bewiese werden musste, dass ilu* Ver- 
lialten für den Schaden kausal gewesen sei. Es kam dabei den Interessen 
des von mehreren Personen Geschädigten nur insofern entgegen, als es 
jeden der Täter für haftbar erklärte, der c^cgcn den Verletzten tätlich ge- 
worden war, wenn auch nur einer der Täter, aber ungewiss welcher, 
den ünderfolg verursacht, den töüicben Stoss geführt hatte*). Wird fest- 
gestellt, wer den t5tlioben Streich geführt hat, so haftet dieser allein^). 
Dagegen ist keiner verantwortlich, wenn der Geschädigte von einem 
Täter verletzt worden ist, er aber weder nachweisen kann, wer ihn ver- 
letzt hat und wer überhaupt tätlich gegen ihn geworden ist Hier haben 
die Römer an dem ErCordemisse des Nachweises des Kausalzusammen- 
hanges festgehalten, sei es auch auf Kosten des Geschädigten. 

Schwierigkeiten machten dcu ir.mist hen Juristen die Fälle, in denen, 
bevor die von dem er>ten Täter herbeigeführle Veiletzunu- sich auswirken 
konnte, bevor auf die tötliche Verwundung- der Tod eintreten konnte, ein 
zweiter Täter (oder ein Natu reit' ignis) schädigend in den Kausalverlaiif 
eingriff imd selbständig den Tod des Verwundeten herbeiführte. U 1 p i a u*^) 

') Die culpa als eine der Voraussetzungen der Haftung aus der lex Aquilia 
«(Messt den dolus mit ein. 

») 1. 11 § 4, I. 11 § 1 D. 1», 2: vgl. auch L 15 § 2 D. 43, 24. 

*) 1 7 ^ <; D. 0, 2: ^ lf) T. 4t 3(si qub miserioordia ductus, aUenum servum 

cuiiipeditum .solverit, ut tugeretj. 

*) vgl. Mommsen, Edmiscfaes Straf recht, 1899, 8. 99 ; Waentig, 168.S3. 

*) vgl. aber noch Wind scheid. Pand. § 4.5ä, Note 27; dagegen Dern- 
burg, rand.§i:n, Note 16 ; Waentig, S.27; RtJ bei Sc uff ort, Bd. 39,Nr. 105. 

*» 1. 51 § 1 I). 9, 2: Tdquo est consequens auctoritati vetcrum : qui cum a 
pluribuH ideni servus ita viilueratus esset, ut um upparcret, cuius ictu perisset, 
omnes lege Aquilia tencri indicaTcrunt. 

^) 1. 11 § 2 D. 9, 2: Et si qnidem appiurd;, ^ius ictu perierit» iUei quasi 

ocriderit, tenetur. 

•) 1, 11 § 3, L 15 § 1 D. 9, 2. 
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entscheidet, dasa dem ci-«(<'n T iti r ilm- Enderfulg nicht zugeieclinöt 
veideii könne, während Julian') beide als Totschläger haften lassen 
will, — ein Widersprucli, den die Doktrin vei^geblich zu lösen sich be- 
mfiht hat>). — 

Die Entscheidungen der gemeinrechtlichen Praxis sseigen im 
wesentlichen dasselbe Gesicht. Doch hat sich die Praxis in einem Punkte 
ihre Aufgabe erschwert: Wenn nicht jeder Mittätei' allein den ganzen 
• Schaden herbeigeführt hat, verlangt sie, damit jeder verantwortlich gemacht 
werden könne, dass die Tftter bewuast zusammengewirkt, dass sie in einer 
„WiUensgemeinschaft" gcliandelt haben müssen*). Es gäbe darum keine 
febi'iassige Mittäterschaft und Teilnahme. 

Soweit wir sehen, zwingen die Quellen niciit zu einer derartigen 
fiinengung des Begriffs der Teilnahme. Bei Delikten, die nur vorsätzlich 
begangen weiflon können, inuss man nach römischem Kecht allerdings ein 
bewusstes Z usain inen w irkeu der Täter verlangen, das bemerken die 
Quellen ausdrücklich*). 

Aber wanim hei dvv lex Aquilia, bei di r .,der römische Jurist ein 
für alle mal gar nicht an den Dolus denkt, di-r ja dabei ganz ohne jiraktischc 
Bedeutung ist,"') warum man hier ein fahrlässiges Zusammenwirken nicht 
als Mittäterscliaft ansieht, ist uns niclit ersichtlich, um so weniger, aU> 
die Doktrin liier keine Unterschiede kennt! '^)') 

Vielleicht mag der Grund dieser Einschiftukung biiin zu finden 
sein^ dass man bis zu der Begrflndung der neueren KausaUtätsthoonen, 



") 1. 51 pr. D. }), 2. 

*) vgl. die Nachwoisungcn bei \'angerow, Lehrbuch der Fand^tco. 7. Aufl., 

18Ü0, Bd. :i mi, Anm. 2, S. "85 ff. 

Bolze Bd. 1 Xo. 2')0 u. lid. 2 Nu. 355; EKG Bd. 47 S. 246; da- 
g^n Scuffprt Bd. 27 No. 28. — 

*) I. .jO !i 2 D. 47, 2; 1. 7 § 5 D. 2, 1. 

Pernice, M. A. Lalxti, Bd. 2, 1878. S 5<), Auiu. G. 

•) Nur Baron, die Gcj^anitreebtsverhältnifise im rftm. Rtvht, 18()4, 8. 220, 
beschrankt die J^olidarhaft auf die Mittäter in Wilkiisgeiix insdiuft ; ^( büll (ilück 
aber erkennt die Solidarität auch des fahrlasäieeu Mittäters an, Bandckten, 10 Tbl., 
Abt V, 1808, ij 705, S. 385. - 

'') Aueh im prcu>si>c}i( II und franz^ischon Recht ist die WiUen«|pmein8ehaf t 
nicht VorauääctKunfi der Mittäterschaft. 

Vgl. Dcrnburg, L^bnch des PrensHischen Privatrecht»». Bd. 2, 1878, 

§ 259, 8. 092, No. 19; Bolze Btl. :{ No. 23«); Bd. 9 No. 114: .T. \\. Bd. 2u 
. 373 No. 24; Bd. 19 S. 131 No. 9. — In der franziwischen Praxis wini zwar 
häufig das „conccrt frau<lnku.\ ' als (inmd der im <■. c. nicht vorgeschriebenen 
Solldarhaft der Mittater angegeben; Buudry-Lacon t ine ri« .t Bai dt , Traite 
theorimie et pratiqnc de Droit Civil, IV- (.V.li<zäri-»M- ]Vl 2, l'.Mij!, Xo. lli03,S.38S. 
Niehtacwlowciiigrr hat <lie Pnixifi aucli du: iioluiurüali der Mittater ohne Willen>^- 
genieinschaft häufig anerkannt: Pande<-t('s f ran^ftises. Nouveau reiK-rtoire de do<- 
triiic. de h''gislation et de juri-prndi ikt htvgeg. von Weis 8 uihI Freniielot, 
ObliüuiionH I. No 328 ff.; No. 34U; Sourdat, Traite gcnend de la rcsponsabilite 
ou de Taction eo dommagCB-intdrßla cndöbors do» coDtrats, 5, Aufl., 1003, Bd L. 
No. 125. ^ 
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der JBedingungstheorie und der Theorie der adät^uateu Venirsachuog, 
nur sehr zaghaft mehi-ei'c Ursachen eines Erfolges nebeneinander, zumal 
neben der, liauptursacho'^nocli andere „Mitui'sachcn^*, anerkannte und dass man 
glaubte, man dürfe nur dann die unselbständigere Kausalität des ^littäters 
tnit der des alleinigen Jätet'S und die noch unselbständigere Kausalität 
des Geholfen neben der des Täters berflcksichtigen, wenn auch von 
der Vorsteihmg und dem Willen des Mittäters und des Gehülfen das 
Bild und der Plan der Tat ebenso Idar er&sst worden sei, wie von dem 
aUeimgen Täter, Vor allem aber dOrften auch stntfrechtlicfae ParaUelen 
mitgewirkt haben'). * 

Wie dem auch sei: Die Praxis hat mit dieser Auslegung des 
Begriffe der Teilnahme allerhand Schwierigkeiten gesdiaffen, von denen 

weder die römischen Quellen, nocli, wie sich unten zeigen wird, das BGB 

etwas wissen. 

Sic war gezwungen, bei der Mittäterschaft ohne Willensg^meirischaft 
wieder zu untei-sflieidon, ob jeder der belangten Täter den ganzen Schaden 
auch ohne die Mitwirkung der andern angerichtet hätte oder nicht. Tm 
ersten Falle konnte der Geschädigte jeden auf den ganzen Schaden be- 
langen. Praktisch wurde also dieser Fall dem der Willensgemeinschaft 
gleichbchandelt ; so in der Entscheidung des Reichsgerichts Hd. 16 
S. 144, wo «wei Petroleumbohrgosellscliaften solidarisch zur Ti*agung 
des Scliadens verurteilt wurden, den ihre stark salzhaltigen Abflüsse den 
Bieselwiesen der Klägerin zugefügt hatten. Sie wurden mit ihrer Einrede 
nicht gehört, dass gleichzeitig noch andere doilige Petroleumgesellschaften 
mit ihren Abfallgewässem an der Verursachung des den Klägern ent- 
standenen Schadens beteiligt gewesen selen^ weil ^e der beiden Beklagten 
mit ihrem Anteile an dem Zuflüsse auch allein den Schaden angerichten hätte. 

In allen anderen Fällen mangelnder Willensgemeinschaft, in denen 
nicht jeder der belangten Mittäter schon allein den ganzen Schaden 
vemrsacht hatte, hätte man konsequent die Haftung jedes einzelnen auf 
dasOanze und die solidarische Haftung mehrerer Belangter leugnen mOssen, 
wenn die Heraushebung der Fidle der Mittäterachaft mit Wittensgemein- 
schaft einen pmktischen Werl iiaben sollte. 

Nichts von alle üeiiil 

In einer im Bd. 23 S. 15S abgedruekten Ent.scheidung ghiubl das 
«cichsgericht in dem Vorgehen der beiden Beklagten, von denen der eine 
mit einem Totschläger, der andere mit einem Besenstiel auf den naeldier 
an den ITolgen der Misshandhmg gestorbener Ehemann ilcr Klägerin los-> 

*) Vgl oben a 0. 
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^gesddagen hat, keine WilleDBgeiuemscliaft feststellen zu können, erklart 
aber trotzdem beide Täter fSr solidariscfa YerantwortliclL Denn immer- 
liin stehe es ausser Zweifel, dass auch der eine Täter, der nicht mit 
dem Totschläger geschlagen habe, den Tod des Hisshanddten mit ver- 
ursacht habe. Denn das Vorgehen dieses zweiten Angreifers habe den 
Ueberfalienen verhindert, sich gegen den andern, der ihm den tötlichen 
Streich versetzte, iu genOgender Weise zur Wehr zu setzen. — Eine 
zw^ellos richtige und den Quellen entsprechende Entscheidung^ die aber 
doch nur darum richtig ausgefoUen ist, weil sie die Willensgemdnschaft 
als Voraussetzung der Mittäterschaft und damit der Solidaihaft Über Bord 
wirft! Ja, noch mehr! Das Reichsgericht') erkennt selbst an, dass auch 
in Füllen einer falirlässig von mehreren begangenen imcplaubten Handlung 
die Mittäter solidariscli hafteten. ,^T,bci- nicht deshalb, weil der Eine für 
die Handlungen des anderen haftet, sondern trotzdem dies nicht der 
Fall ist, seine eigene Fahriäüsigkeit aber iüuisal war für den Eintritt de« 
Schadens." 

Damit ist die rborflössigkeit und Haltlosiglieit dieser unpmiitikablen 
Unterscheidung festi^estellt. 

Fremd ist dies«- l'ntei'scjheiduiiir auch einem neueien l.'rteil des hansea- 
tischen Oberlandesgeriehts'). Darin ^v* rden die Beklagten für den Schaden 
für liaftbar erklärt, den sie durch Einäsclierung eines Strohdachs fahrlässig, 
also ohne Wiliensgemeinschaft, zusanimen angerichtet hatten: Sie hatten 
aul einem Ausfluge Papierballons steigen lassen, in deren untere Öffnung 
sie mit Spiritus getränkte Watte gesteckt und diese dann angezündet 
hatten, obwolil sie darauf aufmerksam gemacht waren, dass strohgedeckte 
Häuser in der Nilhe wären';. 

In allen anderen Fällen der Mittaterschaft hat sich die Praxis mit 
den Quellen im wesentlichen im Einklang gehalten, nldit ohne dass aller- 
hand kleinere Differenzen zwischen den verschiedenen Entscheidungen und 
zwischen einzelnen Entscheidungen und den Quellen bemerkbar wären. 

Die Gleichstellung des (kausalen) Geholfen mit dem Täter wird 
mehrfach ausgesprochen*) insbesondere die des Hehlers*) mit dem Diebe; 
ebenso die gleiclie Haftung des Anstifters') mit den beiden andern 
Gruppen der Teilnahme. 

•) Bolze Bd. iL'. Nü. 130. 

») Deutsche Jur. Ztg. von 1SS)8 S. :JI2 No. 11. 

^) Vgl. eine ältere württeniherg. Kiitscheiduiig lx?i Seuffert Bd. \') N<>. 12^1, 
mid eine — exprcsi*i.s verbij* — auf das Recht ilcr le.\ Aquiliu zurückgehende 
bayrische Entseheidung Ix'i Seiiffert, Bd. .')! No. 263. 

«) Bolze Bd. 2 N'o. :jr).->; Seuft. it Bd. «J No. 44. 

•) Öcuffort Bd. 20 No. 134; 13d. 31 No. 35. 

*) des Anstiften: ERG Bd. 10 S.13ä;Scu ff crt fid.aNo.44: Bd.89No. 
nicht des blossen Batgebers; 0olze Bd. 2 No. 541; Scuffert Bd. 32 No. 45. 
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Um sn iinoifieuliehcr ist eine Reichsgerichtsontscheidiing bei Bolze 
Hil. 15 No. l(lü: Sie erkennt zwar die praktische Bedeutnngslosi^^keit der 
drei Formen der Teilnalirae ftti* die Haftung au : sie billigt ahev die Ab- 
lehnung weiterer BeweisaDtrftge seitens des Beiufungsgerielits, diircli die 
die „Beteiligung" einer Pei-son an einer Brandstifiiiiig klar gestellt wei'den 
sollte, weil in dem Beweisantrag der Nachweis einer bestimmten Art der 
Beteiligung nicht erbracht sei. 

• Man sollte meinen, die gemeinrechtliche Praxis, deren Arbeit so 
häufig durch das Fehlen scharf gefosster gesetzlicher Tatbestände im ge- 
meinen Recht ei'schwert worden ist, hätte nie in den Fehler veriEallen 
können, dem eine mit präzisen gesetzlichen Tatbeständen arbeitende 
Praxis mehr ausgesetzt ist^ in den Fehler, dem einzelnen Worte in einer 
Rechtsnorm euien Ohertriebenen Wert beizumessen. Was hat der gemein- 
rechtliche Richter fQr ein Interesse daran, die besondere Art der Betei- 
ligung an einem Delikte nachgewiesen zu bekommen, da doch das gemeine 
Recht alle drei in Betracht kommenden Teilnahmearteu — Mittäterschaft^ 
Beihülfe und Anstiftung — gleich behandelt? 

Die q-omeiiireelitlidie Praxis verlan^i mit dein römischen ]hx-)\\ deu 
Nacliwi'i.s. dass das Verhalten des auf Schaden sei-satz in Ans])ruch genom- 
menen Teilnehmei-s für den sdiiidigenden Eifulg kausal gewcfion ^^ei und 
erklärt anch dann alle tätlich gewordenen Teilnehmer tür haftbar, wenn 
mir einer %^on ihnen, aber uugewiss wer, den Enderfolg herbeigeführt, hat*)! 
Der Hauptfall ist der eines gemeinschaftlichen Delikts gegen das Leben: 
mehrere schlagen auf einen einzelnen los, doch stirbt dieser an der ihm 
von eine ni der Angreifer zugefügten Yerl«}tzung. 

Vereinzelte weitergehende Entscheidungen durften dagegen der hier 
einschlagenden 1. 51 § 1 D. 9,2 (oben S. 8) widersprechen; dahin 
gehört eine Reichsgerichtsentscheidnng bei Bolze^): Zwei Grenzaufseher 
haben auf einem gemeinsamen Dienstgang auf einen Schmuggler — wie 
behauptet wird, rechtswidrig — geschossen ; der Schmuggler ist TOn einer 
der lieiden Kugeln verwundet worden. Das Reichsgericht lässt sie — 
audi hiier unter Heranziehung des Gesichtspunkts der Willensgemeinscbaft 
— als Mittäter solidarisdi haften. 

Diese £ntsdieidung lässt sich nach g^einem Rechte nicht halten, 
denn trotz aller Willensgemeinschaft ist eben nur einer der Grenzaufseher 

füi- die Verwundung kausal geworden'). 

M^KÜß Bd. 1 8. 89; Bd. 23 S. 158; fiieiiffert Bd. 13 No. 144; Bd, 51 
No. 2(i3. 

») Bd. 1 No. 520. 

') BIjcnsowciu'g ist die Entocb. d. OLG Kolnuur in der D. Jur.-Ztg. von 
1897 288 No. 9 haltbar. 
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—> Noch CHI \ydav Woi-te über das tnneaverhältnis der Teilaclimcr im 

römibclicn und gemeinen Recht*). 

Das klassische rüiuisclie Hecht hat die aus dem iir.si)runglieh pönalen 
ChaiTikter der p"mischeii Privatdelikte heivüigegangeno Haftung jedes 
Teilnehmers auf das Ganze längst aufgegeben. Die natiu:gemäss^J an die 
Stelle tretcndr Form der Ilaftinif^ wnr die Solidarität. 

Wie stand es aber mit dem Inneiiverhiiltnis d<'r Teilnehmer? Das 
römische Hecht teilte uielit den Standpunkt unseres liÖÜ: Wo Gesamt- 
haftung, da auch Kückgriffsrecht der Gesamtschuldner untereinander. 
Es gab vielmehr den Correalschuldnern nur dann den RcgTess, wenn sicli 
dies aus dem zugrunde liegenden Rechtsverhältnis (z. B. Mandat, Gesell- 
seliaft) ergab. Da ein solches Grund Verhältnis bei der Solidarität der 
deliktischen Teilnehmer feldt, so fand noch bis in die jdngste Zeit des 
gemeinen Rechts hinein die Anschauung viele Anhänger, dass der auf 
mehr als seinen Kopf teil belangte Mittater gegen die Genossen keinen 
Regresa habe. Wenn auch schon Savigny, wenn auch Dernburg und 
neuerdings tmter enei^giacher Hecanztehung des Gesichtspunktes der unge» 
rechtfertigten Bereicherung Grome*) das Rilckgrifteiecfat unter den Teil« 
nehmem anerkannt haben, so hat sich andererseits vor nicht langer Zeit 
ein bedeutsames Urteil des OLG Hambuig*) gegen die Zulassung des 
Regresses, von dem die Quellen nichts wflssten, ausgesprochen; und das 
Reichsgericht hat diese Erkenntnis bestätigt. 



2. 
§ 3. 

Ent^tehnu^^ der ^§ 830, S40 lU^a 

Der Teilnehmer tritt durch seine Teilnahme an einer unerlaubten 
Handlung nach aussen gsgenQber dem iBeschSdigten und nach innen gegen- 
über dem Mittäter in rechtliche Beziehungen. 

Auf den ersten Blick möchte es scheinen, als ob das BGB die 
Trennung des Aussen- und des Innenverhältnisses sehr leidit machte, 
indem es dem Anssenverhältnls den § 830, dem Innenverhältnis den 
§ 840 widmete. 

•) vgl. Windscheid Tand. §S 294, 2H8; Dernburg Pjind., t??; 7:{. a. E., 
74, 1S9; Savign y. d. Obiigntionenrocht Bd. I, 1851, § 22, S. 218, 219: Crome 
SoHdÄrität, 8. 124 ff. - 

') Crome a. a. O. S. 102. 

») ßeuffort Bd. 52 No. 7. 
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^ «ao lauUit: ' • 

„Huben Mt'hrero (Inrch eine f^enieiuscUaftlich begangene iiin.'i- 
erlaubte Haadluuu: tMii«Mi Schaden vernisacht, so ht jeder für 
(leii Schaden vemntwortlidi. Da< Gh-iclio <r\\\, wenn sich nieht 
ennitteln lilsst, wer von mehreren Betheiligtcu den Scliadcu durch 
seine Ilandhing vorurfvicht hat. 

Anstifter unil Gehülfeu stellen Mitthäteru gleich", 

und § 840: 

,,8ind fnr den aus einer unerJaubten Handlung entstehenden 
Schaden Mehrere nebeneinander veruitwoitlich, so haften sie, 
yorfoehalüich der Vorschrift des § 835 Abs. 3, als Oesamtschuldner. 

Ist neben demjenigen, welcher nach den §§ 831, 832 zam 
Ersätze des von einem Anderen verursachten Schadens verpflichtet 
ist, auch der Andere für den Sdiaden verantwortlich, so ist in 
ihrem Verhfiltnisse zueinander der Andere allein, im Falle des 
§ 829 der Aufeiditspffichtige allein verpflichtet. 

Ist neben ilonijenigen, welcher nach den §§ ^38 bis 838 zum 
Ersätze des Schadens verpiliciitet ist, ein Di-ittcr für i]on Scliaden 
verantwortlich, sd ist in ihrem Y^crhältnissc zueinander der 
Dritte allein verpflichtet." 
Der § 841 ciitludt sodann noch eine dem § 840 Abs. 2 nahe ver- 
wandte Spezialvorschrift*). 

Es ist ebenso klar, dass vom Inncnvcrhältuis im § 830 nicht die 
Rede ist, wie dass die Absätze 2 und 3 des § 840 und der § 841 nur 
das Iiinoii Verhältnis betrcffen. Dagegen bildet der § 84<» Abs. 1 das 
Bindeglied zwischen seinen eigenen weiteren Absätzen und dem § 830 
und ist bei beiden Hanptteilen unserer Arbeit heranzuziehen: Indem er 
'die Qesamthaftang der Schadenstifter statuiert, sagt er zugleich^ dass 
der Beschädigte trotz § 830 Abs. 1 den Schaden nur einmal ersetzt be- 
anspruchen und dass der verklagte Schädiger von den Anderen Aus- 
gleichung verlangen kann (§ 426). 

Den §§ 830, 840 Abs. 1 entsprach im Entwurf I der einzige § 714, 
der lautete: 

„Haben Mehiere durch gemeinsames Ifondeln, sei es als An- 
stifter, ThAter oder Qehülfen, einen Schaden verursacht, so haften 

'j Er iantot: 

„Ist ein Besamter, der vormöge seiner Amtspflicht citn n AnJ( kd zur Ge- 
Bchiiftsfühning für cinci) Driftrii zu htv-fellcn oder eine solche Gesehäf'tsfiibrung 
zu beaufsichtigen oder durch Genehmigung von Keehtsgesehättcn bei ihr mit- 
zuwirken hat, wegen Verletzung dieser Pflichten neben dem Anderen für den 
vun diesau venirsachten Schnden verantwortlidiy ao ist in ihrem Verhältnisse 
zueinander der Andere alldu vcrptUehtet." 
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' sie als Gesammtschuldner. Das Gleiche gilt, wenn im Fatlo eineä 
von Mehreren verschuldeteu ScliadenB von den Mehreii3n nicht 
gemeinsam gehandelt^ der AntheQ desEtnzehien an dem Schaden 
aber nicht zu ermitteln ist." 

Der zweite Satz dieses § hat Hchon etwas von der ßruviloiiueiiz, 
die jetzt unser ganzes Gesetzbuch auszeichnet. Er zwingt zu einem 
argumentum a contrario, das die wortreicheren früheren Gefjetzgebuugea 
jcdenfcdls als positive Rechtsnorm aufgenommeu liätten und welches lautet: 

Dagegen tritt keine Gesamthaftitng ein, sondern jeder haftet dem Be- 
schädigten nur auf seinen Anteil, wenn mehrere niclit gemeinsam gehan- 
delt haben und sich der Anteil des einzelnen an dem Schaden ermitteln Ifisst. 

Zu den RÜlen des nicht ^^meinsamen Handelns" gehört zweifellos 
das suooeasive, unabhängige Eingreifen Mehrerer in eine schadenstiftendeKau- 
salreihe, ferner aber wohl auch — nftmlich dann, wenn man anter 
meinsamem Handeln*^ nur das vorsätzliche Zusammenwirken in „Willens- 
gemeinschaftf' versteht — die fahrlässige Teilnahme an einer unerlaubten 
Handlung. 

Für die Entscheidung der nicht seltenen Fälle, in denen jedenfalls 
einer von mehreren Beteiligten, aber ungewiss \selcher, einen Schaden 
gestiftet hat, bietet der E. I keine Rechtsnonn. Es wird also dem Ge- 
schädigten der Nachweis des Verschuldens und der Kausalität jedes be- 

iaiiHten Tcilnelimcrs ohne Vorbehalt auferlegt; wenn der Richter den Be- 
weis des vorliegenden Kausalzusanuncnhanges — unter I^rflck-ichtigung 
des § 2>^7 rPO nicht als geführt erachtet, kann der Gesctiädigte nicht 
durclui ringen. 

Dem § TUE. 1 entsprechi-n die §§ 753, 704 E. TT, die dann als 
die §§ 8:iU, 840 ihrem ganzen Inhalt nach, mit einer ganz unwesentlichen 
Veränderung in der Fassung, ins aufgtmommen sind. 

Welche Versinderungen liaben die §§ Hiii», 84u Abs. 1, rein äiisser- 
lich betrachtet, gegenüber dem § 714 E. I gebracht? 

1. Sie haben den Normalfall der Verschuldung eines Schadens durch 
gemeinsames Handdin andere formuliert und in zwei Sätze (§ 830 
S. 1 und § 840 S. 1) zerschlagen. An Stelle der .^Verschuldung 
dureli gemeinsames Handeln^ ist die ,^meinschaftlich begangne 
unerlaubte Handlung'^ getreten. 

2. Sie haben dem Anstifter und Oehilllen einen sdbsffindigen Satz go- 
gCnnt; § 830, Abs. 2. 

3. Sie haben den vom £. I nicht berficksichtigten Fall, d&ss jemand von 
einem von mehreren^ aber nngewiss von wem, geschädigt ist, in 
einer besonderen Rechtsix'gel — § 830, S. 2 — behandelt. 
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4. Dör ZNVoitcSatz des § 711 E. I ist in .loa ^§ 83U, 810 S. 1 nicht 
oikoiinbar. 

Es wii-cl sieh jedocii im Verlaufe der Aiislei;ting des § 830 zeigen, 
dass die wiciitigste sachliche Änderung io der Neueinfrdiraog des 
§ 830 S. 2 bestellt, dass dagegen hei <1< r „gemein scliaftiicli begmigenen 
unerlaubten Handlung"' ia kausaler Uiasicht an die Haftung der Teil- 
nehmer dieselben Anforderungen zu stellen sind, wie. bei der »Ver- 
schuldung durch gemeinsames Handeln'"). Aber in einer anderen Hinsicht 
ist die Haftimg aus § 830 S. 1 weiter als die ans 714 E. I S. 1; 
Während § 714 £.1 S> 1 nur au! schiddhafte Delikte, findet § 830 S. l\ 
wie unten zu beweisen sein wird, auf alle, auch die kein VerscMden 
voraussetzenden unerlaubten Handlungen Anwendung. 

Auf die Vorgeschichte der §§ 840 Abs. 2 und 3 und 841, die 
weniger Bedeutung für unsere Arbeit haben, bmucht nicht eingegangen zu 
werden. 

Zum Sclüuss nur noch ein Wort zum § 338 E. I, der lautete: 

,,Haften Mehrere als Gesammtschuldner fQr Schadenersatz aus 
einer widerrechtlichen Handlung, so steht demjenigen, welcher 
Yorsätzlich gdiandelt hat, . ein Ersatzan^ruch g^n die ftbrigen 
Gesammtschuldner nicht zu/* 

Wäluend i\\m der 337 E. I S. 1, mit dem sich d. i ^ 420 S. 1 
B(tB im Aveseiitlic'ht'ii deckt, das Rfiekgriffsrccht dei- fahrliUbigen Teil- 
ni'hiner an einer uuerlaubtcn Handlung .statuiert, entzieht der jj 338 da- 
gegen jedem vorsätzlichen Mittäter das Kegressrecht 

Dadurch, dass der § 338 E. I keine Aufnahme in das BGB gefunden 
hat, ist eine grundsätzlich verschiedene Behandlung des vorsätzlichen 
und des jfohrlfissigen Teilnehmers beseitigt worden : auch dem vorsätzlichen 
Täter kommt also der § 42C BGB zugute. Dass trotzdem gerade der 
§ 426 in einzelnen Fällen die Berücksichtigung der Art und des 
Grades der Verschuldung der einzelnen Teilnehmer bei der Bestimmung 
destJmfongs des RAckgriffs fordert, wird im zweiten Hauptteile zu zeigen sein. 



• Creme hat seine ontgegengesctzte Ansicht, Sohdaritüt 105 ff., in seinem 

SvRtem des DeuL-^-hcn Bürgerlichen Rechts, 1.. Aufl., (IflOa), § 338, Note 10, S. 1070. 
wesentlich» htnMchUich doü § 830 B. 2 sogar zu weit, eingeschränkt; vgl. u»t«n 

§10. 
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Erster HauptteiL 

Das Aüssenverhältnis der Teilnehmer gegenüber dem Geschadigten. 

1. 

Dio unerlaubte Handlang. 

„Haben Mehrere durch eine gemeinschaAlich begangene unerlaubte 
Handlung einen Schaden verursacht, so ist jeder fftr den Schaden veiantvorüicli". 

Dieser S. 1 des § 830, mit dessen Auslegung wir beginnen^ enthalt 
drei Tatbestandseleaiente allgemeineren Charakters, deren Bedeutung weit 
über den Rahmen unserer Arbeit hinausgeht: (1) ein Schaden, (2) veruiv 
sacht durch (3) eine unerlaubte Handlung. 

Die Ausl^ng einer speziellen Recbtsregel hat sich, um nicht das 
Zentrum ihrer Arbeit wiUkflrlich zu Terschieben, mit den allgemeinen 
Merkmalen ihres Tatbestandes nur soweit zu beschäftigen, als von der 
richtigen Erkenntnis des Wesens dieser Merkmale die richtige Erfassung 
des Inhalts der speziellea Regel abhängig ist. 

Hiernach würde die Er<")rtening des Begriffs des Schadens au dieser 
Stelle überflüssig, ja, ein Fehler sein. 

Wir veretchen unter Schaden mit DernbiiigV) 

uns treffende Xaciiteile. die nach dem ge\v()hnlirhen Laufe der 
Dinge entwt'dcr liberhauiit iiicht odei' noch nicht zu iTwai-ten ^va^cn. 

Dagegen müssen wir auf die Begriffe der unerlaubten Handlung und 
der Verursachung niUier eingehen. 

Es hat für unsere Arbeit ein doppeltes Intci'csse, den Begriff der 
unerlaubten Haudluag') zu bestimmea. 

') Fand., Bd. II, § 44, S. 122. 

') Von Spozialliteratur vgl. aue«er TonLiszt, Ddiktsobligationen: Linckel- 

mann. Di«» f^-hadcrisr isat/.pnicht ans unerlaubten Handlungen, 1898, vor allem 
aber Jung, Delikt und ixbuderisverureachung, 1897, und M. Rinnclin, DicGründc 
der Schadensziire<hnung, ISOC); — wenig Neue* in: W. MGlIer, Der Begriff der 
unrrlanbfon HandliuiL: nach dem RrrR.Diss , Halle, 1JK)0; Mittnrcg, Dio uner- 
liuiblen Hsuidlungcn nm li BGB, Diaä., Erlangen, 1S99. 

2 
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JSimnal euthäll das BGB in seiiu m 25. Titel dos 2. Buchs mv\ nnc\i 
an vcroin/.cltcu amicron Stelluu noWii bei>tiiuiuU;n dcliktischeii Spo/ialtat- 
bestüiulen eini^o a)I,<»'<'nio!no. auf alle unorhiubteii Handlungen, und um- 
auf (lioKo, Aiuvoinliiim- findende Rofrolii, unter denen eben iin>ere sjij 830, 
840 die wieiitigsten sind. Und zweitens wird anerkannt, dass es auch 
ausserhalb des BGB im sonstigen Reichsrecht und im Landesrecht uner- 
laubte Handluni^^?n gibt, an denen also auch eine Teilnahme nach den 
830, 840 BGB möglich ist. Welche Tat l. stünde das sind, lasst sieh 
ci^st sageo, wenn man aus deu Voi-schrifteii d« s die ffh- die Begriffs- 
bestimmung allein raasftgebend sind, dca B^iff der unerlaubten Hand- 
lung ennittelt hat. 

Xauli der lieikömmlichen Definition ist die unerlaubte Handlung, 
ebenso wie das gemeinrechtliche Privatdelikt, die schuldhaftc, rechtswidrige 
Scliadenszufügung. 

Dieser Bogriff entspricht in der Tat einem Teil der im 25. Titd 
des 2. Buchs des BGB entlialtenen Tatbestände, den §§ 823—820, 839. 
Daneben enth&lt das BOB- in dem genannten, „unerlaubte Handlungen'* 
fiberschriebenen Titel noch mehr^ Tatbestiinde, in denen eine fidiadens- 
ersatzpfltcht an eine schuldlose rechtswidrige SchadenszufOgnng geknüpft 
ist: §§ 833, 835. Auch aus den §g 831, 832, 836 kann ein Schadens- 
stifter ohne Yersohnlden zum Eisatase verurteilt werden. Dabei sind jedoch 
die letzteren drei §§ der ersten Gruppe dadurch angenähert, dass sie dem 
Belangten den Exkulpationsbeweis gestatten. Trotz der Überdnstimmung 
der genannten drei §§ in der Umkehrung der Beweislast ist unter ihnen 
wieder der § 836 der objektiven Gruppe der 833, 835 sehr angenähert. 
Denn ebenso leicht wio der Entlastungsbeweis in den allermeisten 
Fällen der 831, 832 ist, ebenso schwer ist er regelmässig beim § 836. 

Man darf danun den >j 830 getrost der objektiven, die §§ 831, 
832 der subjektivou Gruppe zurechnen. 

Diese objektive Gruppe, bald ,/)bjekttve Deliktstatbestände^^ bald 
„Quasidelikte" genannt, aber nur sehr selten als wahre unerlaubte Hand^ 
lungen anerkannt, machen der Klassifikation einige Mühe und fristen 
darnm bis jetzt als „unfruchtbare Singularitäten'^ ihr Dasein. Man wundert 
sich über den sonst im Gebrauch seiner Worte so peinlich gewissen- 
haften Gesetzgeber, der in einem „\inerlaubte Handlungen'* überschriebenen 
Titel solche Tatbestände untergebracht habe, wie die Tiei-haltung, das 
Innehaben eines Jagdiwhts usw., — lauter Beschäftigiuigen und Zustände, 
die man doch ohne Vergewaltigung des Si)rachgefühls nicht unerlaubte 
Handlungen nennen könne. 
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Noi'h kfir/Jich hat tlu.s liei' lis^v'iicht') dioson Staiulimiikt vertreten 
und noch hiir/,u<;riiigt, fla.ss man vielleicht so weit gcliou (liirfto, aus 
der Aufnalinie einzelner nicht-deliktischcr Tatbestänrle in den 2;!. Titel 
die Anwendbarkeit der im selben Titol enthaltenen ulltremeinen Sätze über 
die iiuerlaiibten Handlungen auch auf diese Tatbestände zu folgern. 
Weiter zu gehen nod in den genannten Tatbeständen wesensechte uner- 
laubte Handlungen zu sehen, hiesse der Überschrift des Titels zu viel Ge- 
M'icht beilegen. 

Ähnliche Ausfflhnmgen findet man bei den meisten Kommentatoren 
der CPO, die beim Gerichtsstand der unerlaubten Handlung densdben 
Begriff KU bestimmen haben. 

Andere Schriftsteller-) zweifeln zwar an der <^>ualitat der ijJ^ S33. 
83;") als echter unerlaubter Handlungen, erkliii*en aber entschieden, dass 
auf die darin enthaltenen Fälle der Kausalhaftuug die allgemeinen Delikts- 
vorschriften des 25. Titels Anwendung fänden. 

Mehr werden Jung und BL Rttmelin') den fallen der Kausalhaf- 
tung gerecht, ohne sich jedoch im einzelnen auf praktische Schlussfolge- 
rimgen einzulassen. 

Man musa sagen, dass die herrschende Ansicht, indem sie die Sin- 
gtilarität der Normen der 833, 835 vertritt, in ihrer Ai-gumeutation nicht 
sehr tief dringt. 

Was zunächst die sprachlichen Bedenken gegen die Bezeichnung 
ißc in den §§ 833, 835, 836 enthaltenen Tatbestfinde als unerlaubte 
Handlungen angeht, so kOnnen wir sie nicht teilen. Ganz gewiss wäre 
es mindestens sehr kühn, es eine unerlaubte Handlung zu nenneu, wenn 
jemand ein Haus, ein Pferd oder eine Jagd besitzt Aber warum soll 
man es nicht unerlaubt nennen, wenn A's Hund den Nachbar B betsst, 
oder C's WUd D's Kohl verwOstet? 

An dem „unerlaubt" kann man sich u. E. trar nicht Stessen. S( hon 
eher an der „Handlung*'. Aber was hat nicht aueh schon in anderen 
Fidlen der deutsche Jniist alles unter ,,Uaudltuig** verstanden! Man 
vergleiclie doch nur in Scuftcrts*) Kommentar zur npo § 445 unter 
ad a, was da alles für die Pi-axis als „Haudlun^j" durchgeht. Eine 
repräsentative Ausdrucksweise, nichts weitei'! 

') ERG Bd. 50 8. 409. 

») z. H. Planck, vor §§ 823 ff.. Notr III. 

In den S. 17 zitierten Abhantllungon ; M. Rüniolin auch golcgrntlich in 
der im Anhiv für dio oivilLstlschc Praxis, ßtl. UO 8. 171 ff. «'nthaltoncn Abhand- 
lung „Die X'erwendun^ der KauKÜbegriffc in ütxat- und Civilrccht**, S. 235. 

*) H. Aufl., im. 
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£ls ist ferner Mai» als eine petitio principU, wenn man mit der 
„Stngidarltftt^ dieser Nonnen ihre Bedeutungslosigkeit fOr die Bildungr 
des Bogriffs der unerlaubten Handlung beweisen will. 

Ihering vergleicht einmal die private Korporation mit dem Staate 
und sagt dabei: £s wäre, wie wenn man eine Maus neben einen IiSwen 
stellte ; trotz ihres GrBsseuunterschiedes wären beide doch Säugetiere. 

Ähnlich ist es mit den Fällen der Kausalliaftung im BGB, die 
hinter den praktisch ungleich wichtigei-eii Fällen der Culfjahafttuig unge- 
achtet ihrer Verwandtschaft nur zu oft völlig in den Hintergrund treten. 

Aber man sollte sich in einem Zeitalter, das misstmuisoh geworden 
ist gegen zu enge Oberbegriffe und das die induktive Methode der For- 
schung für verlä.ssl icher hält als die deduktive, doch hüten, so eilfertig- 
Erscheinungen, die nicht völlig sich in die althergebrachten Ein teil ungeu 
eingliedern, als Singularitäten und nielit zu berfieksichtigenfle Ausnahmen 
bei Seite zu ftin. Ist doeli ^era'le die liebevolle Berücksichtigiuig der 
,,Ausnahme" ein Kennzeichen der induktiven Methode. Man bricht lieber 
mit einem zu engen Sammelbegriff, um nur der ,^usnahiue'' das odium 
der Singularität zu nelimen. Man mag diese Richtung im übrigen gut- 
heissen oder nicht : Jeden^s zielit sie einen gesunden Wirklichkeitssinn 
giT^ss imd lehrt Achtung vor den Dingen, die einmal da sind, mögen sie 
auch schwer Jdassifizierbar sein. 

DieB Verfiihren der Forschung beherrscht aber nicht nur die Natur- 
wissenschaften, sondern die moderne Wissenschaft Überhaupt, und es ist 
fQr eine einzelne Wissenschaft, wie die Jurispnidenz, ganz ausgeschlossen, 
sich solchen aUgemeinen Einflüssen zu entziehen, will sie nicht der allge- 
meinen Entwicklung hintanhinken. 

Aber tatsächlich arbeitel auch die JuiispiuUenü schon mit der induk- 
tiven Methode, und es gilt nur, sie allgemein darin zur Anwendung zu 
bringen. Wir beschränken uns, uni nicht abzuschweifen, auf zwei Belege, 
einen aus dem po.sitivöu Kecht, einen aus der Rechtslehre. 

1. Was hat dazu geführt, dass das BOB beim Besitz das Er- 
fordernis des Besitz willens als notwendiges Tatbestandsmerkmal fallen ge- 
lassen hat? Nach 1 900 so gut wie vorher ist doch in den allermeisten Fällen 
die Ausübung der tiitsächlichen Gewalt über eine Sache an das Vorhanden- 
sein eines Willens beim Besitzer geknüpft. Wenn man trotzdem das 
Wesen des Besitzes nur auf das objektive Moment der tatsSchlichen Ge- 
walt abstellte, so geschah dies, — vielleicht auch aus einem gesunden 
Streben nach Yerftusserlichung der Tatbestände zur Erhöhung der Prak- 
tikabilität des Kechts, in erster Linie aber — um auch die seltenen Fülle 
initzunmfassen, in denen eine Sadie ohne nnser Wissen tmd Wollen in 
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unsere Gewalt geraten ist'). Man mag diese seiteneu Fälle inimerluii mit 
Dem bürg') nur eine ^ünterform des Besitzes*' nennen: Jedenialls behan- 
delt das Gesetz sie ebenso wie den Besitz mit Besitzwillen. 

Man sieht, zu Gunsten einer Ausnahme eine Sprengung des alten 
Besitzbegriffs! 

2. £in zweites Beispiel aus der Rechtstheorie. 

Der „Rechtsfolge Wille** als Bestandteil des Tatbestands- der 

Reclitsgeschäfte ist seit etwa einem Menschenalter der Gegenstand immer 
erneuter und vcrstürkter Ai]griffu gewebeu. Die Angreifer betonen^), dass 
keineswegs bei allen Kcelitsgeschäften der ret^htliche Krfolg- dariiin cin- 
tivte, weil er gewollt sei. Mögen die Kleiuge.scliäfte tles täglichen Lebens, 
bei ilenen kein .Mens(-h an <len Eintritt der Rechtsfolgen denkt, deren 
Folgen aber trotzdem eintreten, mag der Fall der Mentalreservation, bei 
dem das Gest-t/ den Erklärenden wider seinen Willen auf seine Erklä- 
rung ffstnagt'lt. iinmerliin an Ht-denlung noch sosehr zui-ücktreten : Trotzdem 
hat ein gioa^er, inimer wachsender Teil nnf*erer Theoi-etiker diese selteneren 
Ersclieinungen bei der Begriffsbildung berücksichtigen zu müssen geglaubt 
und den Rechtsfolgewillen preisgegeben*). 

Wenn also zu Gunsten solcher unscheinbaren „Ausnahmen" die alt- 
heiligen Begriffe des Besitzes und des Rechtsgeschäfts sich haben ver- 
äudern und, wenn man will, liaben verblassen mOssen, da sollte es mit 
dem Begriff der unerlaubten Handlung anders sein, wo doch unser vor- 
sichtig redigiertes Gesetzbuch selbst neben die schuldhaften unerlaubten 
Handlungen noch mehrere bedeutsame EftUe Ton Schadenshaftung ohne 
Yerschulden gestellt und beide Gruppen in einem ^unerlaubte Handlun- 
gen'' überschriebenen Titel vereint hat? 

') 1)( nkschrifl, S. lül : „Einen auf die Erlancung des Besitzes gfriclitcteii 
Willen des Erwerbers verlangt der Entwurf nicht. Denn e« sind auch solche 
Fälle zu beriU'k.-^iditigcn, in denen eine Hache in den äusfteren Ma< litbrnich einer 
Person unter l in?«tänden gelangt iHt, unter welchen ein ErwerbwwiUc nidit ange- 
nommen werden kann, gleichwohl aber daA Bedürfnis des Besitzschutzes bestellt.'* 
Das Bacbenredit des Deutschen Beichs und Fteussene, 2. Aufl., 1901, § 17, 

z. B. gi>gen Wlndsehf^id, Fand., Bd. I, § 09 B. 187; Planck, Bd. I, 
vor S§ 104 ff., No T. S. 142. 

') Vgl. dagegen für Wiudr*cheids Art der Begriffabilduug: Paud., Bd. I, 
§ 44 S. 114. („F ür unsere Anffaflf;ung i.xt die ^rientliche Venolgbarkeit eines 
.Vrixprucbs nichts aU die Kon-stniuenz seiner rechtlichen Anerkennung). Die obli- 
gationes naturales, aU etwas Anomale?« und Exzeptionelh-s müft*en, wo e*« pich um 
die Exgrundung des Wesens der Rechte handelt, ausser Betracht bleiben" ; vgl. aucli 
a. a. O. b!), Not*» la, S. 188. Natürlich hat <lic von uuh behauptete zu- 
nclmicnde Erwcherung einiger ]'»<grlffe zu (! misten einer Ansiiabme auch ihre 
(in iizf n. Wir werden z. Ii. weiUr luitcn in den 0 und 10 bcbcu, daß« es eine % 
Haftiiiiir nicht kauwaler Tdlndimcr an einer mierlaubten Handlung gibt. Wer 
wolhr daraus l()l<;eni, cbi'^s zxmi Begriff der uneriaubtcn Handlung nicht die Ver- 
ursachung des C?chadcns gehörte /I — 
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Die 833, S'S'k SHü BGB habon so gut ein Kecht, bei der Bildung 
des Begriffs der unerlaubten Haudluug beriicksichtigt zu wei-den^ wie die 
§§ 823— 82C, 839. 

Mein hat allerdings gegea die Aufstellung eines die beiden Gni|)i)en 
uinfasseadeo Deliktsbegriffs seine Bedenken geäussert,') Man hat gesa^jt, 
wenn man auf die Verschuldung als Tatbestandselement der unerlaubten 
HaiulluDi^ verzichtete, könne mau diese nur in ganz formaler und nahezu 
wei-tloser Weise dahin bestimmen: Delikte sind die im Titel 25 des 
2. Buchs des BQB geregelten Tatbestände. 

Ja, wollte man ebenso radikal vorgehen, wie bei den eBw9Jinteii 
Fällen des Besitzes *und des Kechtsgeschäft^^, bo müsste man auf die Ver- 
schuldung als Tatbestand selement der unerlaubten Handlung einfaeli ver- 
zichten. Dort schloss mau: Es gibt einen Besitz oluic Bcsitzwillen, ein 
Rechtsgeschäft ohne Koclitstolc^cwillen, al&o sind diese subjektiven 3Iomente 
nicht geei,ti:net, bei der Ikstimniung' des betieffondeu Begriffs verwendet 
zu werden. Aber auf die Verschuldung als notwendiges Eifonlcrnis dei* 
einen 0 nippe von unerlaubten Handlungen kann imd sull gar nieht ver- 
zielitet weiden. Ks soll mir neben diese Gruppe noch eine zweite ge- 
stellt WLiden. Dem sich dann el ^ebenden Beg'riffe der unerlaubten Hand- 
lung wiitl man nicht den Vorwm-f unbrauchbarer Verschwommenhoit und 
einer gefährlichen Allgemeinheit machen können, wie es die Gegner des 
neuen Bechtsgeschäfts- und Besitzbegriifs diesen gegenüber vielleicht könnten. 

Aber beruhen denn die §§ 833, 835, 836 wenigstens untereinander auf 
einem einheitlichen Prinzip? 

Über die gesetzi^eberi sehen Motive der in diesen §§ enthaltenen Aner- 
kciniung der Kansalhaftunp- ist schon viel gesehrieben worden^)'). Es 
lassen sich mehrere Gesichtspunkte heranziehen zur Rechtfertigung; dieses 
Bmchs mit dem gemeinreehtlicheu Cuipaprinzip. Wir erwäJmcn nur die 

*) ß. EnnecceraB. Das Bürgeiliehe Bocfat TOn Enneooenu und Lehmann, 

1. Aufl., 1900, Bd. r § 116 II, S. 287. 

') Out orientiert 0. Rninilin, Culpahaftnnpr und Caubalhaftung, Civ. 
Archiv Bd. 88, S. 285, wo fjich weiter*' Literaturnachweise linden. 

Es kt gefährlich, weau manche öchriftstellcr die beschrankte Aner- 
kennung der Kauealhafton^ im BOB dadurch empfehlen zu können glauben, dass 

sie sagen, ni:m kniiitfo damit :ui nltdeutscho Rcchtsanschauiingen an. Das könnte 
oberflächliche Betrachter zu Ueai Glauben verführen, als könne es einem verstän- 
digen modernen G<»etzgeber dnfallen, eine Kegel des alten Itochts audi dann zu 
übernehmen, wcim nicht gerade unsere modernen Verhältnisse ihre Ein- 
führung \erlanptcn. f^olclie l^emerkungen haben höchsteus einen negativen Wert: 
Indem sie darauf autmerksaiu uuichcn, dass auch dfls Bedlt häufig alte, fast ver- 
<i;es.seno Formen und (5e<lnnkcn wieder ins I>ebon rntt, kimncn sie « ine heilsniue 
Skepsis Mirf n fiogm die Anwendung evolulionißtibcher Gedanken auf die Umfor- 
mungen des Itechtis, 
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beideu beileutijiuustun, das lielühidungsprinzip*) uud das Priuzip 
des aktiven Interesses. 

Nach dem üniii(Isat/.c des Gcfährdungsprinzips arg'umentiert der 
Gesetzgeber so: „Ich habe nichts dag^egen, wenn du dir oino riiuer Dogge 
hältst, das Waidwerk betreibst oder dir ein Haus baust. Aber alles das 
sind Uüteruehmungen, die deinem Nächsten leicht gefährlich werden 
kOoneD. "NVenn dein Hun^l Schaden anrichtet, wenn dein Wild dem Nach- 
barn die Saat verdiriit oder eine Pfanne von deinem schlecht gepflegten 
Hause einen Passanten erschlägt, dann haftest du für den Schaden.^^ 

Man sieht, dass dadei der Begriff der Gefahr recht weit genommen 
werden muss*)* Auch eine fromme Schafherde ist „gei&hrlich*^ insofern 
sieauf das Qrundstflck des Nachbarn übertreten und dessen Klee auffressen kann« 

Das Prinzip des aktiven Interesses legt demjenigen, der in eigenem 
Interesse tätiü^ wiixl, den aus dieser Tätigkeit für andere entspringenden 
Schaden zu tragen auf. Beide (ietielitsiniiikte. der des aktiven Interesses 
imd der der Oefähitluug, sind nahe verwandt, nnd so konunt es, dass, 
wo man den einen zur Rechtfertigung eines Falles der Kansidhaitung 
iieranziehca kann, auch der andere Gesiclitsjinnkt dieselbe Keehtsnunn regel- 
mässig zu stützen und zu rechtfei tigen vermag. Das sehliesst nicht 
aus, dii^s hei der einen Hechtsnorm das eine, bei der andern das andere 
Prinzip mehr in den Vordergrund tritt. So wii-d mau die Haftung des 
Eigentümers eines sehadenstiftonden Luxushundes, wenn man den Begriff 
des aktiven Interesses nicht zu sehr verschwimmen lassen will, nur 
aus dem Gefährdungsprinzixj rechtfertigen. Der Gesichtspunkt der (Je- 
frditxlung dürfte der umfassendere sein. Darum, und um cmen einfachen 
Ausdruck 2U gewinnen, werden wir ausBchliesslich von Gefährdungs- 
haftuug sprechen. 

Die Fälle der Cul|)ahaftung und die der Geffthrdungshaftung haben 
mehrere Tatbestandsmerkmale gemeinsam. Sie setzen alle voraus: die 
ausservertragliche widerrechtliche Veruisacbung eines Schadens. Was 
beide Gnippen unterscheidet, haben wir geseh^. 

Wir können nun definieren: 

„Unerlaubte Handlimgen sind enthalten in allen Tatbeständen 
des BGB, der sonstigen Reichsgesetze und der Landesgesetze, 
in denen es sich um die Entstehung eines an^rvertraglichen 
Scliadens aus wideri-echtlichem Verhalten liandelt, wenn dies 
Verhalten entweder schnldhatt ist oder ans dem Gedanken der 
Geiälii\lungshafluiig eine YeraniwortUciikeit begründet." 

M Der Ausdruck stammt von Äf. Rünielin, Schadennuredinung, S. 46. 
Die« gegen W. Müller a. a. O., B. 24. 
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Weiter scheint Qaupp- Stein') zu gehen, der energisch für einen 
umiaaseuderen Begriff der uneriauhten Handluug eintritt und &bb grosse 
Anzahl verschiedenartiger, nach aevaeac Aneicht zu den unerlaubten Hand- 
lungen gehörender Fülle blosser Kausalliaftung aufzählt, die einen delikts- 
aliulichen Charakter liätten. 

Uns will scheinen, als käme man auf schlüpfriges Gebiet, wenn 
man auf drn ..dcliktsähnJMen'* Charakter der' betreffenden Handlungen 
abstellte. ist sicherer, wenn man von den in den §§ 823 ff, enthaltenen 
Fällen von Kauaalhaftung ausgeht und, ohne den Bodon sicherer Analogie 
zu verlassen, nur die Fälle des Reichs- und Landesrechts unerlaubte 
Handlungen nennt, die diesen Tatbeständen des BQB wesensverwandt sind. 

Welche weitere Fälle unerlaubter Handlungen der ersten oder 
zweiten Art finden sich noch im BOB, im sonstigen Reichs- oder im 
Landesrecht? 

Zu den scliuldluift begangenen unerlaubten Handlungen gehören aus dem 
BGB die Tatbeitäudr der 42, 53, die (üe ErsatziifJiclit drr Vorstands- 
mitglieder und Tii(iuidat()ren eines Vereins, der Verwalter einer Stiftung fest- 
setzen für den Scliaden, der aus einer schuidhaft verzögerten Beantragung der 
Konkurseröffnung im Falle der Überschuldung entsteht. Ferner Schäften die 
§§ 1833, 1915, 2219, die den Vonnund, Pfleger und Testamentsvollstrecker 
zum Ei'satz des aus einer vei-schuldeteu Pflichtverletzung entstehenden 
Schadens verpflichten, den Tatbestand einer unerlaubten Handlung'); des- 
gleichen endlich der § 2138 Abs. 2, soweit er den Vorerben gegenüber 
dem Nacherb^ zum Schadensersatze verpflichtet, wenn der Vorerbe in d^ 
Absicht, den Nacherben zu benachteiligen, die Erbschaft vermindert hat. 

Damit dOrfte der Kreis der sdbstftndigen*), schtildhaft zu begehenden 
unerlaubten Handlungen im BGB geschlossen sein. 

Wir sehen dabei ab, von den im BGB enthaltenen „Schutzgesetzen", 
auf die in Verbindung mit § H23 Abs. 2 eine Schadensei-satzklage aus 
unerlaubter Handlung gestützt Mcrdcn kann. Wel( he Rechtsregeln sich 
noch alle durch das T.oeh des § H23 Abs. 2 in die Lehre von den un- 
erlaubten Handlungen einsehloicheu weiden, hlüst sich noch nicht über- 
selieu. Einstweilen liat das ßeichsgeric-ht*) den § 009 BGB für ein 



') Konimcnt^ir zur TPO. 4. Aufl., lüOl, § :\2 Note, IL u. ÜL 

') a. A. Gaupp-Steiji a. a. 0., obgleich bei diesen Imteni die Vcnr^ 

sdiaft mit dem Beanitendelikt dos § 889 nahe liegt. Allerdings führt auch das 

BGB_dic Parallele niclit ganz durch. 

riPf). 902 enthalten krinr im § 823 nicht enthaltenen Tatbcstandsclc- 

mcnte; ül»er ül8 Ab.«. 3 unten 11. 
♦j UtG Bd. 51 S. 177, 
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solches Schutzgesetz erklärt ; dies winl auf die anderen Sätze des Nach- 
barrechts auzuwenden sein*). 

Die Klagen des Besitzers aus den §§ 861, 862 sind (trotz § 992) 
keine ilclikti^en EbgeQ*), da die Terbotene Eigenmaoht kein Veischnlden 
des Eigeomäofatigen voemuaetzt; auch unter den Gesichtspunkt der Ge- 
fähidungehaftODg lassen sie sich nicht bringen. 

Nicht auf eine nnei'laubte Handlung geht zurQck die Klage^ die den 
Schutz eines absoluten Rechts (gegen Störung), eines Namens-, PWent-, 
Warenzeichen-, usw. Rechts bezweckt. Dagegen sind — wir sind damit 
auf das sonstige Reicbsrecht übergegangen — EntschÄdigungskiagen auf 
Grund schuldbafter Verletzungen dieser absoluten Bfechte auf eine tinerw 
laubte Handlung gegründet^'). Hierher gehören femer die Klagen aus 
§ 31 K. 0. und § 3 No. 1 und 2 des Anfechtungsgesetzes, aucii soweit 
sie mit mir vermutetem Verschulden arbeiten. 

Wir können ims die Aufzählung der einzelnen hi. i boiisl noch in 
Betracht kommenden Fälle oi-sparen, da sich immer leicht feststellen 
lassen wii-d, ob ein Keehtssatz vuii einei au.säervertnigliehcn widcirecht- 
lichen schuldhaften Schadensstiftung handelt. Dabei ist immer vorausge- 
setzt, dass die betreffenden Kecht«noi-nien selbst das Krfordernis der Ver- 
schuldunc^ aufstellen, es genügt nirlit, dass den betreffenden ödiadeustifter 
im küiiki-eten Falle ein Verschulden trifft. 

Von Fällen der Gefähldun^^sllaft^ng*) gibt es im BGB, soweit wir 
sehen, nur einen: Die J^if 31. 89 statuieren schlechthin die Haftpflicht 
des Vei-eins und (Ips Staats für die zum Schadensersatz verpflichtenden 
ifandlnngeu ihrer ( ji^gane. Schon Loening hat in seiner grundlegenden 
Arbeit liber die Haftung des Staats für rechtswidrige Handlungen seiner 
Beamten nach deutschem Privat- und Strafrecht, 1879, S. 89, bemerkt, dass 
die Haftung des Staates Gefährdungthaftimg sei : die grösseren gefährlichen 
rnternehmungen befänden sich meistens in den Händen von" Aktiengeseil- 
äclialten und des Fiskus. — Auch das Prinzip des aktiven Interesses kann 
zur Erklänmg herangezogen werden. 

Nicht hierher gehören die §§ 231, 701^ 1298, 1300 BOB, ebenso- 
wenig die §g 37 Abs. 2 HOB, 30 No. 1 u. 2 K. 0., 302, 600, 717, 945 CPO»). 

') Der Zustand , den ilas Blunkett des § 823 Ab:*. 2 gi'schaffen hat, ist von 
Kwhti^sicherhdt weit entfernt. Die Praxis wird Jahrzehnte braudien, den Krei« 
der „Schutzgt'srt'/o" zu bej^renzen. Da fräjjt es sich dooli, ob man mit dtr Auf- 
stellung eines einheitlichen JDeliktöbegritf.s nicht be!?!icr i?etahren wäre; ali* lUm^tration 
vgl. ERG Bd. 53 S. 31«. 

') A. A. (la u |»|»-Stein a. a. (). l'beii-t» (ia upp - Ste i n a. a. O. 

*) Wieder in dem oben angc^ebejicn weiteren Sioue, in dem die Haftung 
mw'ftktivem Interesse mit darunter ta«griffen wird. 

*) HiiHichth'ch aller a, A. Gaupp-Stcin, abgcsdien von § 231 BGB, den 
er nicht erwähnt. 
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Dagegen ist der wichtige § 1 des Reichshaftpfliehtgesetzes ein Fall 
ausgesprochener Gefälmliingsbaftung. Dasselbe gilt von dem § 26 der 

Keichs-Gowerbe-Onl nii ng* ) . 

Von landestivsetzlidicn Nonnen ist hesondeis wiclitig dt^r § 14s 
des allwiiioinou Berggosc^tzes für die preussischm Staaleii vom 24. Juni 
18G5, kraft dessen der Hergwerksbesitzer für allen, auch für den un- 
verschuldeten und unvorlierpclibaren Schaden haftet, den der Betrieb dem 
(rrundeigentümer verursacht. Auch die laudesrechtliche') Haftung der 
Teilnehmer an einem Aufrulir für den dabei aus Sachbeschädigungen ent* 
staudenen Schaden lösst eieli, mag sie auch ursprünglich mehr politischen 
als privatrechtlidu )i ^fotiven ihre Eatßtehung verdankt habeii) dem Oe- 
danken der Qefährdungähaftiuig zwangloB unterordnen. 

Wir b^flgen uns mit dieser nicht erschöpfenden Anfz&hlung. — 
In einer jüngeren Entscheidung, Bd. 53 8. 114, hat auch das Reichs- 
gericht anerkannt, dass fQr das BGB der enge gemeinrcchtlidie Delikts- 
begriff nicht mehr ausrciclie. 

Die allgeincinoren Ausffihrungen über den Deliktsbegriff beginnt 
das Reichsgericht mit der Bemerkimg, dass in den 25. Titel des Abschnitts 
über die einzelnen SchuldverhSltnisse FäHe einer Yerantwortlicfakeit ohne 
Yei-schnlden aiifgenommon seien. Es fälirt dann fort: „Schon die Ein- 
reihung dieser Voi-schriften in den diese Überschrift tragenden Titel 
spricht dafür, dass das Gesetz wenigstens bei den in diesem Titel ent- 
haltenen Bestimmungen, ^vo es von unerlaubten Handlungen spricht, diesen 
Ausdruck in einem vi in dt ni bishei igen Sprachgebrauch abweichenden 
Aveitiiou Sinne verstanden ^vissen will." Für den § ?^40, mit dem sich 
da« Erkenntnis speziell best.liättiot. uingo dies daraus hervor, dass daiin 
die Anwendung tles § JSH.") A\m. 3 vorbehalten werde. 

Das Reichsgericht zieht daraus die wichtige KonsLNpionz, auch in der 
Hattnng des Eisenbahnunternehniors aus § 1 des Keichshaftpfiichtgeset7.es 
eine unerlaubte Handlung im Sinne des § 840 Abs. 3 zu sehen: „Soviel 
ist zweifellos, dass die weitergehende Haftung dem Unternehmer auferlegt 
worden ist, weil er zu seinen Zwecken Einrichtungen unterhält, durch die 
anderen eine besondere Gefahr erwächst, und es deshalb der Gerechtigkeit 
imd Billigkeit entsprechend erachtet worden ist, ihn für die Folgen dieser 
Gefährlichkeit, von den im C J* setze hervorgehobenen Ausnahmefällen abgesehen, 
haltbar zu machen. Dies aber genügt, seine Haftpflicht als solche aus 

*) A. A. Neu mann. Handausgabc des BGB, 3. Aufl., Um, zu § 830,Xote5. 

') Einf, Gr«, z. B(iB Art. 108; preussiadlo Vcronlnung vom 17. Augiwt 
188.' znr Anfrf t ht< rlmltnng der öFf( iidichon Oitlnung und der dorn Staate schuldigen 
Afhluug; /.urückgclurid auf lra^l/.t•^i^ch{• Gesetze aus der Kcvulutioii,szeit ; vgl, 
Loemngi a. a. O. S. 91. 
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C'iiioi unerlaubten Handlujig in dem weiteren Sinne, der damit im § 840 
verkuüijft ist, erscheinen zu lassen. Denn bei der Haftung des Ti< i haltcis 
und des Jagdbeici htigfen, die das Gesotz im § 8i0 zweifellos mit zu 
den Verpflichtungen aus unerlaubten Handlungen rechnet, hamlelt es sicii 
ebenfalls um Verpfli{'htun«i:en, die nacli dem erwähnten allgemeineu Spiaeh- 
gebraueli leiiiglieh Legalobhgatiunen sind und auf glei<'h3n oder ähnlichen 
Billig^keitserwägungen bendien, wie die Haftung des Eisen bahnunterneliaiers. 
Der Ciiamkter der eigentlichen Deliktsobligation tritt hier sogar noch 
weiter zurück, da dem Tlerhaltei- und dem Jagdbereclil%ten nicht einmal 
der Einwand, dass der Scliade auf höhere Qewnkt zurückzuführen sei» 
nachgelaesen ist/' 

Das gemeinsame Moment ii] den Tatbeständen der i^v^ 833, 835 
BOB und des§ 1 des Keichshaftpflichtgesetzee, dass sie alle eine Gefilhrdungs* 
baftungf statuieren, ist hier klar zum Ausdrack gekommen. 

"Wir werden allerdings unten*) sehen, daos daa Reichsgeridit aus 
dieser Wesensgleichheit des § 1 des Beichshaftpflichtgesetsses mit den 
§§ 833, 835 BOB nicht alle nötigen Schlussfdgeniugen gezogen hat. — 

Wir bemerkten schon, dass es uns darum interessiert festzustellen, 
welche Tatbestände unerlaubte Handlungen sind, weil auf alle diese Tat- 
bestände die ^§ 830, 840, 841 Anwendung finden. Ausser diesen §§ 
enthalten aus dem 25. Titel noch die §§ 842—853 Vorschriften, die 
auf alle unerlaubten Handlungen Anwendung finden. Auch der § 844 
macht keine Ausnahme. M. Jirimelin') liat u. E. überzeugend nach- 
gewiesen, daäö der § auch im Falle schuldloser Tötung zu liauni kommt. 
Wichtig ist von den anderen l»cscndeis der § 852, der für Delikts- 
ansprüche die kurze dreijäinige Verjäiuuiig normiert. 

Dagegen ist zu betonen, dass die §§ 827 — 82ü sich nur auf die 
schuidhaft lie^angenen unerlaul»ten Handlungen beziehen^). Dass diese 
bosondeien Vurschiifteii für die Delikte allen Stils nichts für die ..Singularität" 
der objektiven Delikte beweisen, braucht kaum bemerkt zu werden. 

Es finden sich im BGB und im sonstigen Hechte noch mehrere 
andere Deliktsnormen allgemeinen Charakters*): z. H. 273 Abs. 2, 
303, 1415 BOB, § 32 GFO. Die beiden §§ 273 Abs. 2 und 393, 
TOA denen der erste die Ausübung des Zurfickbehaltungsrochts an einem 
durch eine vorsätzlich begangene unerlaubte Handlung erlangten Gegenstande, 

^§21." 

'1 >f, Rümolin, Causanx>griffo, S. 2-10 ff. und dort citiert. 

^) Dem barg. Die Shuldvorhältnif'se nach dem Rtx'htc des DcutaKhen 
Keicbö und i*rcu.ssens, 2. Aufl., löüi, ^ 395, iSo. VI, Ö. Ü47, der aber § UlMi, 
No. III, 8. (j4P. weitcrgfhond auch die ünanwendharkeit des ^ 830 auf die Fälle 
der Kausnlhaftunu bchauiitH — Damuf wcfdcii wir unten zurfickkonunca. 
*) VgL vou i»is%t, ti. 9, 
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»lei- /.wi'itt' die AufrecUniiiii; i;v,m"n einr aus vlncm vorsätzlichrn Delikt 
t-ntstaiulene J^oitleriiiig ausschliesst, haben ein etwas altertüuiliclics Aussehen. 
Der eivilistische Gesetzgeber zeigt hier noch das Stirnninzeln des Krimi- 
nalisten, das ihm nicht wohl ansteht'). 

2. 

§ 5. 

Der KausalzuHuniuienbaug. 

In der Rechtsprechung der Ctvilsenate des Eeidisgei'ichfs hen-scht 
die von von Bar*) hegrOndete, von J. von Kries*) niiher präzisierte und 
von letzterem sogenannte Theorie der ad&qnaten Yenirsachnng. Danach 
11^ fOrdie jnriBtische') Betrachtung nur dann Kausalzusammenhang zwischen 
zwei Ereignissen vor, wenn das eine conditio sine tiua non des andern, 
des Erfolges, ist und wenn es ausserdem allgemein geeignet ist, einen 
Erfolg solcher Art hervorzubringen. Den Gegensatz bildet der zufällige 
Zusammenhang, bei dem die Yerlmttpfung des kausalen Moments mit dem 
Erfolge nnr diesem konkreten Falle eigentOmlich ist. 

Wenn*) dei Fuhrmann, der einen Reisenden fährt, betnuiken ist» 
dadurch den Weis: verfehlt, und alsdann der Reisende vom Blitz erschlagen 
wii-d, so ist zwar die Trunkenheit des Kutsclierjs conditio sine qua non 
des Erfolges: Es uiittnlicgt keinem Zweifel, dass, weim der Kutsolier 
ordnungsniässij^^ g^ofahrcn wäre, der ^\'^L::en sich zurzeit des Gewitters 
an einer andern Stelle l»el'undon liätle \iud dor j^eisendo unversehrt 
peblioben wäre. Dennoch wird man hier einen allgemeinen Zusaniinen- 
hang leugnen. In diesem konkreten Tall ist zwar der Tod des Reisenden 

*) Selbst in den franzÖ!5i.«chen .hirisprudenz. in der die Trennung von Civil- 
uiid Strafrecht ruidi uiclit so fortgeschritten ist ^vi(' bei uns. ist die Kompensation, 
ge^cu Deliktsforderungen, wenn auch nicht unbestritteoi anerkannt; Souruat a. a. 
O., Bd. I, No. 137 und 471. 

') Die Ix?hre vom Kausalznsaniniciihange, 1871. 

Heber den Ü^iff der objektiven MOgUcbkcit mul einige Anwendunj^n 
deaselboi, in der VicrtelitdirB&chrift für wisftensefaaftitcbe Philosophie, 12. Jhgg., 
1888, S. 17f) ff. 

*) von Kries bechränkt allcrdiu^ seine Unternucbungen ausschliesslich auf 
das Straf recht und gebt auf die Möglicfikdt einer gemeinodiaftlidien Formnliernng 

für Civil- und Strafrecht nicht ein; vgl. a. u. O. S. 289 Anm. 1. Die Verwendliar- 
keit der von Kries'sch* ii Theorie für das Civilrei-ht untersuchte luid bejahte zuer>'t 
Ha8«: Ueber die Vor wcrtbarkeit dt« Gegensatzes von adtk|natem und inadäuuatem 
KaiiMil/.usammenhang in der Ixlire vom Interesse, in Ihering- Jahrbüchern, Bd. H7 
S. B5>7tf; für v. Kries fmiorG. Kümelin in der nbrn S. "22 /iti« rtcn A-!'*it; Zitel- 
manu, Das Hecht des BGB, Allg. Teil, lUOO, S. Jö4, Ibö; Xiiz« , l nmöglichkeit 
der licistun^ nneh BGB, 1000, S. 126 ff. Endlich Kuhlen heck, Handkommcntar» 
vor §§ R-iM ff. 

Beispiel von v. Kries, S. 201. 
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eine Folsro der Tmnkeiiheit dos Kutbcliers. Im Mllg(^nu'iii(jii kann abci' 
ein lioi.sond'n- ebensowohl vom Blitze gctroiten werden, wenn der Kutscher 
nüchtern ist, wie wenn er betrunken ist. 

Ganz anders liegt die Sache, wenn etwa der Wagen umgewoi-fen und 
der Reisende auf diese Weise verletzt oder getötet worden wäre. Hier 
ist zwischen der Trunkenheit des Kutschers und dem Unfall nicht nur ein 
bloss individueller, sondern ein zu verallgemeinernder Zusammenhang vor- 
handen. Dciui weiu) auch die Fahrlässigkeit des Kutschers nicht notwendig 
einen Unfall wie das Umwerfen des W^ns herbeiführt^ so ist sie doch 
im allgemeinen geeignet, besitzt sie doch eine Tendenz, einen derartigen 
Unfall hezbeizttfQhren ; sie steigert die Hfiglichkeit oder Wahrscheinlichkeit 
einee solchen. 

Es handelt') sich also hier um eine generelle (abstrakte) Bctinditung 
der ursschlichen Beziehung eines einzelnen Moments, z. B. des Verhaltens 
eines Mensehen, zu einer Folge. Gefragt wird nicht: Konnte dieses Ver. 
halten diesen Eiiolg, Hondem vielmehr: Konnte ein solches Verhalten 
einen solchen Erfolg herbeiführen. 

Die ausführlichen und tiefdringenden Untersuchungen von Eries' 
hat vor allem M. Rümelin dem Civilrecht, dessen Theorie und Recht- 
sprechung sich bis dahin bei der Feststellung des Kamsalzusammenlianges 
mit der von Ba raschen etwas unbestimmten „Regel des Leliens" behalf, 
nutzbar gemacht, hat sich aber zugleich in einem wesentlichen Punkte^ 
von von Kries entfernt. 

Schou von Ki'ie.s hatte mit wUsenschaftlicher Offenheit auf ver- 
schiedene Schwiengkciten aulinerksiun gemacht, die bei der praktischen 
Anwendung des von ihm geprägten Kausalitätsbegriffes entstehen. Tor 
allem mus^ die Theorie, die dem Richter empfiehlt, sieh zur Fes^tstelluiig 
des adä'iiiaten Zu«aninienhanges jedesmal dif Frage zu beantwoi-teu : War 
eine solches Verhalten allgemein goeignet, einen >4olehen ErfolL;' herbeizu- 
führen, angeben, iu welchem Umfange das koukretö Verhalten^) zu ver- 
allgeiueinern ist. 

') v. Kric8, 8. 201. 

») „und der konkrete Krfol^r'-; y,^\, ,Ia/,i Rum,.! In. ( ':in>ull)ctjnffc, 282 ff. 
Wir können hierauf nicht Jiähcr eingeht ii. Es sei nur gi'^cii Hadbruch, Die 
L^hre von der adäquaten Vmirsiu-hung, 1002; als Heft III des Bande» 1 der 
Neuen Folge von von Liszts Abhandlungen den kiiniiiiali?? tischen Seminare an der 
Universität Berlin er.>^chienen, S. 15, bemerkt, dass ilie gcriDcerc oder stärkere 
Verallgemeinerung dea Erfolgs in der ganz fibeririegendon Mchrzäd der PlUe ohne 
jede Ik^leutun^ sein wird und dass man i:( trost bis zu der äuasi'rsten Grenze der 
Veraligcmcinerung, deiider abstiakte Tatbestand der betreffenden Bci-htsnorm bildet 
(§ 828 BGB: ,JDn» Eigcaitam eines andern"), whd vorgehen dürfen. Radbruch 
selbst führt kein für das Civdrecht durehschlagendes Beispiel an, in dem die engere 
oder weitere Fassung des Krfolg:* «lie Knt.scheidung bceinflusst. Der von ihm H. l(i 
gegebene Fallg^irt für iim^ nicht hierher, da da*» Civilrecht den dabei vci-wendc- 
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Wir haben l»ei diosor Fragestoll unj; siillschwoicroir'l „das kau.-.ale 
ineusthiiclio Vürhaltoii'' an Stelle di .s allgcineinovcii kausalen Mouients" 
gefjet'/t. Das ist berec^htis^t : \\'L>iin di r Tniist die Fi*age nach dem Kausal- 
zusammenhänge stellt, Lr*'s<'hieht dies legelniRssig zu dorn Zwecke, eine 
eing"etretene Veränderung auf das Vorhalten eines ^leuschen') ziirück- 
zufnhren. dem der in der Verändri uiig lie^cude Erfolg zugerechnet weitlen 
kann. Allerdings hat das Urteil: „Der Blitz, nicht der Schuss hat den 
Tod des Wilderers verursacht", — auch für deu Juristen einen ixuion 
Sinn. Aber %vas den Juristen daran interessiert, ist nicht, dass der Blitz 
die Todesui-sacliv sondern dass der Sclmss nlclit die Todesursache 
gewesen ist, dass also dem Schiessenden der Tod nicht als Erfolg seines 
Verhaltens zug^chnet werden darf. 

Wie geschieht nun aber dieVerallgemeinening des Verhaltens desT&ters? 

Regelmässig ist die menschliche Handlung (oder Unterlassung) nur 
ein Antezedens unter den vielen Antezedentien des Erfolgs, Alle diese 
sonstigen Antezedentien können bei der Frage nach dem adäquaten Kausal- 
zusammenhang l gewiss nicht nnb^cksichtigt bleiben. Mian kann nicht 
die Eigenart des einzelnen Falls flberhanpt ignorieren und etwa im obigen 
Beispiele, in dem die Trunkenheit des Kutschers das Umwerfen des Wagens 
und den Tod des Reisenden verursachte,' einfach fragen : Ist die Fahr- 
irissigkoit eines ^fenschen allgemein geeignet, den Tod eines andern herbei- 
zuführen? Das hat keinen Sinn. 

AImt welche Antezedentien eines Erfolgs ausser der menschlichen 
Handlung sind nicht nur /aifällig, sondern einer Verallgemeinerung fähig 
und darum ausser der Handlung selbst bei der Fällung des Kausalitllts- 
urteils zu berücksi hii''* n Muss mau fcagen: „Steigerte die Trunkenheit 
des Kutschers die ibmlichkeit des Umwerfens des Wagens" — oder muss 
man noch spezieller fi*agen, etwa: „Steigerte die Trunkenheit des Kutschei-s, 
der auf unsicheren Moorwegen in dunkler Nacht einen Beisenden zu be- 
fördern hatte, die Möglichkeit des Umwerfens des Wagens — 

Wir haben oben gesehen, dass wir die Frage auch in ihrer ersten 
allgemeineren Fassung zu bejahen haben. Doch wird man zugeben, dass, 
wenn es zur Bejahung der allgemeineren Frage immerhin einiger Über- 

tcn Erfolgsbegriff von L\»7.l)* nicht kennt. Uebrigens hat die EutschciUung diese» 
Radbrtich'i^chcn Bei^icls der Theorie der adäquaten V^rsachung nie Sei iwieng- 
keiton gemacht; vgl. Rümelin S. 287 ff, Hass 8. 402 ff. — Klwnsoweiiig gehört 
übrigens der von von Krio«. 8.214 oben, bcsprorhone Fall hierher, da dort die 
Schwierigkeit in der Bestimmung der» Erfolg bci>itelil, iiiclit^darin, da»a man nicht 
wdm« wie weit man den Erfolg vondlgcmeincren solL 

M Davon raachen ?.. B. .auch die S§ 83;], 83'^ P,On koino An^nidinie, wenn- 
gleich hier die Verknüpfung dci» iiicnächlicbcn Verhaltens mit dem Eriulgc kciuc 
unmittdbaiü ist. 
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legung und AWägimg bedurfte, man die Kweite Frage sofort und unl^edonk- 
lieh bejahen wiitl. Denn es leiuthtet ein, dass hi einer so gefährlichen 
I>agc, wie sie che zweite Fi-ago annimmt. — Dnnkclheit, unsichere 3Ioor- 
Avege - , ein Versehen des Kutschers ;^anz besondoi*R leicht einen Unfall 
herbeiführen kann, seine Trnn Ii enhoit also die Möglirhiveit des Umwerfens 
besonders l)egünstigt. 

Man sieht also, dass man. je weniger konkn^'te Bedingungen 
des zu biMirteilrmlrn Falls ausser iichl gelassen werden, um so mehr 
geneigt sein wird, Kausalität zu bojahen. Die Bejahung oder Ver- 
neinung des Kausal/aisaniinenliang^s hängt haufiff lediglich davon ab, 
ob man das Verhalten des Täters weniger oder mehr \-enillgemeinert. — 

fn der Begrenzung des Komplexes der einer Verallgemeinerung 
fähigen Bedingnngen eines Erfolgs weicht Rümelin von von Kries ab. 

Von Kries') stellt zur £rmitteiung des Kausalzusammenhangs die 
Fi-aao. ob das stattgefnndene schuld hafte Verhalten unter den tat- 
sächiicli bestehenden allgemeinen Verhältnissen dor mensclilichen Gesell- 
schaft generell geeignet erscheine, verletzende Erfolge von der Art des 
vorliegenden herbeizufilhi'cn. Dabei sei das üchuldhaftc Verhalten rein 
psychologisch zu definieren nnd daiin zu erblicken, daes unter gewissen 
intdlektueUen Bedingungen ein gswiase« Verhalten des Willens stattfindet 
Die generalisierende Betrachtimg prQle also den fisyehologischen Tatbestand 
fQr sich und dächte aile% was ausset-hatb desselben liegt, durch verall- 
gemeinerte Bedingungen ersetzt. 

Dieses wird nflher ausgeführt — 

Indem yon Eries auf das schuldhafte Verhalten des T&tera abstellt, 
macht er seiae Lehre für einen Teil des Civilrechts, insbesondere für 
einen Teil des Rechts der unerhiubten Handlungen, unanwendbar. Denn 
das BGB kmnt mehrfieu^h eine Verantwortlichkeit für einen ohne Ver- 
schulden Torursachten Schaden. Man wurd aber doch versuchen müssen, 
eine Eausalitfttstheorie auszubilden, die zum mindesten allen I%llen des 
Civil rechts gerec^ht wird^). 

Die M. Rümelin sehe objektive Theorie'*) wird dagegen allen 
Fällen civili-echtlicher Kausalität, insbesondere auch den „objektiv uner- 

«CS. 228 ff. 

*) Dm ist nicht die cinzig<! Einwendung; \"gl. M. Ii ü nie Ii u, Zufall im 
Recht, 8. 46 ff; von Brün neck. Die herrschende KauMlitfitothemrie und ihre 

Stellung zum RStOr,; Di Unlle, IS:»:. S. t?s ff; Hadbruch, S. 

Zufall im liccht, 6. 4j ff; Cttunalbcgriffc, t>. löU ff. — Für Kumelin: 
Oertmann,iDic VoTtcilsatiselcichung l>cim Kohiidcni)cr«it»in8pmeh im rßmisdion 

und deutschen biirgrrlichcn uocht, UKd, S. 78 ff. Mehr oder uci i- r n lu! stehen 
Kümclin: Licpniunn, JS. 73 ff.; Cromo, Sv8>tem, IM. I, l'JW, b. 47U ff., 
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Uubten Handlungen" des BOB gci-echt. Ihr scliliesscn wir uns vor- 
behaltlich einer noch zu erwähnenden Abweichung an. Nach Kümelin*) 
muss dem Kausalitätsurtcil zugrunde gelegt werden: 

was (It'in Tätrr Ix'kannt war oder bekannt sein uuisste, ausser- 
dem aber auch, was .süust bekannt war (xler bekannt ge'worden 
ist, z. B. die durch den nachträglichen Vorlauf aufgnd<Hkten^ 
aber zurzeit der Tat schon vorliegeiuhui Uniütiuide, sowie das 
gesamte Erfahrungswissen der Menschheit. Abstrahiert wird von 
dem der menschlichen Erkenntnis Unzugänglichen. 

Während von Kries auf den Täter selbst abstellt, ist Hflmelins 
Standpiuikt der des Richters'). Der Richter muss das lieben und die 
Naturgesetze kennen und diese Kenntnis bei der Abgabe seines Kausal itiits* 
Urteils verwenden. Seine Lebenserfiahning sagt ihm, dass bei einer Wagen- 
fahrt leichter ein Cnglflck passiert^ wenn der Kutscher betrunken, als 
wenn er nüchtern ist. Mit wisaenschsftlichen Gesetzen arbeitet er bei der 
Ermittlung^ ob die Todesursache des Verwundeten die Verwundung oder 
ein schon vorhandenes inneres Leiden gewesen ist. 

Er muss ausserdem seinem Eausalitätsurteile zugrunde legen alle 
ihm bekannten Bedingungen des konkreten Erfolgs, auch diejenigen, die 
erst der Erfolg aufgedeckt hat. Er wird darum adäquaten Kausal- 
zusammenhang feststellen zwischen der Handlung des A imd der Ver- 
wendung des B, wenn A einen Süov an einem Strick transpoi'tiert und 
dieser sich unter Zcrrcissuug des Stricks losreisst und den B verwiuidet*). 
Auf Grund seiner nachträglichen Kenntnis der Knstehung dieses 
Erfolgs berücksichtigt er bei seiner Entscheidung dio rnzuläiigli( hkeit des 
benutzten Stricks und konnut zu dem Ergebnis, dass der Transport eines 
Stieret? an einem leicht zerreissbaren Strick durch eine von Menschen 
besuchte (iegend die Möglichkeit der Verletzung eines Menschen begünstigt. 

Diese seine Theorie der objektiven Prognose, wie er sie genannt 
hat, hat Rümelin*) eingehend begründet und ihre Vorzüge vor der 
von Buri'schen und auch vor der von Eries'schen Theorie, sowie ihre 
BewShrung auch gegenüber den eigenartigst gelagerten Fällen u. E. über- 
sseugend daigetan. 

Wut müssen uns bei den speziellen Zielen imserer Arbeit versagen, 
auf Einzelheiten einzugehen, soweit diese nicht besondere BerühnrngB-* 
punkte mit unserem Thema bieten und darum unten zu besprechen sein werden. 

*) S. 189, m der Causalbcgriffe. 

>) C'ausalbr'sriffr, S. 224, 225. 

') Beispiel von Künielin, Causalbcgriffe, Ö. 190. 

*) Cninalbegrifrc, S. S17 ff; wir eignen un« dio Bczcidinnng nicht an. 



Digitized by GoogI< 



33 - 



Wir Uoscluankoii uns lUuaiif, (Ho Kiclitigkcit und rj-aktikabilitut der 
K ü m ei i D 'äcLen Formel nachzuprüfen durch eine Bespit»c!mnf; dur 
jüngst aus dem L i s 2 1 '»clien Lager in dor mehrerwähnten Sehrilt Kad- 
b r u c h s *) dagegen erhobenen Einwendungen. Wir halten die dort ge- 
'wählte Reihenfolge nicht ein. 

Radbruch glaubt^ R Ü m e 1 i n s Theorie scheitete schon an der 
Unrichtigkeit des letzten Satzes seiner Formel: „Absti»biert vrud Ton 
dem der menschlichen Erkenntnis Unsug&nglicheu/^ 

R a d b r n c Ii meint, der längere erste Satz der Formel enthielte 
die l?egel, der cVto.n zitierte Schlusssatz dio Ausnahme. Das ist aber zum 
mindesten kein glücklicher Ausdruck, da er dazu verführt, die Jl i\ m c - 
1 i n 'sehe Formel für zwiespältig und kom[tliziert zu halten, was sie nicht 
ist. Der erste Satz umgrenzt die einer Verallgeuieinerung fälligen Be- 
dingungen; der letzte erklärt einen ohne dem in seiner Kürze nicht ganz 
unraissverstäüdlichen Passus des ersten Satzes, indem er in negativer Form 
das f^esamte . Erfähruogswisseu der MenschheiV umschi-eibt. 

Es handelt sich also lediglich um die Einkl^dung oines Ge- 
dankens in zwei Sätze zur Vermeidung eines einzigen Satzangeheuers. 

Der sachlichen Einwendung Kadbruchs gegen den letzteu Satz 
liegt die Erwägung zugrunde, dass der Kiehter, gecignetenfalls unter- 
stQtzt durch »Sacliverständigej zwar das derzeitige Erfahrungswissen der 
Menschheit zu beherrschen imstande sei, dass all das riciiterHche "Wissen 
aber nicht ausreiche gegenüber einem Täter, der ülx^r bisher ungekannte 
Naturgopetze verfügt und auf (jrund dieser Kenntnis einen abnormen 
Kausalverlauf riclitig liercchnet. Was tun, Avenn auch ex post, nacli dem 
Eintritte des wohlberechneten Erfolges, das nur dem Täter bekannte Natur- 
gesetz dem Beurteiler nicht klar wird .Soll dann," fragt Kadbruch, „der 
Täter wegen seiner Genialität von aller .Strafe frei sein? Ich verkenne 
nicht," fährt er fort, „dass der Täter, weim ihm infolge der dem Richter 
felüeaden Kenntuis eines Natm-gesetzes, dessen er sich zur Vollführung 
seiner Tat bedient hat, nicht als Verursacher der Tat überführt werden 
kann und freigesprochen werden muss.') Aber sollen wir ihn deshalb 
auch theoretisch für straflos erklären? Sollen wir die Nichtbeweisbarkeit 
der Schuld aus dem Stiafprozessrecht übernehmen in das materielle Straf- 
recht als Straiausschliessuijgsgnmd V Hiesse das nicht, aus der Not eine 
Tugend machen, verzichten auf das Strafrecht, weil man es nicht reali- 
sieren kaou?'^ 



*) S. 40 ff. 

*) S. 43 bei Itiulbriu h; verungUUkte Satzkcuslruktiou, 

• I 
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Wer wollte das so ti'agiäch noiuuoii! Oej^eii solclie „rbcrvorbicclioi'*' 
ist kein Kraut gewat'hsen mul lässt sich kein Stnifreciit sclmiicdon. Wir 
glauben, ilass sich gegenüber '1* ii T^ntaton dieser Leute, die übrigens 
ziemlich selten sein sollen, aucli der vorsichtig^^lf^ Richter mit nihi|[^m 
Gewissen auf <lea Bodea jenes Sprichwortes stellen wird, weiches latitet: 
Was ich nicht weiss, macht mich nicht heiss! — 

Gewichtiger sind die weiteren Einwendnngen Radbruch s*). Er 
sagt: »Die Bedingangen, welche R ü m e 1 i n voraussetzen wiU, sind ein- 
fach sftmtliche Bedingungen. Da nichts ohne Ursache geschieht, sind in 
jedem Augenblick sämtliche Bedingungen ffir alles, was künftig anf der 
Wdt geschehen wird, vorgebildet. Wenn sie nicht selbst vorliegen, liegen 
wenigstens ihre Bedingungen vor und causa causae est causa causati." 

Nur fOr eine — und, wie wir hinzusetzen machten: die wichtigste 

— Giup[H' von Füllen ti-iifo es zu, dass sie sich ex ante, wie ex post 
» 

der Krkeiinlmrkeit prinzipiell entzöge; das seien die in eine vom Täter 
in I>auf gesetzte Kausalkette eingreifenden Handlungen eines anderen 
Menschen. Da^et^en sehlat^e diese seine Einwendung durch in allen Fällen, 
in denen sonst noch iiacli Kümelins Ansicht bestimmte Bedingungen 
«l.'s konkreten Falles dem Richter tivjtz voll.släiiilii;vr Kenntnis der Natur- 
gesetz«' e\ iint'j und ex post unerkennbar seien. Wenn Kiimelin') den 
Blitz, (1er den Verwundeten trifft, den Ziegelstein, der den Passiinten 
tötet, für solche imerki'inibare Faktoivn halte, so sei das falsch. 
Ex post wisse man genau, dass, wo der Blitz niedergefahren ist, zurzeit 
der Verwimdung eine starke elektrische Spannung bestand, dass der Ziegel- 
stein vorher bercits gelö.^t war und dass andererseits ein Minimalzentrum 
des Bfiffcmeter-^tandes damals dort und dort stand und forlriii kend be- 
wirken musste, dass zu dieser Zeit dort ein Wind der und der Art entstehe. 

Diesen Böllen, in denen eine freiwirkende Natiirkraft in den ^usfll- 
verlauf eingreift, vermag die Rümeli nasche Formel noch erfolgreich eut- 
g^enzutreten. Rümel in selbst führt an einer anderen Stelle') ans: „Ob 
das Einwirken eines Naturereignisses zu erwarten war oder nicht, ob das- 
selbe durch die infolge des haftungb^^ndenden Vorgangs geschaffene 
Oesamtmluation gegenüber dem sonstigen Gange der Ei'eignisse begunstij't 
war, getrauen wir uns leicht zu entscheiden, da tmser Wissen über die 
Berechenbarkeit des Auftretens solcher Naturereignisse ein viel sichereres 
ist, als unser Erwarten in bezng anf menschliches Handeln. So wissen 
wir, dass, von wenigen Ausnahmen abgesehen, dio Blitzgefahr etwas Un^ 
berechenbares ist.** 

•) S:. 1 1 ff. >) Caiwalbcgriffc, a 2ÖS. . 

Cuu."»alLK»grilfc, S. 2i)'h 
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Also wäre KrtdbiMicli iii dieKer Richliing zu antAvoi-tcu : l)or Richter, 
«1er sich vor die l'Viii;e ge^lellt sieht, zu entscheiden ol» jemand den Tod 
eines aiulern vernivsu lit hat, wenn er ihn nnr verwundet Imt, der Ver- 
wundete aber sodann vom IMitv.o oi*sehlagen wird, wird zwar vielleicht 
ex |»ost wissen, dass dor tötende Blitz aus jener Wolke kam, er wird 
jedenfalls wis>oii, dass im Momente dei- Verwundung die Bedingungen, 
die zu der eicktrisrhen Entladung ffilirt 'ii nder wenigstens deren Be- 
dingungen schon voiliaiiilcn waren, er winl al»er auch ex ]i(»st nicht sagen 
kr»nnen, warum die Knthulung genvle hier und in der Kit litnng auf den 
Verwiuuleten erfolgen musste. Die Entstehimg und der Weg des Blitzes, 
das Auftreten eines Windstosses sind für uns im konkreten Falle auch ex 
jiost imberechenl»ar, ebenso unberechenbar, wie das Ergebnis des Wurfel- 
wMufes.') Hier liegt ja der tiefere Qrund, warum sich der längst als 
fiilsck erkannte und getadelte Ausdruck einer ,jUnterbrechung des Kansai- 
zusammenhanges" nicht ausrotten lässt : Der Eingriff eines Naturereignisses 
(und ebenso derjenige seltons eines Menschen) in einen Kausalverlauf 
ist für unsere Betrachtung, mögen wir audi üljer die daltsi in Frage 
kommendeD Naturgesetze völlig im Klaren sein, im konkreten Falle immer 
wieder ein novum, ein deus ex machina, nach dessen Entetehuni; der Zu> 
schauer nicht viel -fragt, weil er sie sich doch nicht erklären kann.') 

In Wahrheit; meint Radbruch, liege der Fall mit dem herab- 
stürzenden Ziegelstein ebenso, wie ein anderer Fall, in dem Rümelin') 

') von IC rio? , S. 185. 

Es kiuui liadbrucb, Ö. 22, nicht zuj^cgcbcn werden, dass diese Aufwer- 
nchtlasBong der Entstehnng de« Blitze«^ nnd^ seine Bcrficksichtigang erst von 

(li-m Momente -i in(-^ Kintrreifeiis in die lanfmdr I\an.-a!kette an einen „durchaus 
metaphystscheu Begriff der Kausalität" voraussetze, „welcher eine Erklärung der- 
selben 'durch wirkende KrSFte in mch auft^ommcn hat". Dob VerMiren» das 
hier von uns geübt wird, i.st dasselbe, das (hc IVa\i> brnvus^t oder unl>cwus>»i schon 
immer angewendet hat, welclu'ä ncuerdin(;s Thyr^n, Abhandlungea aus dem 
Strafrecht und der Rechtsphilosophie, B l. 1, S. 23, 24. theoretisch begrändct und 
Hümclin, Caiisalbegriffc, S. 18t). 187 von ihm übornonimou hat: Man priift nicht 
die Kan^alkcTtp bis ins Unondliche rückwärts — das ist nicht inöghch — , sondern 
mau zeri(;i.ssi die vom Erfolge aus rückwärts verfolgte Kausalkette „willkürlich" an 
ehicm Ijestiiiunten Punkte. Thyri^n, 8. 20 ff., drückt das so ana, ,4aa8 wir «ub- 
ioktiv die oltjcktivo Gradation de-i Kausal/.usamnicnhatijrfs frpwis.scnnasson gewaltsam 
abschiieidcu, indem wir gewisse Uealitätoa als unter sich „kau-salvcrbundou", andere 
als unter sich „nicht kausal verbunden" auffassen. . . . Dabei beji-rcnzt der ]VretiHch 
teils in .seiner Auffassung dcii Zusatunienhansr innerhnll) der g 1 e i c hz c i li - c u 
Kealitätcn, . . . teil« begrenzt er in ährdicher Weise (he rückwärts und \orwärth 
unendlich »ich erstreckende Zeitreihe der einander veruisachendcn Realitäten. — 
Wenn wir demcnt^sprechend tni oliiirrn Heispiele die in den für den Vi ru imdetini 
tütlichen Blitz aiu^laulcnde Kausalrcitie unmittelbar hinter dem Blitze abscbneidcu, 
HO bedeutet dos doch noch nicht, das» wir nicht anerkennen. dasB der Bh'ts das 
Ergebnis einer Kausalkette Ist, da^'s wir vielmehr dem Blitze .«elbstän<lii:V', un- 
bedingte, aus sich wirkende Kräfte Iwiicgen; die Thy r c u'x'lic Abhandlung ü»t 
Rad brach lickannt; Radbrnch K 81 ff. 
') C^u>«aib^iffc, ii. 
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keine niierkennbarkeit post annehme: Ein VcrwurKleter fähi-t auf dem 
Wege zum Arzt fUn r < iin' niorsclie Brfickc, sie bricht, er ertrinkt. 
,.AVelcher Unt^Hsehied," ruft Kaübrucli aus, ,,ist zwischen dem morschen 
Holz der Brücke und dem morschen Mörtel des Ziegelsteins?" 

Soviel ist hieran jedenfalls richtig: Rümelin leugnet den adäquaten 
Eau5^nl'/nsammenhang in den Fällen des Eingreifens von Naturereignissen, 
weil dieses Eingreifen auch ex post unerkennbar sei; er leugnet ihn 
ebenso in dem Falle mit der morschen Brücke^ trotzdem die Morschheit 
der Brücke ex post erkennbar ist. 

Es ist klar, dass die Bejahung des Kausalzusammenhanges im letzten 
Beispiel der Billigkeit nicht entspi^tehe. Aber ebenso klar ist, dass die 
Bümelin^sche Hauptformel hier versagt. 

üm zur Verneinung des Kausalzusammenhanges zu gelangen, bedarf 
Ramelin') einer Billigkeitsmodifikation fttr seine Formel, die so lautet: 
„Wird durch einen an sich haftungbegrOndenden Yoigang der 
Vwletzte lediglich in räumliche und zeitliche Beziehung gebracht 
zu einem später eintretenden Ereignis, so wird von ausser aller 
BerediDung liegenden, auch dem Haftpflichtigen nicht bekannten 
oder erkennbaren Bedingungen dieses zweiten Ereignisses selbst 
dann abstrahiert, wenn dieselben zur Zeit des ersten Vorganges 
schon vorlagen."* 

Ohne diese Modifikation mQsste ROmelin den Fall, dass ein Ver- 
wundeter beim Transport über eine Briicko durch eine die Brücke und 
den Eisenbahnzug zerstörende Mine getötet wird, anders entscheitlon. wenn 
(]!•' Mine vor der Verwundung, anders, wenn sie nach der Verwundung- 
geleg-t worden ist: im ei-sicrcn Falle gehört zu drii dem liichtor im 
Moment der VerwiuKlung (ex poat) bekannten und dalier bei dom Kaii- 
salitatsurteil zu l)crürksiehtigenden Bedingungen die Leguug der Mine, im 
zweiten Falle nit ht. Es lio^^t aber auf der Hand, dass die Bejahung oder 
Verneinung des; Kausaizusamincnhanges nicht von diesen zeitliehen Zu- 
f illigkeiten abliängen kann. Die gleiche Beliandlung beider Fälle ermöglicht 
erst diese Ausnahme von der Hauptregel, 

Gewiss sind die Fälle, in denen man nicht mit der Haupti-ogel aus- 
kommt, hwhst selten. Trotzdem sollte versucht wenlen, durch eine ver- 
änderte Fassung der Hegel die Aufstellung einer Ausnahme zu vermeiden, 
— schon, um den Gegnern unserer Theorie den Einwand abzuschneiden, 
sie sei kompliziert und daher unpraktisch. 

Wir machen darauf aufmerksam, dass die Fälle des in den Kausal- 
verlauf eingreifenden Naturereignisses, die, wie wir oben bewiesen haben, 

*} Caasalbcgriffc, h>. 3ÜÜ. 
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nucli auf (Jriind der Haiintformel riclitifr cntscliieilen woideii kiniiitMi, zu- 
gleicii auch iitiü3r dioso BilligkcitsmiHlifikation falleii. Sio sind in der 
Tat, wie Radbrncli liclitif,' bonicrkt hat, drii FiUlcn mit der mor.scheu 
oder gosprengteu Brücke uahe verwandt : In beiden ifällcn handelt es sich 
um die Abänderung: des Kausal Verlaufs zwischen dem un- 
mittel Itaren und dem mittelbaren Eriolg'e. In allen anderen 
(im Strafrecht bei weitem, aber auch nocli) im ('ivihceht überwiegenden 
Fällen, in denen es nur einen mimittelbai-en Erfolg*) gibt und ebenso iu 
den anderen schon beridirten luid unten noch nülier zu besjueclicndon 
rälien, in denen das den Kausalverlauf zwischeo unmittelbai-eiu und mittel- 
barem Erfolg abändernde Moment die Handlung eines andern Menschen ist, 
liält die Ramelin'scfae fomel stand und sind Hadbruchs Angriffe 
unberochtigt. 

Wie muss die Rttmelin'sche Fcamel verändert weiden, um die Auf- 
stellung einer Ausnalime entbehren zu kOnnen? 

Der Felder Rilmelins scheint darin zn liegen, dasa er alle, auch 

die nach dem unuiittelbaien Ei-folge eintretenden KausalgUeder, soweit sie 
aneh nur ex post erkennbar sind, dem richterlichen Kausalitätsurteil zu- 
grunde legt, dass er, wie man sich auch ausdificken kann, deu Richter von 
vornherein an den Punkt stellt, an dem der für die juristische Betmehtuug 
noch eriiebliche nachträgliche Kausalveilanf aufhört, \<m dem aus also der 
Richter rilekwärts schauend nach einer Kiehtung hin die ganze Xausal- 
kette überblicken kann. Dies ist nur scheinbar ein Vorteil. In Wirklich- 
keit ist der Richter, wenn neK-h ein nachträglicher" Kausalverlatif zu be- 
rücksichtigen ist, immer gezwungen, nach zwei Kichtungcu liin eiueu 
Teil des Kansal Verlaufs zu piüfeu.^) 

Wie verläuft denn — um nunmehr statt mit dem allgemeinen Be- 
griffe des Erfolges mit dem civilreditlichen des Schadens zu arbeiten — 
ein Sebadensprosess? 

Zuerst prOft der Richter nur den Grund des Anspruchs; ob übei^ 
haupt ^n zu ersetzender Schaden vorhanden ist. Da ihn also zunächst 
nur interessiert, ob ein bestimmter haftungbcgrOndender Vorgang existiert, 
ob z. B. der Tatbestand eines der §§ 823 ff. BGB yerwirklicht ist, so geht 
ihn ein etwaiger naohträglicher, den Schaden vergrössernder oder ver- 
ändernder Eausalverlauf noch nichts an ; f Or ihn ist einstweilen die Kausal* 

'1 Diirunfcr i->t mit verstanden (Lr Schaden, dessen Rent'hnnnL' uumittcli)ar 
auf U rund dcä «JiiattuuglK^rüiidcndcn Vorgaugä" erfolgen kaim; liümeüUf (jauäai* 
begriffe, S. 25J. 

') An einer Sfrll< , Causnlbegriffe, 8. 2;WJ, bei >prr< liiuiir der Moinmsen' 
und von I^ar 'sehen interesgclehrc, findet Bich hd ßüoiclin deri»diie UcdauJcej 
dann aber nicht verfolgt wird. 
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kt!llt) mit ili'iii ivsti'ii Eiiilirmh in diu fivmilo Ho< litss[<liäto zu Kmle. Von 
hier aus schaut er rückwürts und forsclit nach, ob er auf üruii l der iluri 
zurzeit des ersloii Einbruchs, sei es auch ex post, erkennbaren 
Umstände adibiuaten Kausalzusaniinenhantr feststellen kann. Koninit « r zu 
dem Ergebnis, dass ursächlicher Zusamuieiihang vorliaiiden ist untl haben 
die Schadenswirkungen sich nicht in dem unmittelbaren Schaden erschöjifr, 
so bleibt er auf dem einmal gewählten Standpunkte stehen, uiaclit nur 
gleichsam kehrt uiul prüft, welche von den mittelbaren Schadenswirkungen 
er zurzeit des ei-sten Einbruchs ex ante erkennen und berechnen kann. 

Von dieBem Standpunkte aus macht die Entscheidung der zwei ge- 
dachten Gnippen von IfäUen keine Schwierigkeit: SowoM der Zusammen- 
bruch der moitichen Brücke, als das Herabfallen des Zi^els. als das Ein- 
schlagen des Blitzes sind für den (mit dem ganzen ErEahningswissen der 
Menschheit auegestatteteo) Richter im Voraus unberechenbar. Es liegt 
also zwischen der Handlung des Täters, der einen andern verwundet hat 
und dem durch den Tod des Verwundeten verursachten Schaden nur zu- 
fälliger, kein adäquater Eausalznsaramenhaug vor. 

AVir können darum sagen: 1. Ob adäquater Kausalzusammen- 
hang zwischen e ine m me nsc hl ichc n V e r halt o n und dem un- 
mittelbaren Schaden vorliegt, entscheidet der Richter auf Gnmd der 
ihm zu üolioto stehenden Kenntnis der Gesetze <1os Oeschehons, die sich 
mit dem derzeitigen Kifahrungswissen der M«Mischheit überhaupt deckt, 
und auf Grund aller ihm ziu-zeit der Entstihnng des unmitteibareu 
Scliadens bekannt gewonb nen Bedingungen des konki-eten Falls. 

2. Ob adäquater Kausalzusammenhang zwischen einem 
incnsciilicli- n Verhalten und dem mittelbaren Schaden vor- 
li^^ entscheidet der Richter, indem er ausserdem noch die von dem 
unter 1. gekennzeichneten Standpunkte aus (im Voraus) erkennbaren und be- 
rechenbaren') Bedingungen des naclitrSglichenEausalverkufs in Betracht zieht. 

Bei Anwendung unserer zweiten Formel darf der £reis des ^Jlr- 
kennbaren und Berechenbaren" nicht zu eng gezogen werden. Jemand 
versetzt einem Ändern einen ganz leichten Sclilag und dieser stirbt in- 
folge einer anomalen Bescliaffenhett seines Körpers.*) Der Bichter, der 
den vorsichtigen römischen Satz kennt: aliud alii mortiferum esse solet, 
— wird sagen, dass es immer höchst gefälirlich ist, sich an einem so 

'I „I^ rirlu iiliar* «rehört nicht nur zu „berochnrii", sondern aiieh zn dorn um- 
fassendciea Verb „ni-hncn mit otwa.s". In diosein ."^iuni ist „In reehiubar" etwas 
anderes als , orkciuibar**, und es sind daher in unserer zweiten Formel beide Aus- 
drücke n( bduinimdcr am FlaUse. — Mit dein Aufdruck „berechenbar'* arbeitet 
auch L i p tn a n n. 

vgl. Kömelin, CViusalbegriffe, 260, aber auch Zufall im Becfat, B, 47, 
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kostbami Ketlilv^gut wie es die Krirperinfcgiität ^^o'mos Näc-listeii ist, zu 
vei'greifen. und dass man dal»ei mit deu weitgelicndöteii Sehadensfolgeu 
rechnen muss. 

Oder : Jeuiand wirft bei Nacht seinem Nachbarn die Fenster ein. 
Ein Teil der Olaspcherben fällt nacli aussen und auf den um das Haus 
herumfühieiiden Jbusspfad. In» Morgendämmern geht der arglose Nachbar 
um das Haus und zerschneidet sich mit einer Scherbe den Fuss. 

Es scheint uns iinzveilelbaft dem Becht^ffihl zu enstprechen, dass 
der ZertrQmmerer der Fensterscheibe auch für die daraus folgende Körper- 
verletzung hafte. 

Wenn dies Ergebnis lii htig ist, so ielut dies Beispiel zweierlei: 

1. Man kann uns niciit einwenden, dass wir, da wir bei dei* Er- 
mittelung der weiteren zum Ei-satz verpflichtenden Seliadensfolgen mit 
der Erkennbarkeit ex ante operieren, im Resultat nur fiir (bei Änwendimg 
der im Verkehr erfordei liehen Sorgfalt Yoraussehbai"e und daher) fahr- 
lässige Folgen des unmittelbaren Schadens haften liessen. Denn al^^* s<>htMi 
davon, dass der Richter vermittels seiner grösseren Erfahrung uud Vorsicht 
mit weiteren Schadensfolgen rechnen wird, als der in g 276 Abs. 1 S. 2 
BOB voraussetzte Durchschnittstäter, fiberschaut der Richter die weitere 
Kausalkette ja nicht vom Standpunkt des Täters, sondern von dem späteren 
Punkte aus, an dem die erste Verletzung in die fremde Rechtssphäre 
eingeschlagen ist. Man wird nicht feststellen können, dass der Zer- 
trümmerer der Scheiben mit dem weitei'en Erfolge einer Eörpenrerletzung 
rechnen kmnte oder miisste, wohl aber wird der Richter, der den ersten 
Einbruch in die fremde Rechtssphäre betrachtet und sieht, dass die Scherben 
der Scheiben auf den von Menschen häufig begangenen P&d gejEallen sind, 
auf Qrund dieser enveiterten Kenntnis des konkreten Falls erklären, dass 
dieser weitere Erfolg berechenbar war. 

Ebonsoweiiiq verfängt übrigens gegenüber unserer Formel der alte, 
praktieeh so gut wie bedeutungslose*) Einwand der iiegner, die Theorie 
der adäipiaten Veru!"sachun2: sei liülflos gegenüber einem Täter, der mehr 
wüsste und weiter sähe, als der beti-effeude Beurteiler des fraglichen Kausal- 
zusammenhanges. Dass wir den YaW, in dem der Richter auch ex post 
die dem Täter allein bekannten Naturgesetze aufdeckt, für impraktisch 
halten, sagteu wir sehoti oben, S. ff. Davon abgesehen könnte es vor- 
kommen, dass ein scharfsinniger Täter gewisse weitere Schadenalolgen, 

*) Neue Naturen spt/T wmlen nirht tiiglieh entdeckt, und wenn eins entde< kt 
winl, benutzt ca der Enidt-cker in der llcgel nidit gleich zu einer raffinierten 
ÜbeltatI 
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mOgöii sie auch noch eo migjwühulicli sein^ liehtig berechnet liAtte. Dano 
wird aach iNKsh UDserer Ansicht SMalsuaunineiihaDg voiUegen. Denn der 
Richter setzt bei der FeststelluDg des mittenMiea Sdiadeos ja aidit nur 
Toraus^ was er im Moment des „Einbruchs*^ ex ante berechneii kann, 
sondern er kennt auch ex post die Eausalentwicklung zwischen der Hand- 
ln iles Tftters und dem „Ginbruch"; hat dabei also schon die Eigenart 
iukI ein etwaiges besonderes Wissen des Täters kennen lernen können und 
vorworlct <liesc Kenntnis tler Individualität des Täters bei seinem zweiten 
Kauöalurtcil. lias die weiteren Sehadensfolgen bemisst. — 

2. Erffillcn die entfernteren Sehadensfolgen einer unerlaubten Handlung 
objektiv den Tatbestand einer zweiten, selbständigen unerlaubten Hand- 
lung, so ist der Täter für diese entfernteren Schadensfolgen auch dann 
verantwortlich, wenn sie ihm nicht zur Schuld augerechnet werden können.*) 

Rfimelin weist die Richtigkeit dieses Satzes fQr bestimmte Fälle 
u. E.- überzeugend nach, ohne den Satz als allgemeine Begel aufzustellen. 
Rümelin') verteidigt erfolgreich den Standpunkt, dass bei Verwundung 
mit tötlichem Ausgange der Yedetzende fttr den Tod hafte, auch wenn 
dieser dem Täter nicht zur Schuld angerechnet werden kann. Man kdnnte 
nun zwar sagen, dass der Zusammenhang zwischen der Verwundung und dem 
Tode ein näherer und natürlicherer ist, als der zwischen einer Sach- 
beschädigung und einer daraus folgenden Körpervedetzung. Immerhin ist 
die Körperverletzung in unserm Beispiele eine mittelbare Schadensfolge der 
Sachbeschädigung, und man kann auf diesen Fall ebenso gut wie auf den 
Fall einer Verwundung mit nachfolgendem Tode die Worte Bümelins') 
anwenden: „Es wäre Budistabenjurispnidenz, wenn man ans dieser Auf« 
Zählung — der verschiedenen Rechtsgüter im 823 Abs. 1 — schliessen 
wollte, dass jede der genannten Verletzungen einen besonderen Erfolg" 
in dem Sinne bedeute, dass das Yei-scludden inuner auf den speziellen 
Erfolg, für den haftbai* gemacht werden soll, liezogen werden müsste." In 
"Wahrheit steht auch Jiümolin sclilechthin auf dem Boden des eingangs 
dieser Nummer aufgestellten allgemcineu Satzes. Denn au einer andeivn 
Stelle*) billigt er ausdrücklich eine Quelleuauslegung, nach der jemand für 

*) Dicticr Satz entspricht einem in ix)8itiven Bestimmungen de» BGB — 
8HI Abs. 2, l>91 \]y^. 2 — zum Auf^drnck gekoniinf nrn allgememen Gedanken, 
dorn Gedanken, /in i^icheruup eine« gegen mehrere Tereoocn ^richtetfin Schadeus- 
ersat/ansi)ruclis und zur Erleichterung seiner DurchsetEung die Heranaddhung zur 
Verantwortlichkeit zu erloichtern, die direkte Haftiiny' r.u bco:ünstifren tind über 
gewisse SucccsiHionen wcg/.u>fhen; vgl. Hell w ig, Die civilrcchtiiche Bedeutung der 
Oeschleehtskrankheiten, in <hr Zeitsrhrift ffir Bekämpfung der GeBchlcchtsknuik- 
hciten, Bd. T, ino.i, S. :{2, Note 1. 

') ( ':iUi5allK>griffe, S. 2 10 ff. 

•) Causalbcgriffc, B. 243. 

*> Ctoeatb^ffe> 8. 269, Note 110. 
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don T(i<l eines aiulom haftet, wenn or ihn der Kleider beiiiulii liat und 
der iieiaiibte — ohne Fiihrlässigkeit des Räubers — erfriert. 

Diese Kegel gilt sowohl dann, wenn eine, als auch, wenn mehrere 
PersoD^ verletzt sind (in unserrn Beispiel: das Dienstmädchen des 
Nachbars, statt des Nachbars). Ist das mbtig» so kann aber auch die 
Durclisetsung des SchadenseisatzaiiBpnichs des zii zwdt Verleti^ten nicht 
wohl daroo abhängig gemacht werden, dass der unmittelbar Verlet/.te 
seinen Anspruch gleichzeitig oder vorher geltend nincht: Wenn der Nachbar 
wegen der ZertrQmmemng der Fensterscheiben keinen Prozess anfangen 
will oder ausseigerichtlich befriedigt wird, kann das Mfldchen doch auf 
Scbadeneersatz wegen Körperverletzung klagen; sie braudit dabd nur zu 
beweisen, dass der Beklagte die Sachbeschftdigung verschuldet und dass 
er die Körp^^letzimg adfiquat verursacht hat. — 

In den allermeisten lUUen wird die Anwendung der Rfimelin/schen 
Formel und der unsrigen zn denselben Ergebnissen fahren. Immerhin 

scheint uns bei Rfimelin die Oefehr nicht ganz fern zu liegen, dass er 
zu einer zu ausgedehnten Hafti)f licht gelangt: Je weiter man, vom un- 
mittelbaren Soliadcn ausgehend, die fernei-en Schadenswirkuugcu verfolgt, 
desto mehr schwillt die Zahl der (ex post) erkannten Bedingungen au, 
und desto mehr wird man geneigt Kein, auch bei den fernsten Schadens- 
wirkungen noch adäi^uaten Zusaninienhang mit dem Verhalten des Täters 
anzunehmen. Dabei wird man al>er nicht der Tatsache f^eroeht, auf die 
Radbruch*) mit Recht Gewicht legt, der Tatsache, dass, je entfernter 
die Rchadensfolgen sind, desto melir der Grad abnimmt, in dem das Ver- 
halten des Tätere diesen (entfernten'ii) Erfolg be^iins^tit^t,') ja, dass der 
adäquate Zusammenhang in der Regel schon bei den nächsten Gliedern 
der Schadenskette abreisst. Wohl vci-standen: Der adäquate Zusammen- 
hang zwischen den einzelnen Gliedern der Scliadenskette läast sich re;^-el- 
mfiasig noch sehr weit nachweisen. Aber dai-auf kann es eben nicht an- 
kommen, will man die Ersatzverbindlichkeit nicht ins Ungemessene ausdehnen. 

Ein Beispiel: A zertrOmmert aus Mutwillen eine fremde TOr; durch 
die öfEiiung dringt der Dieb B ein. Dann haftet der SochbeschAdiger 
(solidarisch mit dem Diebe) fOr den durch den Dieb angerichteten Schaden; 
so -auch Rümelin'). — Aber spinnen wir das Beispiel etwas weiter aus: 
Der Hansherr hOrt Gerilnsdie und tritt in das Zimmer, in dem sich der 



') Auch Kümelin seilet sagt, ( ausalU griff«-, S. 236: „Es ist sehr viAi 
möglich, dai», wenn einmal ein Einbruch in eine fremde Bec^tasphfire stattaefunden 
hat, in \»-/.\m auf die sich weiter entwickelnden Folgen ein etrcngeici' MwMstab 
aiigel^ winl." 



•) S. 18. 
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Diub bcfmdelf iMvtier ci:gi'eift sein bereit liegendes Messer unil ersticht ihn. 
>- Haftet A (solidarisch mit B) fOr den Tod des Hausheirn? So gewiss 
die TCtnng mit dem Diebätalü und der Diebstahl mit der Saehbeschfidiguiig 
adäquat verbunden ist, so gewiss ist die Tötung mit der Sachbescbidigung 
nicht adfiqtiat verbunden. Wer wollte behaupten, dass die Zeilrtlmmening 
einer fiwden Haustdr generell geeignet ist, den Tod einer Person herbel- 
zuf (ihren? 

Dagegen niuss lUimelin, wenn wir ihn icelit verstehen, den ailü- 
(juaten Zus.auiiut.jiliang /wischen SaehUtcliiklignng nn<l Tütung bejahen. 
Er muss seine Fj-age so stellen : Begünstigt es den Tod einer l'crson, wenn 
A die Tiir des (' /ertrüninn'i t, darauf B, nnalhän*;ig Ytui A, mit einer 
Waffe verschon, in das Haus eiudriugt, um zu ötehleu, dabei aber vom 
Hausiierrn überrascht wirdy 

Alle diese Einzelheiten kennt Hünielin ex i»ost, muss sie bei der 
Stellung der Kausal itätsfrape hen"if ksichtigen und die Fi'ago dann bejahen. 
Selbst von Liszt') würde hier die Vciaulworllielikeit des A veineinen, 
mit dei- Begifindung, daes A in bezug auf dou Tod des G ohne Ver^ 
sciuilden sei. 

Gerade weil sich das Verschulden des Täters nicht auf den mitt^- 
barcn Scliaden erstreckt zu haben braucht, müssen hier notwendigerweise 
strengere Anforderungen an die Adäqiianz des Kausalzusammenhanges ge- 
stellt werden. 

Zum Schlüsse dieses Abschnitts sei noch eine allgemeine!« Bemerkung 
gestattet. 

Verlohnt es fßr unser Oivilrecbt der grossen MUhc und Gedanken- 
arbeit die neuerdings auf eine möglichst scharfe Fassung des Kausalitäts- 
begriffes verwendet worden ist.') Bis vor reichlich einem Menschcnalter 
gab es im Civilrecht so etwas wie eine durchgebildete Kau.-alitätsthcono 
überhaupt uiclit. Der Takt des Richters und sein gesunder Menscheu- 
venstand musslen ausreichi'n. Wer will beweisen, dass die Praxis jetzt 
besser fährt, naehdvai ihr die Doktrin geschlossene Kausal itätstheorieii 
herausgearbeitet hat? 

Uas sind Anschauungen, die man in der Praxis noch iiunicr häufig, 
in der Theorie nicht selten findet. Der ßechtsanwait Hess hält in seiner 

•) S. 79. 

') Dir grossen Konunfntnro von Planck und St suidingcr-Mayrinjr 
iiussen fti<"h aiil die Erorteiiai^ dt-s Kausalzusiumm uhuuges allerdings überhaupt 
nicht ein, und Otto, Ungerechtfertigte Beroiehorung und unerlaubte Handlungen 
nach drill Va>V>. in den ..Vorfni-:» ii üIht das f^OB", Sondcrabdnick aue dorn 
sächsischen Arcliiv für Bürgerliches Kaht und Prozess, 1901, S. H2t), meint, die 
Frage nach dem dvilistifichen KauBaUosaunnenbangc müsse man einstweilen den 
Kämindisten fiberlaaeen! 
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iioiiesteii Sebrift*) Uavoil, ilas:s jo*K» Kiiii.s.ilu:itscliL'i<lmi^- Geschmaukssivlic 
bleibe — , ciiio Äiiteeriing, die sicli der Billi^i:iing Kuiilenbecks^) eifi-eut. 
Es ist bekannt, dass auch Dernburg^) das fieie Krmessen des Hichters 
(gemftss CPO § 287) darnhor entsciieiden lassen will, oh Kausaizusamnicn- 
liaug voriiegt oder nicht. Dero Richter mOssten die Natur der Dinge und die 
praktischen Anforderungen des Lebens die Idtenden Gesichtspunkte geben. 

Doch ist es weder weggeworfene Arbeit, noch bedeutet es ein Miss- 
tmncu in die Fähigkeiten unseres Richterstandes, wenn man ihm seine 
hier oft besonders schwei'e Aufgabe erleichtern will. Gewiss, die Mehr- 
zahl der Fälle liegt so einfach, dass der Richter sich nur auf sein Reclits- 
gefQhl zu verlassen braucht, nm zu befriedigenden Resultaten zu gelangen ; 
„bei irgendwie problematischer*) Sachlage wird aber eine Reaktion auch 
des gesundesten RechtsgofAhls ausbleiben, und winl man sich nach einem 
leitenden logischen Prinzip umsehen müssen".*) 

Wenn also eine durchgearbeitete Kausalitatstheorie der Pi-axis gute 
Dienste leistet und in schwierigen F&llon ganz unentbehrlich ist, so kann 
die Wahl innerhalb der verschiedenen Theorien nnr auf die Lehre von der 
adäquaten Verursachung fallen. 

Voll gegnerischen Lehren^) kommt ernsthaft nm- die Bedingungslehro 
von B u r i s und von L i s /, t > in Betracht, wahrend die Birk in c y c r 'sehe 
Theorie tK r wirksamsten ri.>iiLhe kaum noch ihr Leben fristet^) Auch 
Oortmann, der dieselbe noch in seinem Konimentar^) \'crti"at, hat sich 
neuerdings") zu der Bümeliii sclion Theorie bekannt. 

') T)n.H Märchen vom Kausalzusammenhänge oder im Banne dcA Zwecks, 
I«ü2, S. 28. 

*)lln <ler J. W. von 1{»(;2, S. 338, 339. 
') ^^(•huldvc•rhäItni.ss^^ 27, II. 

*) i>ahcr dio iik ist etwas soltnam an^schondcn Bei.spiclo. an driu n die Kau- 
salitätxlheorctikcr die Jiicbtigkeit ihrer Ix?hn'ii nachprüfen. Erst <lif kuiujjiizierlen 
Fälle sind der Prütstein der Riehtitrkcit der ver.«^ehietlenen Formeln. — Darum auch 
die B<^vor/n<rnnL' dfs Blitzes und (U^ /iegclstoino?* als Tmlcsui^achel Wer sich auf 
Grund tkr ,.l iillt • <lcr verschitilenon Kausal itütstheorieii ein Weltbild zu machen 
gozwunpn wäre, würde bald zu der l'berzeugunjr ä;idangßii, dass die gjuiz Ober- 
wirgfiKlo ^fchrzahl der Mf n>( lH n nicht iu) Hott stfirbc, sondern ioi Walde „unter 
hohen Bäumen" vom Blitze erachiagea wünle. 
Iladbruch, S. 6. 

Kiene Wepe pi ht ncurstcns Goti ~i halk, >h\- mitwirkende V<'rschulden 
des JksehüuigUii bei Jxhadenscreatzanäprüchen nach, deiu BCtU, li>U3, 18 ff.; 
Ga. AusfQhmngim fibcr den Kansabsusatnmenhang liuwien jede «rharfc Grenzziehung 
bei der B* üriffsbestinmumg v(!rmi.ssen. 

~) Für ßirkiueyer noch neuerdings Tuzina, »S. 30 ff.; ebenso Las» und 
Naicr, Haftpflichtrecht und ReiphRvcr»icherunp«giv»otzgebung, l!)it2, 2. Attfl., 
S. 23. -- triebe unten S. ls. — Diese .\ufzählung der Anhänger Birkmeyer.s 
dürfte eiuigermas^ieu vollzählig sein; es bfrührt dnh r «i^rentümlich, wenn Las» 
und Maier a. a. (). benurken, .,voh den Kau>alihn>rien habe im Civilrccht die 
objektive Theorie Birkmevers gesiegt!" 

*) Vor iiS '21U-''2'')A, Note 2a. 

*; VorteilsausglcichuDg, fcj. 78 ff. 
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Dagegen findet die Liazt'ache^) Foimeh Urgache ist jede Be- 
dinguiig; die nioht binweggedacht werden kann, ohne dass der Eintritt 
des eingetretenen Erfolges entfallen müeste — , noch immer Aulinnger^). t 

Die Bedinguugslehi'O hat ein grosses Verdienst gehabt nm die Vor- ' 
bereit ung der richtigen Erkenntnis des juristisch bjauchbaren Kausa- ^ 
litätsbegriffs. Vorher hatte die Praxis eine grosse Scheu ji^ezeigt, ineiirere | 
Mitursachen eines Erfolges m-lfneinander, besonilei.s aber „Nebeii- 
ursachen'* neben der „Haupturisache" — wenn man die uiipliilosophische, 
aber unmissverstllndliche Unterscheidung gestatten will — anzuerkennen. 
Die Scheu hängt mit dem damals noch nicht überwundenen, pojnilären 1^ 
Bewirkungsbegriff^) en^- zuf^ammcn. Daher sali sieh die frühere Praxis 
oft hiilflos Ix'i Entscheidung von Fallen, in denen ein Erfolg auf mehrere^ 
Peisenen als Urheber zurückzuführen war; das trat, wie wir weiter unten 
seilen werden, *) bei der Behandlung des eigenen Verschuldens des Ver- 
letzten*" besonders deutlich hervor. 

Die Erklärnng des Zusamnienwiikcn? mehrei'er Täter zu einem Er- 
folge macht dagegen der Bedingungslehre nicht die geringste Schwierigkeit. 

Aber so sehr man dies Verdienst der Bedlngungatheorie um die 
historische Entwicklung des juristischen Kausalitätsbegriffs anericennen 
muss, so sehr muss man doch daran festhalten^ dass diese Theorie Iflr 
das Bedit des BOB nicht geeignet ist. 

Es leuchtet ein nnd ist hftufig genug ausgeführt, dass diese Theorie^ 
die jede Bedingung (conditio sine qua non) eines Erfolges, auch diejeulgc 
die kdner Yerallgemeinerung fthig ist, als Ursache anerkennt, des in dem ^ 
gleichzeitig zur Begründung der Verantwortlichkeit postulierten Erfordernisse 1 
der Verschuldung liegenden Korrektivs nicht entraten kann, dass sie also 
in den Fällen, in denen der Kuusalzusaramenhaiig allein die Verantwortlichkeit 
begründet, entweder zu ganz unbilligen Ergebnissen kuninit oder xVus- 
ualiraen autstelleu muss. Das zeigt sich in zwei grossen Gruppen von 
meu: 

1. Zu unbilligen Ergebnissen führt die Liszt'stjhe Theorie bei der 
Ermittelung der weiteren Schadensfolgen, Weil von Liszt den Satz 

') S. <>8. i 
') Zu üiiM M p^ehöri Kadbrucli, der auf S. 00, 67 ff. seiner ausiächh'es>li(h : 
der Auseinnndeistit2ung luit der Theorie der adäquaten Verursachung gewidmeten i 
Schrift seinen positiven Standpunkt festlegt; vgl. aber unten S. 46. Ferner 
Schollmcycr. Kommentar, zu § 252, Nr. 4. S. -'38; Elsner, die Gesamthaftung 
Mdircrer %m uaerlaubtcu Haudiungen im Falle des § bcK), Abs. 1, S. 2, BGB, 
DisB., OreiWftld, IDOl, S. 14; Paech, der Leistungsverzug« 1902, 8. 110 ff., 
Anm. I(^ für dit Fälle der Teilnahme anch Kublcnbccki Handkommeptar 
ÄUiu BGB, 181)9, zu § 830. Note 1. 
») vgl. oben S. 3.'), Note 2. 

*) ifntoi § 16. . . 
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änerkonnl,*) das«? die Vei-antwortliflikoit im allt^omemeii nicht Ijedingt sei 
durch die Yoratissicht oder die Voi-ausst libaikeit des Schadens, so kommt 
er zu dem KesuUat,') dass der Tüter nicht nur für den unmittelbaren, 
sondern auch für alleo mittelbaren^ ja selbst für den zufälligen Schaden 
haftet, den er durch seine Handlung vemraacht hat. — 

Die Praxis wird sich nie entschliessen, diese Lehre anzuuefamen; sie 
wild nie den C, der den D verwundet hat, «ucli fQr den Schaden haften 
lassen, der dadurch entstanden ist, daas der behandelnde Arzt eine an- 
fitedrende Krankheit in die IVunilie des Verwinideten einschleppt sie 
wird nie den Schuldner, der mit der Rfiekgabe eines enl^iehenen Buchs 
in Verzug ist, Terantwortlich machen für den Beinbruch des Gläubigers, 
wenn der Gläubiger infolge des Verzuges des Schuldners gezwungen war, 
sich (h\ä Buch anderweitig zu veiscliaffen tnid auf dem Wege die Treppe 
hinunterstürzte.*)*) 

2. Die reiue Bediügungslehi-e vei-sagt aber erst i-echt in den Fällen, 
in denen das HOB eine reine Kausalhaftung statuiert hat Die Fälle der 
deliktisclien Kausalhaftung füllen diese Gruppe keineswegs allein aus. Ein 
anderes grosses Gebiet, in dem es sich gleichfalls um Kaasalhaftung ohne 
Verschnlden handelt, das Gebiet der compensatio lucri cum damno, auf- 
gebellt zu haben, ist das Verdienst der Oertmann 'sehen ^Yorteils- 
ausgleichung**. Auch die Haftung des schuldlos in Verzug geratenen 
Schiddners ffir .die Verzugsfdgen — aus § 286 in Verbindung mit 
§§ 286, 279 — gehört hierhin; ebenso die des schuldlosen Vermieters 
ans §§ 537/8. Von Liszt geht Aber die hier entspringenden Schwierig- 
keiten hinweg. Hätte er das nicht getan, wfirde er vermutlich vor den 
Konsequenzen seiner Lehre zurflckgeschredEt sein. ISn Beispiel! 

Wenn wir iiiclit irren, muss der Held de« V i sc h c r 'sehen Romans 
„Auch einer" seine ReaniteLdaufbahu auf^'eheii aus folgender Veranlassung: 
]5ei der Ziiehti^ning eines Hundes pa.-siert es ihm, dass er diesen nicht 
in die Ecke, sondern zum Fenster hinauswirft. Der Hund fliegt einem 
Gehoimrat, dem direkten Vorgesetzten des Züchtigenden, au den Kopf. — 
Soli dann der Tierhalter — der mit dem Züchtigenden nicht identisch 
sein m(Sge — fAr die dem Geheimrat zugefügte KörpeiTerletzung haften? 

*) B. 60. 
*) 8. 70. 

'i Lis/t. S. 7n. 

*) Pacch, vgl. vorige freite, Sotp 2, bejaht die VcrautvvorUiclikcit des 
J^'huldners, vgl. auch Radbruch, f^. «iS ff. 

•) vgl. statt anderer die Kritik der Li8zt'j*chon I^hrc bei Küuiclin, Cau.Hal- 
iMHrriffe, S. 261 ff., OcrtTHMin, Vorteilsauägleichung, ö. 81 ff., Derubutg, 
fck-huldverliältoiB8c, § 27, Nu. 2, 4, S. ÜO. 
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Liäzi imm den Ticrtialtci-, im Fallo dos Vci-schiiltleiis dos Zndi- 
tigoMÜcu solidarisch mit diesem, für haftbar orklärcn, denn es ist klar, 
dass die iu der Verwendung des Hniides liegende Bedingung dos PJrfoIgs 
nicht hinwcggedacht werden kann, ohne das3 der Eintritt des Erfolgs 
entfallen innpste! 

H a d l> ru c Ii*) vermag diiscn wiuideili« h. n Konsciiiu iizcn nur zu 
entgi'lii^M. indem er ziigilit, dass im § 8.'i3 BGH und in den andei-en Fälli-n 
der (i< t;\ludiiiiushaftung das Prinzip der adäiiuaten Verursachung zur An- 
wendung kommen müsse. — Die Bedingungsieiire für das Civilreclit 
annelimen. würde dann also liodeuten, auf eine eiidieitliehe und einfache 
IjösuDg des Kausal itiitsproblems im Civilixicht verzichten! 

Sollte es da nicht besser sein, es mit der bewährten Theorie der 
adäquaten Verursachung zn versuchen, der bis jetzt noch nicht nach- 
gewiesen ist, dass sie ganzen Grnppen civilreclitHcher Tatbestände nicht 
gerecht wird? 

Oder sind die Einwendungen, die die Gegner immer wieder gegen 
unsere Theorie vorbringen, so stichhaltig, dass man doch noch besser tut, 
die Mängel und Ausnahmen der Bedingungslehre mit in Kauf zn nehmen? 

Der Ha\ipt Vorw urf ^clit dahin, (la-> iniseix? Theorie mit vorschwom- 
uieucn Bogriffen arboile und lünne testen, 8ehneidiu;on Regeln kenne. ^) 

Aber darüber sollte man sich doch keiner Illusion mehr hingeben 
nach all der Arbeit, die die Jurisprudenz von den verschiedensten Ausgangs- 
punl t'Mi aus auf die Kausalitätsfn^n vorwandt hat, dass os vergebliche 
Mühe ist, wenn man dem vielgestaltigen Problem, in das das unerschöpf- 
liche Sein und Anderswerden, der beständige AVechsel des rei< hcn Ijcbeos 
selbst hineinspielt, mit einer knappen und scharfen Formel beikommen 

.S. 71 ff. 

*) Hier noch vcrd Bemerkungen gegen Radbruch: 1. S. öS, § 5, Xo. 2, 

f-agt er, nur in dcji seltensten Füllen könne nian den (Irad n u in c r i s c h fest- 
stellen, in dem die vorausgesetzten Bedingungen einen Erfolg begünstigten. — Da-s 
Gegenteil hat unseres Wissens für rechtlich relevante Kausalzusammenhänge 
nienumd behauptet; ebenso wie Kadbrneh, Paech a. a. O. 2, Iladbruch 
tadelt es, dass unsere Theorie an die Stelle der voll-tändigen Kenntnisse aller 
!Naturge,setzc das unvollkommene Krlahrungawissen der Menschheit setze, dsiss sie 
mit dem Begriffe objektiver M()glichkoit und obj( ktiver Prognose in Fällen 
operiere, in denen es -ioli ui Wahrheit nur um subjektive Wahrscheinlichkeit 
und subjektive Vmausschbarkcit handelte; S. 10, Note 1; 2*>, 44, öS. — 
Daran I i>t zu erwidern: Keine juristiflehe Kaiiaalttätsthcorte hi\t eitie Berechtigung, 
di< nicht der Praxis, der IJecht^anwendung zugute kommt, Di r Piaktikf i- uht r 
treibt keine Philosophie, soudcru er tut seine reaiic Gc^enwarisarbeit, bei der es ihu 
nichta angeht, ob die Menschheit vielicteht uodi einmal klüger wird und ob nein 
crlVdin ricrcr N'aclif'olL'^or viollcicht dcii.-clben Rechtsfall h(-»( r erledigt hättr. Und 
da wir einen so beschaffenen Praktiker untcKtützen wollen, ist es un.scr gutes 
Bei^tf die weitsehende Brille des Philoeophen beiseite zu legen und den Begriff 
objektiv za nennen, der weniger subjektiv ist als ein anderer. 
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wollte. Für den Riclitei* wiixi, wv.vj: ilie Wissoiischaft ihm .lui h » iiie noch 
prnnullieh dnrfli'^earbeitctf' Kaiisalilätjstheoiie zur Vei-füjjung sfulleii, 
immer noch ein gut Teil der Arbeit übrij? bleiben. Und es kann sicii für 
jede Theorie nur ilariim handein, ihm mögliclist viel von dieser Arbeit 
abzanehmen. 

Es ist leicht; die Theorie der adfttiuaten Verursachung anzugreifen, 
aber es ist bis jetzt noch nicht möglich gewesen, eine vollkommenere an 
Ihre Stelle zu setzen. 

Radbruch schliesst seine scharfsinnige, aber rein kritische Arbeit 
mit einem Worte Ibsens; man gestatte uns am Schlüsse dieses Abschnitts 
ein anderes Zitat ans des Dichters „Brand**: 

„Löscli nicht (h ii Kien.spahii, ob er mucht, 
Bis angezündet Walratkerzen.'* 



3. 

Die Verursachung durch mehrere. 

a. 

» 

Die Theorie Birkmeyers and ?on LiBsts* 

Zunächst die Fra;?e: Wie wird die Bi rk nie ver "sclie und die Be- 
dingungsthcorie der Verursachtuio: durcli melirere gercclit ? 

Die Theorie der wirksamsten l'r.sache offenhart ihre Ün- 
zulänf^lichkeit nirgends klarer als in den FiUlen der Teilnihmo mehrerer 
au einer unerlaubten iiaudiung. Diese Theorie kann neben der wirk- 
samsten Ursache, wenn sie konsequent Bein will, keine weniger wirk- 
samen Mit!U'sachcn anerkennen,') ist also, <<enau genommen, von voraherein 
ausschliesslich auf die KinzeltAter.schaft abgestellt. Immerhin mag man 
damit einzelnen Fällen der Teilnahme, die besonders einfach liegen, noch 
leidlieh gei-eeht werden können. Wenn die Wirksamkeit der mehreren 
TAter nicht erkennbar ungleichwellig ist — mehreit» Arbeiter lassen einen 
Balken herabfallen^ der einen Passanten erschlügt — , lasst siph die Theorie 

*) A. A« Birkmcvcr, im Gcrichts.sial, Bd. :J7, IfeSÖ, S. :J2U, Note iHX 
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txH li /.ieiiilith ini^,vy{wungeii ainveiidon. Nun stellt aber der g 830 BOB 
il.n (iehulfen fl.'iu llaiipttittor vollkuraiutMi gleich; Gehülfi? ist abei* üor- 
jenigo, dessen Wiiksiimkeit fui- den Erfolg hinter der des TUtera offenbar 
zuracktritt. Wie kann die Theorie Uer wirksamsten Uraache die Oehfl]fen- 
iiaftung erklärend 

Sie Itann es gar nicht Die beiden Anhänger Birk mey er s, Tnzina 
und La BS und Maier , geben das auch zu. 

Tusina') schliesst sich fOr alle Fülle der Teilnahme der Bedingungs- 
lehre an. Lass und Maier*) bemerken: „Die Fm-e der Schadens- 
eraatspflicht in den FSilea, wenn mehrere den Scliadonscrfoli^ herbeigeführt 
haben, ist aufe innigste mit der Lehre vom Kausalzusauiiih uiimg verbunden 
und streng genommen nw eine Art der Aufhebung desseliien/' 

Die B e d i n g u n g s t Ii e 0 1 i e zeigt auch in ihrer Formulierung 
für die Teilnahmefälle den Vorzug grosser Einfachheit und Klarheit. 

j^eder/^ sagt von Liszt»), „der durch das Setzen einer Bedingung 
an dem deliktischen Tatbestande beteiligt ist, haftet mit den abrigen zu- 
sammen solidarisch fOr den durch das Delikt Terucsachten Schaden.«* 

Die Hauptkonsequenzen, die von Liszt aus dieser Formel zieht, 
kjjnnen wir annehmen: 

Es ist kein Grund vorhanden, die civilistische Teilnahme auf das 
vorsätzliche Znsammenwirken zu beschränken. 

Der Kausal/.^^amulcnhan,^- wird durch die lim zutretende Fahrlässig- 
keit eines Zweiten oder Driften nicht unterbrociien. 

Ja, das BOB kennt überhaupt keine Unterbrechung des Kausal- 
zusammenhanges. 

In allen diesen Funkten schliessen wir uns von Liszt an; was 
wff dagegen an seiner Biauptformel auszusetzen haben, haben wir schon 
im Abschnitt über den Kausalzusammenhang gesagt: Die Heranziehung 
eines jeden, der eine Bedingung des Erfolges gesetzt hat^ zur Vemnt- 
wortliohkeit, fahrt ins üngemessene; man darf die Verantwortlichkeit au&»- 
schliesslich an die adäquate Ursache des Erfolges knüpfen. 

Die Teilnahmelelire ist der Probierstein für die Kausalitätstheorien. 
Wir sehen, wie die B i r k m e y e r "sehe au ihr bcheitert. Was die 
L i s z t 'sehe Theorie angeht, so illustrieren manche Fälle der "/reil nähme 
wenigstens eines der beiden liauptbedenken, die wir gegen sie haben, 
vortrefflich: Wenn mau die Abhängigkeit dieser Theorie von der Vei^ 

«) S. 48. 

*) a. 78. . 
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scliuldmi,:^ iiiclit hiot , >.on<lorn an den Fallen unvoi*8chnldetei- Venirsachunjr 
stndieren mns^, so zeigt dagegen der ^ Si^o BGB besr>iidei'S eindringlich, 
wie die Vertreter «lieber Theorie anch dort, ^vo sie des „Kori*ektivs der 
Verschuldung*'^ nicht entU^hreu, die Ersatzpflicht viel zu weit auszudehnen 
ge/Avungen sind. Daher kommt es, dass die Mehrzahl der Beispiele, an 
denen die Gegner die zu weit gehenden Konsecjuenzen der Ii i s z t 'sehen 
J^ehre nachweitsea zu können glauben, der Teüuabmelehre entnotumcn sind. 

E n d 0 m a n n') hat einige Beispiele gegeben, an die, seitdem von 
L i s t^) sie au^nommeii und anders entschieden hat, hAufiger angeknüpft 
worden ist. 

A hat den B Terwnndet. Der zqgezogene Arzt bedient sich bei der 
üntetsnohtug einer Sonde, an der sich Iieichengift belindet. Der Yer- 
wundele stirbt infolgedessen an Blutveiigiftung, — A hat die dem B ge- 
hörige Uhr leicht beschädigt; B gibt sie zum Uhrmacher, der sie dnrch seine 
Ungeschicklichkeit vdltig verdirbt. — Haltet A — solidariBch neben dem 
Arzt und Uhrmacher*) — fQr T9tnng uod SachserstSrungV 

E n d e m a u ii sagt: Nein, weil der Kau-xd/.tisanunenliang unterbrochen 
sei; von Liszt sagt: Ja, weil A in beiden Fällen (im Verschulden sei 
und) eine Bedingung zum Erfolge gesetzt iiabe. 

Wir schliessen uns Endemann im Resultate an, wenn wir auch 
die Figur der Unterbrechung des Kausalzusammenhanges entbehren können/) 

Wir fragen: Hat eine geringfOgtge Verletzung einer Uhr oder eines 
Fingers im aUgemeüien die Tendenz^ zur Unbrauchbarmachung der Uhr, 
zum Tode der betreffenden Person zu fahren? 

Und wir werden antworten: Nein, der Zusammenhang ist ein zu- 
fälliger, kein adflquater. 

Soviel Iftsst sieh daraus, dass unsere Civilgerichto si(;h nicht mit der 
Ii i s z t schon Theorie haben Ix^fn^unden können, schliessen, dass unsere 
Entscheidung das Kechtsgefühl der Mehrzahl der Civilisten befrieiligt. 

Prüfen wir nunmehr die besonderen Tatbestandsmorkmale des § 830. 



«) S 12», Note 83. 
*) 8. 7S, 70. 

*) Nicht inuner aus ^ bi30; unten § 11 o. E. 

*) Wir kOnnen auf die ztcnilien komplizierte und ^i;erade bd der Teilnahme* 
lehre ediwar zu verteidigende Theorie Ende mann» nicht näher eingehen ; vgl. 
gegen sio Rümelin, Oausal begriffe, 8.213 ff, 8. 258, 8. 2G3 ff.; Liszf. 
8. Ö8 ff., 8. 78 ff. ~ Im piuktiscnen Ke!*ultat kommt «lic Endoman n Wlic i>>lu-e 
der Rflmeltn'fichea sdir nahe; vgl. EndcmaDU, § läi», Note 9. 

4 
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b. 

§ 7. 

Die geuLeiuBeliaCUich begangene oiierlaabte Handlung. 

„Haben Mehrere durch eine gemeinschaftUch begangene un- 
erlaubte Handlung einen Schaden verursacht^ so ist jeder fOr 
den Schaden TerantwortUch.*' 

Welche Personen haften aus gemeinschaftlich begangener 
iiiieriaubter Haudluug 

Werfen wir zunllchst einen Blick auf die Kechtsfolgen, die au den 
im ."^HO S. 1 enthaltenen Tatl)estand geknüpft sind. Um den Sinn 
uiiil den Umfang der Hedeutiint^- einer Rechtsnorm 7.n erfassen, ißt es 
meistens unerlässlich, neben genauer Prüfung direr verschiedenen Tat- 
bestandselemente zugleich die Folgen, die das Gesetz an den Tatbestand 
knüpft, ins Auge zu fassen. Auch hier \vird sicli zeigen, dass man dem 
Zweckmoment mit Reeht den Wert eines heuristischeu Prinzips für die 
Auslegung der Gesetze beilegen darf. 

Das Resultat des § 830: Haftung jedes Teilnehmers ffir den ganzen 
Schaden — ist nur ein YorlAufigGS. § 840. belehrt uns des NlÜiereD, 
dass alle Teilnehmer dem Geschadigten als Qeaamtschuldner haften. 

Die Gesamthaftung seiner Schftdiger steQt don Veilstzten sehr grOnstig. 
Er kann einen, er kann alle verklagen; er hat die denkbar grösste Er- 
leichterung und Sicherung für seine Forderung. 

Was ist der Grund für diese scharfe Haftung der Scliuldner dr^s 
Geschädigton'.'' Die Antwort auf diese Frage enthält zugleich die Autwort 
auf die eingang^s unseres § gestellte Fiage, auf welche Persoueu § 830 
ö. 1 Anwendung finde. 

Baron') hat geantwortet, die Veitibtedimg der Teilnehmer zu gemein- 
samer Begehung der Tat, also, wie man sich jetzt häufiger ausdruckt, die 
Willensgemeinschaft der Teilnehmer machte, dass jeder fflr das Ganze und 
alle solidarisch hafteten. Das ist seitdem nie wieder so klar formuliert 
worden, durfte aber noch heute von Tielea Theoretikern und Fraktikem, 
die unter gemeinschaftlich begangener unerlaubter Handlung nur die in 
Wiliensgemeinschaft begangene Tat verstehen möchten, für den wahren 
Gnmd der Solidarität der Mittäter gehalten werden. — 

Wir haben es damit schon ausgesproch^ t FQr diese Ansicht ist 

zugleich eine scharfe Pegrenzung des Personenki'eises gefunden worden, 

V Iii der oben B. 0, Note 5, sitiertca Schrift, S. 220, 
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Olli den § S30 S. 1 Anweodung findet; der Kv&s itinFasät aliiäschliesslicli 
die BtUle der vorsfttzlicheuj genauer: der in Willensgemeinschaft begangenen 
TeUnahme. Alle Kormen fahrl&ssiger TeilDahme und ausserdem die fälle 
der Tdlnahme an einem objektiven Delikte feilen hiernach nicht unter 
den § 830. 

Wer dieser Ansicht anhängt, muss sich notwendig die Frage vor- 
legen: Was wird dann, wenn ein Schaden auf die FahrlAssigkeit mehrerer 
Täter zurflckzufUhren ist, oder wenn, um gleich konkret zn sprechen, die 
Hunde verschiedener Eigentümer zusammen in dnem Wildstande grossen 
Schaden anrichten? 

Trotzdem wiitl diese Finge seiton genug aufgeworfen. Tuzina z. B. 
liokennt sich in seiner erwähnten Monograpliie als Anhänger der Willens- 
gemeinscliaftsthcorie. ohno auch nur mit einem Worte anzudeuten, wie er 
sich die Haftung faluiütssigcr Teilnehmer denkt! 

Wenn man etwa die fahrlässigen Teilnehmer zwar nicht aus § 830, 
aber vielleicht direkt aus ^ 840 für solidarisch haftbar erklären wollte, 
warum dann ihre scharfe begrifiliche Trennung von den Teilnehmern in 
Willensgemeinschaft ? 

Die Aufetellung wissenschaftlicher Begriffe hat den Zweck, „giüsst- 
mjjgltche Einfachheit und Abkürzung unseres Wissens zu erreichen";') aber 
doch nicht den umgekehrten, die wissenscliaftliche Arbeit zn komplizieren 
und zu verwirren 1 

Oder zwiügt etwa der Wortlaut des Gesetzes /.u einer Einschritiikuüy 
der civilistischen Teihiahme auf die Fälle der Willensf;vnieinsehaft? 

Es muss zugegeben werden, dass dci- Ausdruck „gemeinschaftlich 
begangene unerlaubte Handlung" den Gedanken, dass das Gesetz danuiter 
nur die Jballe der Willensgemeinschaft habe umfassen wollen, nahelegt. 
T)»^r 427 spricht auch von einer gemeinschaftlichen Verpflichtung 
mehrerer durch Vertrag mid setzt damit natürlich Willensgemeinschaft voraus. 

Aber dass der Wortlaut des § 830 zu dieser Auslegung zwinge, 
kann jedenfalls nicht behau[>tet werden. £s steht sprachlich nichts im 
W^, von einem gemeinschaftlich begangenen Delikt zu sprechen, wenn 
zwei Personen fahrlässig einen Balken fallen lassen und jemanden ver- 
letzen oder wenn jemand einem Qauner fahrläsfflg einen felschen Schlflssel 
besorgt und dieser damit einen Einbruchsdiebstahl begeht. 

Zwingt aber der Wortlaut nicht zu einer engen Auslegung des § 830 
8. 1, so fordert das Interesse des Geschädigten, dass das BOB im Gebiet 

') ig wart, Logik, 2. Autl., IbSO, Bd. 1, i?. ;>lb, vgl. ferner ilic trefflichen 
]3eniorkutig( n von Stiiinpe, Die liehrc von der Abtretung der Vindikation, im 
Civil. Aichiv, Bd. tiO, & 477. 
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ier unerlaubten Handlungen mit Röcht «t^rk in den Vordeignuid 
schobea hat, dringend eine weitere Auslegung d^ RechtSBatses. 

Dies Streben nach eneigtadier Sicherang des OeschAdtgten gegen- 
über dem Verletienden, insbesondere aber gegenüber mehreren Schidlgem, 
ist an mehreren Stellen des BGB unyerkennbar zum Ausdruek gekommen. 
Wir führen xwei Belege an, die uns weiter unten noch nSher beachSftigen 
werden, wir fassen uns hier daher möglichst kurs. 

1. Wenn jemand im Obermute dicht hinter einem Wagcnpfeide 
einen SohwSnner abbrennt, wenn dannf das erschreckte Pferd durchgeht 
und Schaden anrichtet, so haften der Tierhalter und der Feuerwerker 
solidarisch für den Schaden. Unser Oo s ots bndi verkennt gewiss nicht, 
dass eigent^di der höchst leichtsinnige dolose Täter der Tat viel näher 
steht, als der objektiv haftende Tierlialter. Es trägt dieser Tatsache 
Kcclinung, indem es im 1 n n e n v c r h ä 1 1 n i s dor beiden Solidau- 
schnldner dem ischuldliat'ton Täter die alleinige Haftung auferlegt \ ^ 840 
Abs. 3. Wenn cj» trotzdem gegenüber dem Beschädigten 
die beiden TäU r ^anz gleich stellt, so ist daliir die einzige Erklärung, 
dass es in allcR^rster Linie die He!>eitigung der Fo]o:eii der Tat, die Be- 
friedigung des üeschädigten und die Sicheniug seiner Ausprüehe anstrebt, 
möge dies auch zn Kälten gegenüber dem einen oder dem andern Ver- 
antwortlichen ftlhren. 

2. Femer setzt das BGB im § 830 Abs. 1 S. 2 unter gewissen 
Voraussetzungen die Solidarhaft mehrerer Personen fest. \on denen nur 
eine, aber unbestimmt welche, den deliktischeu Ei-foig lierbeigefCihrt liaben 
kann. Wieder ist die einzig mögliche £rklärung die: Um nur auf alle 
fälle den Schaden aus der Welt zu schaffen, wei-den mehrere Personen 
als Solidarschuldner verhaftet, ohne das 8 feststeht, dass jeder von 
ihnen fflr den Erfolg kausal gewesen ist, ja, trotzdem nicht alle 
fflr den Urfolg kansa] gewesen sein k n n e n. 

Ist das aber richtig, so muss man in unserem Falle zu der Ober- 
zeugung kommen, dass jede schnldhafle Teilnahme mehrerer an dner 
unerlaubten Handlung die stzenge Teilnahmehaftung aus den §§ 830, 840 
herfodführL Denn das Gesetz kennt in der Lehre von den unerlaubten 
Handlungen nur in ganz bestimmten vereinzelten Mlen eine Bficksicht- 
nahme auf die verschiedenen Schuldarten und -grade. Dem Geschädigten 
aber ist es ganz gleichgültig, ob der Schaden ihm fahrlässig od» vot^ 
sätzlich, gleichzeitig oder suocessiv zugefügt woiden ist, — wenn er ihm 
nur ersetzt wird! 

Gegenüber jedem schuidhaften Teilnehmer an einem Delikt 
»clUügt noch immer die Bemerkung durch, da^s es seiuo Kochts- 
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läge, i n s b e s ü n d e r e die B e w e i s i a g e , nicht v o r - 
schlechtem darf, wenn *m- oder seine H c c h t s g ü t e r 
statt von einem, von mehreren verletzt worden sind. 

Im Verschulden m\iss allerdings ^ abgesehen von den nocli zu be- 
sprechenden Fällen der Kausalhaftung — jeder Mittftter gewesen sein. 
Ist einer in Notwehr, Notstand oder entschuldbarem Irrtum gewesen, so 
kann er weder als Titer, noch als Mittftter gefssst weiden. 

Gibt es auch eine gemeinschaftlich begangene ob- 
jektive unerlaubte Handlung? 

Mau kann das bisherige Ergebnis diesra § negativ zusammenfassen 
und sagen: 

Keine Vorausset -/.uiif; der Haltung aus 830 S. 1 ist das Ge- 
stehen eines subjektiven Bandes zwischen den verschiedenen Teilnehmern 
an einer unerlaubten Handlung. 

Wie aber im § 4 gezdgt| sind die FUle der Oeffthidungshaftung 
ebensogut wahre unerlaubte Handlungen, wie die der Gulpailiaftung. 

Daraus folgt, dass, wenn mehrere eine objektiv uneriaubte Handlung 
begshen, sie aus § 830 S. 1 in Verbindung mit § 840 als Gesamt- 
schuldner haften. 

Jedoch bedarf diese Regel noch einer näheren Prilzisienuig. Waim 
lißgt eine gemeinschaftlich begangene ol>jektiv unerlaubte Handlung vor? 

Praktisch am bedeutsamsten sind die ^fischfillle, in denen neben 
dem objektiv haftenden Tierhalter, Jagdbeiwhtigten, Hausbesitzer, neben 
der Eisenbahn usw. ein anderer aus Vei-schulden mitliaftet. A hetzt 
den Hund des B, der C beisst. D verursacht schuldhaft die Entgleisung 
eines Zuges und den Tod einiger Passagiere. Dann haften A und fi, f) 
und (unter Umständen) die Eisenbahn als Gesamtschuldner. 

Dass in solchen lUlen Solidaritftt eintritt, geht ans dem Gesetze 
sdbst*) und aus smner Entstehungsgeschichte*) hervor. 

Die selteneren Fülle, in denen mehrere Personen alle ohne Verschulden 

au einem objektiven Delikte teilnehmen, zerfollen in zwei Gruppen, die 

verschieden beliandelt sein wollen. 

1. Ebenso wie jene Mischtatbestände i«t der Fall zu entscheiden, 
wenn dii" Hunde voi'Schie<1ener Eigentümer zusammen eine Scliafherde 
würgen, wenn eine mehreren Kigentttraern geliüiende Rinderlierde einen 
Acker verwüstet. Hier liaften die Eigentümer solidaiisch^ — vorausgesetzt, 

•) § 840 Abs. 2 und :i. 

*) vgl. Urteil des OLG CeUo vom 10. Juni 1902 in E. d. OLG Bd. 5, 

No. 250. 
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dass ein o i n Ii o i 1 1 i c h e i , il. h. ein uiclit ohne weiteres in 
bestimmte Teile z c i- f a 1 1 o ii d e i- Schaden v o r Ii a n d c u ist. 

Man muss drii „einheitlichen Sehaden'* nicht 7M eng fassen. Auch 
wenn sich nachträglicli herausstellt, dass der Erfolg teilbar i.st und dass 
jeder Teil auf die Tätigkeit eines Tellneluuers als seine Ursache zurück- 
zuführen ist, so ist das noc-h nicht immer ein Grund, das Vorliegen eines 
einheitlichen Erfolges und damit den Eintritt der Solidarität unter den 
Schadens8tiftern m verneinen. Man wird die Einheitlichkeit des Schadens 
nur leugnen dfirfen unbescliadet des Satzes, dass es die Stellung des Ge- 
Bchadigteu im Prozesse nicht erschweren darf, dass er von mehreren, statt 
von einer Person verletzt woideo ist Das gibt eine ziemlich handliche 
Hegel 

Wenn A und B ihre Schafherde, von der dem A 90, dem B 10 
Stück gehören, ohne Yeisehulden auf C^s Weide haben übertreten lassen 
und die Herde dort Schaden angerichtet hat, so haften A und B soUdariBch. 

Das G^ntdl nehmen C r o m e und 0 e r t m a n n*) an, weil der 
Schaden zu messbaren Teilen auf die Tätigkeit eines jeden Mitnihebers 
zurückzuführen sei. 

Aber man vergegenwärtige sich die Lage des C. Er findet seinen 
Acker verwüstet und erfilhrt bald, dass die Herde des A und des B den 
Schaden angerichtet liat. Soll er da, bevor er mit Erfolg klagen kann, 
noch weitlAufige und vielleicht vergebliche Erkundigungen einziehen, wie- 
viel Tiere des A, wieviel des 6 dabei gewesen dnd, und erst darauf Vjo 
des Schadens gegen A, Vio S^gen B einklagen? Man nehme doch an, es 
sei eine Herde, die 10 Eigentümern gehöre uud auf jeden käme eine ver- 
schiedene Stückzahl. Bis dann C den Schaden in seine messbaren Teile 
zerlegt hätte, ist längst Gras darüber gewachsen und der Umfang des 
Schadens nicht mehr nachzuweisen. — Das käme einer Kechtsverweigerung 
gegenüber dem Geschädigten nalie. 

Oertmann und C r u ni e haben fi-eilich ein Interesse daran, m 
solchen Fällen die Solidarität auszuschliessen, da für sie Solidarität und 
Teilung der Schuld im Iimenverhältnis nach Kopf teilen zusammenfällt. 
Dies Interesse haben wir nicht, da wir, wie im zweiten llauptteile zu 
-/eigen ist, eine so mechanisdie Verteilung der Schuld im lauenvorhältuis 
für unrichtig halten. 

In den eben besprocheuea Fällen wunle der Eintritt der Gesamt- 
haftung davon abhängig gemacht, dass nicht etwa ein auch ohne Bechts- 

*) Creme, Solidarität, S. 109; Oertmann, Kommentar, § 830, Note 5. 
Dabei niranit Cromo Verschulden der Ilcrdcncigcntumcr an. Bei unserer Annahme 
bloBScr Kausalhaftung muss er crieit recht auf Teilhaftimg kommen. ~ Ocgeu 
Crome schon Tuzina, S. 52. 
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streit HDfcchwer teilbaixT Sc liadcii vorgelegen liabe. Damit haben wir sciion 
unsere Eatschciduug der uua uoch zu besprechenden Gruppe toq Fällen 
festgelegt: 

2. Wenn von einem Tiere, von einem einstOizenden OebKude^ 
die im Miteigentum mehrerer stehen, ein Schaden angeriditet wird^ so 
tritt keiüß Solidarität der Miteigentfimer ein, sondern diese haften von 
vornherein geteilt nach dem YerhSltuis ihres Anteils an der gemeinsamen 
Sache. Hier iiann der Verletzte mit Leichtigkeit den Schaden zahlen- 
mflssig auf jeden der Teilnehmer zm-fickfQhren. Keine Beveissch'wierigkeit 
und darum keine SoHdarhaftimg!*) 

Die Richtigkeit dieser Eutscheidnng wird dmch BGB § 840 S. 1 
bestätigt, in diesem Satze wird ausdrücklicli bestimmt, dass im Falle des 
§ 835 Abs. 3 keine Solidarität eintritt; § 835 Abs. 3 aber lautet: 

„Sind die Eigenthümer der Griiiulstücke eines Bezirkes zum 
Zwecke der gemeinschaftliclien*) Ausübung dcr^ .Tngdreelits durch 
das Gesetz zu einem Verbände vereinigt, der nicht als solcher 
haftet, so sind sie nach dem Verhältnisse der OrOsse ihrar Grund- 
stdcke ersatzpflichtig.*' 

Die hier bestimmte sofortige Aufteilung des Schadens unter die Teü- 
nehmer gilt also auch für das AussenvethAltnis gegenüber dem BesohSdigten. 
Der Grund dieser Regelung liegt darin^ dass ein sicherer Teilungsmassstab 
in der Orässe der Grundstöcke der Jagdberechtigten gegeben ist. Das ist 
aber auch beim Miteigentum der Fall. 

Was hio* bei der Teilnahme ad einem objektiven Delikt besonders 

hei-vorgehoben wurde, gilt bei allen Teilnahmefällen: Immer wird voraus- 
gesetzt die erfolgte lIcrbeifühniDg eines einheitlichen Schadens in 
dem eben bestimmten Sinne. Er ist der Angelpunkt aller deliktischen 
Teilnahmeverhältnisse, niclit aber die Willeusgeuieiuschaft der Teilnehmer. 

c. 

Anstifter, «^tUfe^ TKter. 

Die Ausführungen im § 7 haben die zu Anfang jenes § m stellte 
ii-age, welche Personen aus einer gemeinschaftlich begangenen unerlaubten 
Handlung haften, erst nach einer Seite hin beantwortet. 

') KboiiKo onfstheidct Dernburg, § 3!M>, No. III; aber aus anderen 
Gründen: wril § liherhnupt nicht auf den Tiersc'hadfn Anwmfliuig fiiiid». 

„willens gcmcinachaftliobeii" ? -> Gewii« nicht ! \'gl. oben b. 144. 
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Wii" ^vissen zwar, "welche Aiiforderun^cji in subjektiver Hiusiclit an 
ilie Teiluehuier zu stollen sind; doch wird orsf in diesem § zu prüfen 
Bein, welche Mi ndestertbrdeiTiisse in objektivei', iu kausaler Hiostdit au 
die Teilaeliraer zu stellea sind. 

Hier ist jedoch schon mit den früheren ErßrteroDgen Uber den 
Kausalzusammenhang der Hauptteil der Arbeit getan. 

Ob jemand als Qehfilfe, Anstifter oder Mittäter 
zur Herbeiführung des Schadens mitgewirkt hat, 
ist gleichgültig, wenn er nur den Schaden adftquat 
verursacht hat 

Es i^ibt keine Unterbrechung des Kau.silznpammenhanges ; in allen 
Fällen, in denen man davon i-edet, liegt keine adäquate Kausalität des 
Täters, dessen Kausalreihe angeblich unterbrochen sein soll, vor. 

Dies einfiche Prinzip muss sich jedoch Ausnahmen gefallen lassen. 
Doch zunfichsfc zu den regelmSssigen FBUen. 

Es könnte scheinen, alsi ob man sich auf die Präzisierung der ünter- 
schiedo der drei Teilnaiiniefornieii untereinander überhaupt nicht eiu- 
znlasscn brauchte, da sie ja alle gleich behandelt wOi-den, als ob vielmehr 
die Febtsteilung der Minimal erfordernisse der Teilnahme genügte. Die 
Minimalgi-enze für die Teilnahmckausalitlit aber wilre schon in dem eben 
formuliei*ten Prinzip enthalten: Man müsste mindestens, aber auch 
nur adäquate Verursachung verlangen. 

Das wäre richtig, wenn sowohl die Beih<Ufe^ wie die Anstiftung nur 
quantitative Abstufungen der Mittäterschaft wAien. Das ist zwar die Bei- 
hülfe, aber nicht die Anstiftung. 

Soweit § 830 Abs, 2 BGB vom Gehnifen spricht, ist er bei 
richtiger Fassung des Kaus^ilitatsbegriffs entbehrlich. Er will nur Miss- 
v(Mstandnisse, die im< der Aufstellung einer unrichtigen Analogie mit der 
Norm eines anderen Hechts, etwa dem § 49 StGB entstehen konnten, von 
vornhei-eiji abschneiden, ebenso wie z. B. § 52 Abs. 2 CPO zui* Sicherheit 
noch ausdrücklich normiert, dass die Prozessfähigkeit einer Frau dadurch, 
dass sie Ehefrau ist, nicht beschränkt wird. 

Dies Aufgehen der Beihülfe in der Mittäterschaft wird die Praxis 
und braucht auch die Wissenschaft nicht zu verhindern, einen Delinquenten,' 
der in geringerem Masse als ein anderer für den Schaden kausal geworden 
ist, als den Oehülfen des letsteren, des Haupttftters, zu bezeichnen. 

Die Verantwortlichkeit aus § 830 ist^ wie bemerkt, keineswegs 
davon abhängig, dass jeder Teilnehmer den ganzen Schaden veiiirsacht 



Digitized by Google 



— 67 — 



bal. Tritt dieaer ktztore «dtene Fall aber eionml ein, so igt an der 
Solidatint dieser BfhMter natitriioh erat recht nicht »t sweifielD; so, wenn 
mehiere Fabriken ihre giftigen AbwSeaer in einen Bach abfahren, wobei 
der Ansflnss einer jeden von ihnen aohon allein den gaiuen Schaden, etwa 
die SSentflmn^ der Fiacfaziicht, angenietet hitte.') 

Im flbrigen hat der Fad nichts Besonderes.') 

Weniger cinfadi aJs bei der Beihülfe liegt die Sache bei der Aa- 
st i f t u n g. 

B^i allen Teilnahmeformen kommt es, ebenso wie bei der dnlachen 
Tätei-schaft häufig vor, dass das kausale Verhalten des Meuschen mit dem 
„Einbruch in die fremde Rechtssphäre" ni( lit direkt, sondern durch andere 
kausale Zwischenglieder rerknflpft ist. Das Besondere, was die Anstiftung 
auszeichnet, ist aber, dass die Kausalität des Anstifters „psychisch ver- 
mittelt^ ist, d. h., daaa sie den Schaden notwendig mittelbar, 
und xwar durch die Vermittlung eines fremden, vom Anstifter bestimmten 
TäterwlUens, herbeifabrt. 

Dabei darf der Einfluss des Anstiftenden nicht derart seio, dass der 
Angestiftete sum willenloaen Werkzeug ia seiner Hand wird. Trifft dies 
zu, so haftet das Werkzeug nicht und liegt keine Anstiftung vor. Diese 
FUle smd selten ; kommen sie Tor, ist ihre Abgrenzung von der Anstiftung 

nicht immer leicht. 

Dio Bcstimnuuig des Tätervilleiis kann nur voi*sätzlich geschehen. 
FalirJäööige Anstiftung; lie^^t nicht voi; wenn A den B veranlasst, eine 
Flinte, die lK?iilo für ungeladen halten, auf (' abzudrücken, sodass dieser 
zu Tode getroffen wird. Es lieprt bcwus.ste Bestimmung zu einem fahr- 
lässigen Delikte, allerdings unter irriger Voi-stellung über die möglichen 
Folgen vor. Sie steht, wenn der Anstiftende nicht etwa entschuldbar 
irrte, der Anstiftung ohne einen solchen Irrtum gleich.') 

Binzdbeiten, die in der straftechtlicfaen Literatur vieMach erOitort 
worden sind, machen im OiTilrecht keine Schwierigkeiten: 

A ist mit B verfeiridot. Er weiss, dass B abends ;in s«'int'Ui Gtihüfte 
vorbei konuiicn muss. Er beredet seinen Knecht K, (U.'i\ \\ dessen Aus- 
sehen er ihm beschi'eibt, zu erschiessen, wenn dieser di»« Mrasse entlang 
kommt. K oi-schiesst den II, der eine entfernte Ähnüclikeit mit B liat: 
Ist A für den von ilim niclit gewollten Tod des H verantwortlich? — 
Civilreohtlich zweifellos! Sein Verhalten war allgemein geeignet, den Tod 

») vgl KK(t M. 16 8. 144. 

*) vgl. O ort mann, Konuuentar, § 830, NotC 4. 
') vgl. Dernbnrg, § 386, Aum. 2. 
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eiues Menschen herbeizuführen. In Wahrheit liegt bei diesem Falle ja 
auch für ilas Strafrecht die Schwierigkeit nicht in ilcr objektiven Seit»? 
des Kausalzusamraonhanges, sondern in der VerechulduDg. Aber auch an 
dem Vorliegen der Verechiddung ist hier civilistisch ebeusoweuig ein 
Zweifel möglich, wie bei der AaBtiftung zum Abdrücken des vermeintlich 
ungeladenen Gewehrs. 

Stiftet jemand einen andern zur Begehung einer unerianbten Uandlnng 
an und renireacht dabei der Angestiftete einen grösseren Scliaden^ als der 
Anstifter wollte oder voraussehen konnte, so ist das fQr die Ersatxpflicht 
des Anstifters ohne Belang^ soweit nur die Einwirkung seitens des An- 
stifters mit dem Schaden noch adflquat kausal verbunden ist. Das Ver- 
schulden des Anstifters braucht sich auf den Eintritt des anders gearteten 
oder vergrSsserten Schadens nicht bezogen zu haben. 

Dies gilt auch, wenn der Angestiftete bei der Ausübung des Deliktes, 
zu dem er angestiftet woitlen ist, noch ein anderes begeht. 

Wer einen andern anstiftet, Vieh aus einem Bauemstalle zu stehlen, 
haftet auch für den Schaden, den der den Dieb übemschende Knecht 
durch eine von diesan empfangene Körperverletzung erleidet Jedoch 
haftet er nicht, wenn der Viehdieb die Kuhmagd veiigewaltigt : Die An- 
stiftimg zu dem Diebstahl hatte keine allgemeine Tendenz auf dies Sittlicfa- 
keitsdelikt hin. 

Die Haftung des Anstifters /.um Diebstahl für die Kürperverletzung 
des Knechts in dem eben gegebenen Beispiele wird auch dann einti-eten 
müssen, wenn der Schaden ii u r in der KöiperverletzuQg besteht imd aus 
dem Yiehdu'listalU nichts gewoitlen ist.*) 

Die Mittel, mit denen die Anstiftung vor sich gehen Icann, sind 
mannigfaltig. Wet kann einmal das StGB illustrierend herangezogen 
werden; der § 48 StGB spricht von einer vorsätzlichen Bestimmung durch 
Geschenke oder Versprechen, durch Drohung> durch Missbnuch des An- 
sehens oder der Gewalt, durch abächtliche Herbeiführung oder Beförderung 
eines Irrtums oder durch andere Mittel. Die Aufzfihlung kann und will 
also nicht erschöpfend sein. 

Die erfolgreiche Bestimmung eines fremden 
Willens /. u r Tat ist die einzige Form psychisch v e r - 
juittelter Kausalität. 

Wollte man weitergehen und etwa den bösen l^at zum Delikte uis 
einen Haftnngsgnmd ansehen, so entschwindet jede fe^to Grenze und man 

*) A. A. Oertmann, Kommentar, § 830, Note 6, 
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kommt iDfc ßtidenlose. Das hat die gomeiu rechtliche Praxif?, ilie. wie oben 
Seite 11, Note G beraorkt, Ueu bösen fiat der Aubtiftuiig nicht gleich- 
stellte, richtig empfunden. 

Dem entsprechen im BGB die strengen Anfurdennigen, die der § 123 
lü kausaler Hinsicht an die Aofeclilbarkeit einer durch aiiglistige T&uscbuog; 
herbeigefftbrten Will^BeiklOroog stellt (dolus incidens genUgt nicht). 

Man wind darnm g^nüber den Fallen der spedell der suoces- 
siven) AnstiftuDg durch mehrere sehr vorsichtig zu sein haben, wenngleich 
sie nicht allgemein auszuscbliesBOD ist, ja, obgleich vielleidit nicht emmal 
die Anwendbarkeit des § 830 Abs. 1 S, 2 auf die Anstiftung abzuweisen 
sein wild. 



4. 

Filie der Haftung aus § 830 BGB trotz fehlenden 
Kausalzusammenhanges. 

• -S/ Nr «rf 

a. 

§ 9. 

Die nnlätige Teilnahmo. 

Die Erörtenmg der psychisch vermittelten Kausalität bietet den 
Übergang zu der ersten der beiden Ausnahmen von dem am Eingänge 
des § 8 oben S. 50 aufgestellten Grundsatze. 

Es gibt Personen, die ;ni s § 830 S. 1 für einen 
üchaden haften, für den sie nie Ii t kausal gewesen hiud. 

Ein Beispiel ! A und B verabmlen einen Diebstahl. A steigt durch 
ein angelehntes Fenster ein, wäluend B in der Nähe „Schmiere" steht. 
Der Diebstahl gelingt; alles ist i-uhig geblieben, sodass B nicht in die 
Notwendigkeit gekommen ist, ein Warnungszeichen zu geben. Er hat die 
ganze Zeit die Hände nicht aus den Hosentaschen gezogen. 

Wer wollte daran zweifeln, dass er mit A als Mttftter solidarisch 
haftete? Das ist immer als etwas so Selbstverstlndliches eisdüenen, dass 
überhaupt niemand darauf gekommen ist, sich dtc Besonderheit dieses 
Falles klar zu machen. 
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Al>er "wio st i mint ditso Kntscheidiiiig- zu dem im gomeincu Kecht 
pelilechthin, im liCfB, abgr-sehen von der bestrittenen Kechtsi-egel des § 830 
Abs. 1 S. 2, ebenfalls allgemein geltenden Gnindsatz, dass es ein^ Delikts» 
ansprach nur gegen den Yemcsacher eines Schadens gibt? 

Es ist gar kein Zweifel daron mOgUch, dass fi nicht kauaal geworden 
ist fftr den Diebstah], mag man noch so geringe Anford^ngen an den 
Begriff des Kansalsnsammenhanges stellen. B hat Oberhaupt keine Be- 
dingung zu der Entwendung gesetzt !') 

Man kiinnto auf den Gedanken kommen und sagen, es läge {»syehisch 
veiiuittelte Kausalität des B vor: Es sei dem Gelingon desi Diebstahls zu- 
gute gekommen, tlans dt r Einbrecher „ruhiger arbeiten'' konnte, weil er 
Bich auf die Wachsamkeit seiuos Genossen verlassen durfte. 

Aber diese psychisch vermittelte Kausalität wäre weiter nichts als 
eine Fiktion. Immeihin spiden gewiss solche Vorstellungen eine grosse 
Bolle, wenn man unbeseliens die Hafhing des B zu bejahen geneigt ist. 

Al>er es nmss inxlinials scharf betont worden, dass es ausser im 
Falle der Anstiftung koiucu verständlichen, greifbaix^u Sinn liat, von psychisch 
vermittelter Kausalität zu sprechen. 

Man kann ttbeitlies ja amiehmen, dass A sowohl wie B hartgesottene 
Sunder sind und dass A mit dei'selben Gemütsiiihe den Diebstahl allein 
ansgeffihrt liabea würde, wenn B nicht ^Vache gestanden hätte* Dann 
könnte man nicht einmal in diesem an sidi schon ganz vagen Sinne von 
psychisch vermittelter Kausalität reden! 

Mag Bein, dass diese EBlle nicht eben häufig sind; es kommt tms 
nur darauf an zu zeigen, dass es Beispiele gibt, in denen der überhaupt 
nicht kaussle Hitvrisser nadi gemeine und nach bfligerlidiein Rechte 
haftbar zu machen ist 

Ist das richtig, so schwinden fflr die Auslegimg des § 830 Abs. 1 

S. 2 die Bedenken gegen eine Haftbarkeit <los übeihaupt nicht kausal 
gewordenen „Beteiligten**. Es werden sich aber ausserdem auch für die 
Auslegung des § 830 IS. 1 direkte pi-aktische Folgerungen aus diesem 
Ei'gebnis zielien lassen. 

Al>er welches sind denn die Voraussetzungen dieser uutätigea 
Teilnahme, wenn es die Verursach vmg nicht ist? 

Der untätige Teiln^mer haftet im obigen Beispiele: 

• ) DiiÄ ist in dein R u ni e 1 i u '.sehen B('iBi)if'lc, Caui^allxgrif fe, S. 988, 284 
an(l( rs. Dagegen gehört die intcKSsante EKG IVl. 53 8. 151 (Solidarhaft de«, wie 
frstgeHtfllt. nicht kausalon AnmdderB der „Dannevirke-Freja'' aus § 840 
Ab«. 1 BGBj hierhtr. 
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1. Weil der aaders Teilnebmer einen SchAdeit schtiidhaft ange- 
richtet hat; 

2i Weil er »elbst um dte Tat wusste und sie wollte. 

Zu 1: Anoh die hier besprochene Gruppe bietet keine Ausnahme 
von dem Satae, dass es keine Delikthaftuag gibt, wenn k^n Schaden da 
ist. B haltet, weil er in einer bestimmten schuldhaften Bezieliung zur 
schadenstiftenden Tat des A stand. 

Zu 2: Das Verschulden kaun nur Voi-satz sein. B steht notwendig 
in Willensgemeiaschaft mit A. 

Ist das alles, waa man verlangen muss? Wohl Icauni! Man prüfe 
ein anderes Beispiel. 

Zwei Fährkneohte M und N haben einen Haas auf den Gutsbesitzer Q. 
Sie haben sich geschworen, er solje, wenn er wieder einmal die lUhre 
bemitae^ nicht heil an das andere Ufer kommen. Der Gutdierr ruft nach 
der Führe. M springt allein ins Boot und holt den Gutshenm ab. Mitten 
auf dem Strome wirft M den Gutebesitzer aber Bord ; dieser ertrinkt. 

N hat um den Hordphui des U gewusst und den Tod des G Ins 
zuletzt, wie sich aus seinen Zurufen eigeben haben mag, gewollt; er ist 
„mitschuldig^'. Haftet er civUrechtlich für den Tod des G? 

Wir wflrden dies Resultat fQr nicht befriedigend halten, wenn auch 
zugegeben werden muss, dass das Rechtsgefühl nicht gerade zwingend nach 
der Verneinung der Haftung hin ausschlägt. 

Wenn wir aber den Diehstahlsfall und den Fall mit den Fährkucchten 
verschieden entscheiden müssen, so geht damus hervor, dass beide Tat- 
bestände doch nicht ganz gleich liegen können. 

Der T'''ntcrschied liegt darin, d;iss wohl das Vorhaben des waeh*^- 
stehoüdeu Diebsgenossen, nicht aber dasjenige des untätigen Fährmanuti 
einen £rfolg, wie den eingetretenen, allgemein begünstigt. 

Unzweifelhaft gelingen mehr Diebstähle, wenn einer einsteigt und 
einer draussen Wache steht» als wenn ein einzelner ohne Mittäter oder 
Gehauen etwas zu stehlen unternimmt. Ebenso unzweifelhalt aber be- 
günstigt es den Tod eines mitten auf einem breiten Strome ins Wasser 
Geworfenen nicht im geringsten, wenn ein Gesinnungsgenosse des Hürdore 
ohne Boot am fernen Ufer ist. 

Also kftme man doch auf das Erfordernis des adflquaten Kausal- 
zusammenhaoges zurück? doch nicht Zum adSquaten Kausalzusammen- 
Jiang ist, wie wir wissen, zweierlei erforderlich. Dfe adfiquate Ursache 
mnss conditio sine qua non des Erfolges und ausserdem allgemein 
geeignet gewesen sein, einen solchen Erfolg herbeizuführen. 
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Der untätige Ü eiluehmer kt dag^n ja genuie u i u K t kausal 
geworden. 

Mau muss aU» an die beiden S. 6L gegebenen VoniUBsetsungen 
der Heiftang des untfttigen TeÜaehmera noch die dritte anreihen: 

3. S^n Verhalten mius allgemein geeignet gewesen sein, einen 
Erfolg solcher Art herbeisnfflhren. 

In gniudsutzliclier Hinsicht kann man die bospmcliene Gruppe nicht 
etwa ver^\ enden, um zu zei^oii, dass mit der Trenuutig von Strafrecht 
und Civildeliktsreclit doch nicht so weit her soi : Hier kenne ja das Civil- 
recht, ebenso wie das Strafrecht, eine Haftung ohne Erfolg. 

Da.s wäre unrichtig; denn, wie schon bemerict, muss auch hier ein 
Erfolg, em Schade da sein. 

Im Gegenteil zeigt die Haftung auch des untätigen Teünehmers^ 
ebenso wie die Gleichstelliing des Geholfen mit dem Tflter das deutliche 
Bestreben des modernen Ci?ilxechts, das Interesse an ' den Personen der 
T&ter und den verschiedenen Arten und Graden ihrer Beteiligung hinter 
deae einen grossen Frage des Deliittsrechts surQckzndrftngien: Wie kommt 
der Geschädigte zu seinem Srsaftse? Hier seigt sidi klar, dass nach dem 
Deliktsrecht des BGB ,^ie mehreren gemeinschaftlich EuidelndeD sn einer 
Gesamtheit zusammengeschlossen werden sollen, von welcher jedes Mitglied 
ganz fflr das verantwortlich gemacht wird, was die Gesamtheit durdi ihr 
unerlaubtes Verhalten an Schaden angerichtet hat/^') 

Praktisch bedeutsamer als die Fälle der untätigen Teilnahme ist eine 
Gruppe, die den ersteren öelir nahe stellt, so nahe, dass wir sie notwendig 
gleich behandeln müssen: Wir meinen die Hehlerei. 

Auch die Hehlerei sct/.t ein vollendetes Delikt eines amleron voraus, 
auch sie kann nur dolos, in Kenntnis der Haupttat, begangen werden. 
Auch bei ihr ist der Nebentäter für den Diebstahl selbst nicht kausal 
gewesen, dodi muss sein Tun die Tat — oder den Täter und so indirekt 
die Tat — und die Verhinderung ihrer Entdeckung begünstigt haben : 
Dies letztere geht schon aus der allgemeinen Bezeichnung dieser Fftlle als 
„BegOnstigung'' hervor. 

Es liegen also die Tatbestandselemente der untätigen Teiliiahme auch 
hier vor. 

Auf die noch Ohrig bleibenden Unterschiede kann es nidit an- 
kommen: Der Hehler wiid regelmüssig nicht untätig bleiben, indem er 
dem Tftter seine HOlfe zukommen ISsst. Aber er ist, ebemso wie der nn- 

*) Creme, Solidarität, B. lOüi we^cutUch modifiziert im System, § :i38, 
>fote lü, S. 1070. 
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iäüf^c iViliiehinei', für den i) i o b t a h 1 h e 1 b .s t nichl kausal ge- 
wonlrn. Ein wesentlicher rntcrschicd Jiogt auch dmiri nicht, dass der 
Hehler notwendig siicecssiv nach dorn Täter, der untätige Teilnehmer 
regelmässig gleichzeitig mit dem Täter an der Tat beteiligt ist, da die 
suGOQsive Teilnahme überhaupt mit der gleichzeitigen gleich behandelt wird.*) 
Die gemdni^litliche Meinung, die den Hehler nicht als Mittäte!- 
haften lassen wollte, hat dies darum abgelehnt, weil der Hehler nicht 
kaneal geworden ist für den Diebstahl. Wenn riclitig ist, dass bei der 
iiDtfttigen Teilnahme auch ein uicht kausaler Täter deliktisch haftbar ge> 
macht wird, so hindert iids nichts mehr, auch den Hehler för haftbar zn 
eiklAren. 

Dass dies ein erfreuliches Resultat ist, wird man nicht bestreiten 
können. Denn einmal wird so ermöglicht, dass die Hehler, die so häufig 
wegen talsSiphlicher und. positivrechtticher*) Schwierigkeiten ihrer über- 
fühnmg straflos au^hen, doch civilrechtlich gebest werden. Aber ein 
anderer ebenfalls rechtspolitischer Gesichtspunkt interessiert uns hier noch 
mehr*}: Der Dieb ist meistens mittellos: selbst wenn er ei^riffen wird, 
nfltzt das dem Bestohlenen meistens wenig. Es ist darum gerade fflr den 
Diebstahl eine so wichtige UnterstAtzung der Realisierbarkeit des Sehadens- 
ersatsanspruches, wie sie der Ansprach gegen den Hehler bietet, von 
Wichtigkeit 

Eine nur ftusserliche Verwandtschaft mit den besprochenen Fällen 
haben die Tatbestände, in denen ein Dritter, der nicht Teilnehmer des 

Delikts gewesen ist, die Früchte des Delikts in Kenntnis ihres unrecht- 
mässigen Erwerbs, aber ohne Begiinstigungsabsicht mit geniesst: Dieser 
Dritte füitlert üben die Tat nicht mehr. 

Heisst das, dass der Verletzte gegen solche Personen überliaupt nicht 
voi-gehcn kann? — Das wäre wieder aus dem Gesichtspunkt der mög- 
lichsten ^Sicherung der Realisierbarkeit des Schadensersatzanspruches sehr 
zu bedauern. 

Wir erhalten einen sicheren Massstab, wenn wir sagen: 
Teilnehmer einer unerlaubten Sachentziehnug ist aiich derjenige, der, 

nach der Begehung derselben durch einen andern, schuldhaft die Sache 

verftndert oder zerstört 

') vgl. auch oben S. 40, Note 1. 

•) In der Praxis ist folgender Fall nicht sflton: Die Mtitttr ilcs Diobo- A 
lasst »ich zuHamnien mit ihrem Sohne den von diesem gestohlenen J5chinken gut 
schmecken (bemerkt allerdings während des Essen» noch mit vollm Munde, er 
flollc das böse 8tohI( 11 doch sein laBsenl). Diese saubere Person ist strafnvlitiich 
nicht zw fassen. Der allein in Frage konunende § 25« SfOB trifft nicht zu, weil 
in dem Verzehren des Schinken» kein „Ausichbringcn" <lc8Hcll)cn liegt. 

*) Tgl. LiflKt, S. 2 3. 
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I)i(?t;<j Foi-iii»^l cMithjllt keinen nounu, Sülhatändigen Tt'iinalunetat- 
Uäiitand, soiult^rn soll nur /.<.ml;vii. Jass Uiese Fälle unter den allgemeinen 
§ 830 S. 1 gehr.ron : iiiilin eine schuld hafte, kausale — verändernde 
oder zerstörende — Euiwnkmii^ auf die entwendete Sache vomusgesetzt 
wird, laufen diese Fülle aus in 'Tie (nupjM' zweifello.sor Teilnahmeftllle, 
in denen jemand als Mittäter haftbar gemacht wird, weil ei-, successis' 
naf'h dem ei-sten Täter liandelnd, den von diesem augerichteten Schaden 
ßchuldhaft vergrössert hat ; %. B. der von A Verwundete stirbt iufolge nacli- 
JAsBiger fiehandiuog durch den Arzt B. 

b. 

§ 10. 

Die »Veleillgimg^ an einer nnerianbten Haadlnn;. 

Wir kommen zu dem zweiten Fall, in denen unser BGB eine Delikts- 
liaftung eines nicht kausalen Teilnehmers, eines „Beteiligten", wie der 
hiervon handelnde § HBO Abs. 1 S. 2 ihn bezeichnet, festsetzt : 

„Das Gleiche gilt •, — d. h. jeiler ist für den Schaden ver- 
antwortlich — , ,,wenn sich nicht ermitteln lässt, wer von mehreroii 
BetheüigteQ den Scliaden durch seine Handlung ventrsacht hat." 
Diese Norm hat schon jetst die TerschiedeDsteit Aneleguiigen ge- 
funden; eben der Satss, dass das BQB hiermit eine Haftung ohne Kausal- 
zusammenhang statuiert habe*), wird lebtialt bestritten und ivelterhin zn 
beweisen sein. 

Von den verschiedenen Auslegungen ist die engste diejenige Ela- 
ners'). Seine Formel lautet: Wenn ein Schade durch die Handlung eines 
einzelnen verursacht, aber nidit zu ermitteln ist, wer von mehreren „Bc- 
teiligten'- der Täter gewesen ist, so ist eine Gesamthaftung aller „Be- 
teiligten'" nur dann als verordnet anzusehen, ^venn dieselben bewusst und 
gewollt geraeiusani auf die Begehung- der unmittelbar den Scliaden ver- 
ursachenden unerlaubten Handlung hmgewirkt haben. 

Dei- >^ 830 Abs, 1 S. 2 sagt nicht ausdrücklich, w o r a n die Be- 
teiligung stattgefunden haben muss. Eisner antwortet: Nicht schlechthin 
an einer unerlaubten Handlung, sondern an einer gemeinschaftlich lie- 
gangenen unerlaubten Handlung und verstellt hierunter wieder nur die in 
Willensgemeinschaft begangene Tat. 

') Dafür entschieden Cohn» bei Grucfaofc» Bd. 43, S. 114; Endemann« 
§ 129, No. 2 b S. 37, Note IB. 

*) Die Geeamthaftung luelireier an» unerlaubten Handlungen im Falle dc8 
§ 830 Ahe. 1 S. 2 BOB; PisB., Gidfewald, 1901, S. 30. 
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tilsner gfUubtf wie man sieht, auch in tliosem Falle ah Vet*' 
schiddiiug; und Yerursachun«; als Vomussetzuugcn der Deliktshaftnng fest- 
halten zu mOssen. 

„Dio Verursachung des Schadens durch die übrigen Beteiligten aagi 
Eis II er, ..ist darin zu finden'), dass der Täter bei .seinem Ilaiulein mit 
<ler auf dassellie 7A<A ircrielitetcn Mitwirkung der übrigen rochncto oder 
doch rechnen konnte, srtäasis darin ein wesentliches Moment zur Herbei- 
führung des eingetri ltMUMi Erfolges zu erblicken ist." 

E 1 s n c r glaiüit mit seiner Formel den Kausalzusammenhang ge- 
rettet zu haben. Aber mit dieser Art von psychisch vermitteitem Kausal- 
xusamioenliange ist eben nichts anzu&ingen. 

Sieht man genauer zn, so ist das euizige Aiigument Eisners zur 
Begrandung dieser engen Formel, dass man den überall sonst im BOB 
geforderten Grundsatz : Keine Doliktshaftung ohne Verursachung — nicht 
liabe aufgeben wollen*). 

Die Äusserungen Endemanus') und Cosacks*), auf die sich 
Eisner bezieht, sind zu unbestimmt, um daraus ersehen zu können, 
ob diese Autoren für den S. 2 eine in Willensgemeiuschaft begangene 
Handlung voraussetzen. 

Am weitesten legt von L i s z t den Satz 2 aus ; Voraussetzung der 
Haftung aus S. 2 sei nur „ein gemeinsames llamleln irgend welcher Art 
einci*scits, der icststehcude Kausalzusammenliani^ /.w dem eingetretenen 
Erfolg und eine in dieses gemeinsaiiie Handeln liineinfallende Handlung 
auderei-soits''* ). 

Entsprechend entsclieidet von L i s z t : Wenn mehrere Personen sich 
an einem Ballspiele in der nächsten Nühe eines bewohnten Gebiludes be- 
teiligt haben und durch einen unglücklichen Wurf wird ein Fenster des 
Hauses eingeworfen, so haftet jeder der Balispieler. 

Bie Liszt'sche Formel schliesst nicht jeden Zweifel aus. Welche 
Anfordenmgen stellt von Liszt an das Verschnlden der Teilnehmer? 

') „ist dai'ia zu finden"; auf der nä(;liäten Seite kernt oa^ „sie müääcu als 
VeruFBacher des Schadens angesehen worden." — Verbirgt sich in dicßcr Ausdrucfcs- 
wcisc vielleicht ein Zweifel, ob wirklich ein Kausalzusainiucnhang vorliegt? 

Oder enthält die folgende Stelle ein anderes Argument ? — \Veaii § KJO 
Al)s, 2 die Anstifter und Gehiilfen d(>ii Mittätern gleichstelle, so gehe daraus hervor, 
djuss im Abs. 1 nur von Mittütcrn die Rede wäre, dass also auch die „Beteiligten" 
wirkliche Mittäter seien. Mittätcrs<'haft sei ahcv nur l>ei willensü-oinoin^* haftlichoin 
Handeln denkbar. — Dic-sc letztere enge Auffas^un^ der MittiiierMluili ist cIku 
verfehlt, und Klsncr hat nichts für ihre Richtigkeit vorgebracht! 

») § 129, Xo. Ü 1). Xetc 13 und KJ. 

•) i>ebrbiuh dt> Diutwcheu Bürgerl. liochts, 1. Aufl., 181)8, § KU, 1 2. 
*) S. 7(>; an Liszt schlicfist sich Kuhlen bcck, Von den randekt<>n 
zum BGB, 18!)9, Bü. 2, 34]7, an. 

«r 

0 
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Wir nehmen ohne weiteres an, dass auch er für den wirklicken^ 
aber nicht enideckbaren Täter Yerschuldttiig voraussetsct, dass er die Ball- 
spieler also nur dann haften lässt, wenn der Zertrümmerer der Fenster- 
scheibe fahrlässig gehandelt liat. 

Aber verlangt er welter, dass alle Beteiligten, um haftbar gemacht 
werden 7Ai können, im Verschnlden gewesen sein müssen? — Offenbar 
nicht; denn der Ausdruck „ein geinoinsamcs Handeln irgend welcher Art'' 
ist doch denkbar allgemein. 

Wohin führt das? 

A fährt mit seinem Wagen aus, zu dem der Radmacher mit seinen 
zwei Gesellen eben vorher ein neues Bad geliefert hat. Unterwegs wird 
das Gofahit umir(>woi'fen nml die Insassen weixlen verletzt. Es Esst sich 
als Ursaciie des Unfalles feststellen, dass die Befestigangssch raube am 
Bade nicht fest genug angeschroben war. £iner von den 3 Badmachem 
hat die J^Vthriassigkeit begangen, aber nngewiss welcher. Im übrigen Ist 
das Rad solide gebaut. 

A verklagt alle drei solidarisch mit der Deliktsklage'); von Liszt 
muss sie haften lassen. 

Diese Äuslcgimg ist mit dein recht uiiboätiramten Wortlaut des S. 2 
nicht iü Wiilersprucli, Uns scheint sie aber doch zu weit zu gehen. 

Gemde weil der Wortlaut des Gesetzes mehrere Dcntutigen zulässt, 
sollte man nicht diejeiiigv^ wühlen, die, indem sie für einige Beteilis:tc eine 
Haftung ohne Verschulden und ohne Kausalzusammenhang statni( reu würde, 
sieh allzuweit von den im BGB enthaltenen Haftung^grundsätzen ent« 
fernen würde. 

Auch darf man sicher sein, dass die Praxis sich dieser weit^ Aus- 
legung nicht anschliessan wird; hat sie sich doch auch bei der Auslegung 
anderer Sätze des Haftungsrechts*) sehr konservativ und vorsichtig, vielleicht 
zu vorsichtig, g^seigt. 

So hat denn auch jüngst eine Entscheidung des OLG COln') aus- 
gesprochen, dass alle Beteiligten im Verschulden gewesen sein müssten. 

Von den Ansichten, die zwischen Elsncr und vuii Liszt stehen, 
ist zunächst diejenige D c r n b u r g s *) zu erwähnen. D e ni I < u r sr 
will im Satz 2 keine neue Rechtsnorm sehen, sondern darin die Anschauung 

') Das kann er nach von Liszt; nach unä^er Ansicht nicht; Vfd. nnten 
S. 71 ff. - ^ 

*) Bciabiebweise der 31, 278, 831. 
•) Recht, Bd. VII. S. '292. No. 1553. 

^ .580, No. 3. - EUu , /t C r o m e , § 338, No. 2,S. 1009, 1070, Note 16; 
ahulick Binder, Korrcalobligatioacn, 8. 5i^3 ff. 
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der gemeiarecktlicheii Pi^is erkenneu^ dass, wetm mehrere eine uaerlautite 
Handlung begangen haben, aber nur einer, jedoch unbestimmt wer» den 
schweren Erfolg herbeigef Ohrt hat, alle für diesen haften. Bei der Rauferei 
können alao nur diejenigen fOr die Messerwunde verantwortlich gemacht 
werden, die fkberfaaupt mit tätlich geworden sind. Ohne TätUobkeit jedoch 
keine Haftung. 

Dernburg liält also an dem Erfordernisse des Sausalzuaammen- 
hanges fest; doch ist seine Auslegung insofern wdter als die Elsne rasche, 
als er unter einer gemeinschaftlich begangenen unerlaubten Handlung auch 
die fahrlässigen Delikte mitbegreift. 

Die Dernburg^sche Ansicht scheint uns darum unrichtig m sein, 
weil der so ausgelegte S. 2 im S. 1 und im Abs. 2 schon enthalten wftre: 
Jeder der gegen den Verletzten schuldhaft tätig geworden ist, ist doch 
mindestens Gehülfe des nicht zu ermittelnden Haupttftters. 

Also mu88 der S. 2 doch wohl etwas anderes bedeuten. 

Dieselben Bedenkon ^[ii'ochen in luxli vorstürktom ^^fasse gegen 
SchoUni e ycr der nicht einmal jedcu „bei der Schlägerei Tätigen'^ 
schlechthin als Beteiligten ansehen will! 

Es Moibt noch die Ansicht Oertmanns^), der sich Euueccerus') 
und Rümelin*) augeßchlosscn liabon. 

Alan raflsse, sagt Gert mann, die Beteiligung auf den allgemeinen 
Tatbestand beziehen, atis dem heraus, als aus der clausa reraota, sich die 
unmittelbar schädigende körperliche Handlung als die causa proxima ent^ 
wickelte. „Natürlich'*, fügt aber Oertmann beschränkend hinzu, „musa 
auch dieser allgemeine Tatbestand schon einen deliktischen Charakter haben 
sonst kann die Beteiligung damn nicht haftbar machen/^ 

Wir schliessen uns in der Sache an Oertmann an, glauben aber 
an seiner Formidierung etwas aussetzen zu müssen. 

Was heisst es, wenn Oertmann einen „deliktischen Chaiakter^ des 
allgemeineD Tatbestandes verlangt? Doch wohl nichts andmi, als dass 
alle Teilnehmer inbezug auf den nachher eingetretenen Erfolg im Ver- 
schulden gewesen sein müssen, Dass es nicht mehr bedeuten soll, dass 
es nicht auch ein schadenstiftendes Kaiisalwerden aller Beteiligten zur Yor^ 
aussetzung der Haftung macht, zeigt m von Oertmann angeführtes 
Beispiel: Bei einer ohne die erforderlichen Vorsichtsmassiegeln veran- 
stalteten Jagd wird von einem Jfiger ein Treiber erschossen. — Es ist 
klar, dass für diesen Erfolg nur der eine Schütze kausal geworden ist» 

*) Das Recht der einzelnen ächuldverhältnLjsc, 18Ü7, S. 115, 116, 
*) Kommentar, m § 830, Note 3. 
') § 30G, Xo. .1, S. 773, 77 t. 
(Jausalbegrifto, S. 343« Aum. 22ü. 
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Wir miSohten aber femer gern die doch aach {want fflr die S'ftllfl 
des Kausalzusammenhanges im BOB ffh* entbehrlich gehaltene nnd ausser- 
dem recht unbestimmte Unteradieidnng »wischen causa proxima und causa 
remota beseitigen. 

Vielleicht kOonte man sich so fcwmulieren: 

Diejenigen P c r 8 o n e n sind im Sinne (los §- 830 S. 2 
BGB an einer u u ci 1 a u b t e n H a n d 1 u ii „b e t c i 1 i g t", von 
denen mindestens eine den o i n c 1 r c t c n e n Schaden adä- 
quat verursacht hat, während allo durch ihr schuldhaftes 
Z II sammen handel n den eingetretenen Erfolg allgonieiu 
begünstigt haben. 

Hinsichtlich mindestens eines, ungewiss welches, Beteiligten^ muss 
also eine normale unerlaubte Handlung vorliogen. Alle aber mOssen 
schuldhaft zusammengefaandelt und durch ihr Verhalten den Schadens- 
eintritt allgemein begtlnstigt haben. 

"Was hcis.st „schuldiiaftes j?oin.'iiisameä Haudeln?^' 
Der AiLsdnick ,,gommnsanics iiaiidcln'* ist ^wiss etwas unbestimmt; 
doch ist zu bezweifeln, ob sich ein schärferer finden lassen wird. 

Gemeinsames Handeln ist ein Handeln mohrerei', bei dem einer vom 
Tun des andern weiss. Es schliesst ein, aber ist weiter, als das Handeln 
in ^Willensgemeinschaft**, wenn man darunter, wie bis jetzt immer ge- 
schehen^ die Gemeinschaft des D e I i k t willens reisteht Es gibt auch 
ein fiahriissiges gemeinsames Handeln ; so in jenem Oertmann 'sehen 
Jagdbeispiel. 

Da aber iinmorhin s c h u 1 d h a f t e s geraeinsames Handeln gefoi-dei-t 
wiixl, so wird damit dem Begriffe schon viel von der ünsiclierlieit ge- 
nommen, mit der die L i s z t sehe Foruiel stets kämpfen wii-d. 

Mit der Aufnahme der adä«|uaten Kausalität des Verhaltens aller 
Beteiligten als Voraussetzung ihrer Haftung wird die Verbindung mit 
unserer Kausalitfttstheorie beigestellt, ebenso wie dies bei dem Falle der 
untätigen Teilnahme geschehen ist. Ebenso wie dort liegt aber die Be- 
sonderheit dieser f&Ue darin^ dass die Beteiligten bis auf den einen Tater 
keine Bedingung zur Entstehung des Schadens gesetzt zu haben brauchen. 

Auch nach der hier vertietciieii Ansicht würden die Ballspieler dann 
haften, wenn sie alle bei ihrem Spiele die im Verkehr erforderliche Sorg- 
falt itu.sser acht gelassen haben, wenn sie z. B. im (larton über eine Glas- 
kugel weg sich den Ball zuwerfen und sie dabei zertiiunmcrn. 

Zwei weitere Beispiele! 
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Zwei Kutscher machen eine Wettfalirt. Eius dci (laiierrasendcii Ge- 
fährte, uugewiss welches, übei-fälut ein Kind. Beide haften als Gesamt- 
schuldner'). 

Zwei SpaziergSoger, die beide mit brenneiider Zigarre duich ein 
diohtgepflaDztes, trockenes TannengehSlz gehen, haften ans § 830 Ab. 1 
S. 2 f Qr den Schaden eines gleich darauf an einem Orte, an dem sie toi^ 
beigegADgen sind, au8gehix>chenen Waldbrandes, yorausgesetzt, dass der 
Riditer sich überzefugt, daaa einer von ihnen den Brand enffiacht hat. 

Anders wenn jeder der beiden unabhängig und ohn^ Wissen vom 
andern durch den Wald gegangen ist. 

Hier anders zu entscheiden^ mag hai-t für den Beschädigten erscheinen. 
Aber es handelt sich eben um zwei GrenzfftUe, und solche mfissen md\ 
h&nfig trotz naher Verwandtschaft untereinandor . entgegengeEetzte ISot- 
Bcheidungen gefollen lassen, ohne dass dies für die Unrichtigkeit des ab- 
grenzenden Prinzi[>s (hier des gemeinsamen Handelns) etwas aussagt. 

So ganz uübei^x htigt ist die entgegengesetze Entscheidung der beiden 
Fälle iibrigeni nicht, wie sich sogleich bei der Erüiterung des dem § 830 
Abs. 1 S. 2 zugrunde liegenden Prinzips zeigen winl. 

Was ist der Grund der im S. 2 angeordneten Haftung ohne 
Kausalzusammenhang? 

Die einleuchtendste ErklArung der Gesamtbaftung der Mittäter ist, 
wie oben ausgeführt^ die» dass der von mehreren Personen V^etzte nicht 
schlechter» sondern dier besser gestellt werden soll, als der Ton einem 
Täter Geschadigte. Wie der für alle Fftlle der Verantwortlichkeit mehrerer 

aus unerlaubten llandlungeu geltende § 840 in der Statnierung der Sdi- 
darität in erster Linie eine inaterielli*eehtliehe Vergünstigung, so schafft der 

§ 830 S. 2 gegenüber einer enger begrenzten Pei*sonengruppe eine pro- 
zessuale Sicherung des Verletzten. Dieser sull nicht darum rechtlos sein, 
weil er zwar beweisen kann, dass niehnnf! ihiu schuldhaft v.u nalie gekommen 
und einer ihn verletzt hat, weil er aber nicht sagen kann, wer dieser eine 
ist. üann ni<)goii die niehrei-en Beteiligten den Beweis führen, dass sie 
den Kläger nicht geschädigt haben. 

') EbeuiK) Crome, S5oUdaritiit, fcJ. 107, Note 4. Vgl. für dob traiizösischc 
Rocht Laurent, Principe« de Droit Civil Franzi«, Bd. 90. Aufl. 3, ]878, 
No. 539, S. 581, mit dor rtwas orakelhaft«! Begründung: Dir ^^'cttfah^t beider 
Kutscher »ei die Uisachc des Unfalls. — Oertmanu, Kumiucotar, § 830, 
will keinen der Kutadicr haften }ntmm. Wie «ich dieser Fall von dem andern Fall 
Oertmanns mit der fahrlässi^'iu .Tagdgtwclls^chaft, aus der heraus einer sehiosst, 
unterscheidet, ist nicht einmsehco. Die längere Dauer der Verbindung im letzteren 
Falle kann dodi nicht von Bedeutung sein. 
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Der § H'dO S. 2 enthält nichts mehr und nichts weniger als eine 
Umkohning der Beweislast hinBiditlich dec» KausalzuBammenhauges zu 
gunslon des Geschädigten. 

Hier zeigt eich auch, dass die Entscheidung f ü r die Solidarhaft der 
beiden Spazieiigfioger für den entstandenen Waldbi'andschaden, im Falle sie 
miidnander gingen, dagegen, wenn sie nichts von einander wussten, 
nicht ohne Berechtigung ist Waren sie zusammen, so steht jedem noch 
der Entlastungsbeweis offen, dass nicht er, sondern der andere der Brand- 
stifter gewesen sei^ w&hrend im entgegengesetzten Falle dieser Beweis 
schon de facto, weil der eine nichts vom andern weiss, ausgeschlossen 
sein wild. Dieser Entlastungsbeweis steht jedem Beteiligten zu'). 

Wenn auch Oertraanu^) den Eiitlastungfibcwois der Beteiligten zu- 
lassen will, so stimmt das nicht recht mit der Art, wie er die Haftung 
aus § 8H0 S. 2 Ijegiiuidet. Er will es nicht gelten lassen, das im S. 2 
eine Haftung ohne Kausalzusammenhang statuiert ist^). Denn alle Be- 
teiligten hätten immerhin die Gcfähi-dung bchuldhaft venn'saelit, und das 
miisst! zwar nicht, könne aber filr die Rechtsordnung gein"igen, sie für 
di*' im Verfolg der gefährlichen Situation weiterhin eintretenden Folgen 
iiaftbar zu machen. 

Aber selbst wenn der eine Beteiligte seinen EntlastungsbeweiB fObrt, 
hOrt er doch nicht auf Beteiligter zu sein und den Verletzten geföhidet 
zu habeuj müsste also trotzdem weiter haften. Dass er überhaupt „be- 
teiligt^* war, muss der ElSger ihm ja beweisen; bevor dies nicht ge- 
schehen, braucht er, Beklagter, sich auf keinen Gegenbeweis einzulassen. 

Oertmann bevorzugt diese Begründung, um den Kausalzusammen- 
hang zu retten. Doch ist offensiditlieh, dass das ein anderer Kausalzu- 
sammenhang ist, wie er sonst im Deliktsreoht vorkommt, dass also in 
Wahrheit der S. 2 doch eine „Sonderbestimmung" enthält. Denn das 
Deliktsrecht kennt nur einen Kousalzusammenliaug zAvischen einem mensch- 
lichen Verhalten und einem eingetretenen Schade, Oertmann aber muss 
mit einem Zusammenhang zwischen einem menschlichen Verhalten und 
einer blossen Gefährdung arbeiten. 



•) So auch Dcrnburg,§ 386, No. 3 ; Binder, KoiTealol)lig;i( Ionen , S. 596. 

*) Oertmann, Kommontnr, § 830, No. 3n. — O. bespricht allerdings nur 
den ctwitö anders liegenden 1* all, dem eich einer unter deu IBeteiligtea Uä der 
wahre Täter ermitteln läBst; dann !«eien die andern frei durdi aigomratani ectmttario 
aus H. 2. Das ist richtig. Aber der im Text hrsprnohcne und di^cr letztere Faü 
liegen so verwandt, da^ wir annchmeu dürfen, Oertmann habe auch den ein^ 
sdnen Beteiügten fOr sich den Eotlaatungebcwcis geben woltcn. 

*) Oertmann, Kommentar, § BSO, No. 3K 
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Die Erklänmg des S. 2 aus der Be\vci.sscli\viciiü:keit des Verletzten 
liegt gewiss näher als diejenige Oortman ns, die auf dem stmfmehtliclieii 
Oalaiikeii der Uaftnug au.s bios^ber, erfolglobcr Geiäiirduug beruht. 

5. 
§ 11. 

Solidarität des Yertragsclmldne» und eines deliktiftclien DriUeo ans 
gemeiDsehaftiieher ScbadensstiftuDg? 

Vt'ii haben zum Sehlu.«pe dos ersteu üauptteiJs uoch eine besondere 
Gruppe von Fällen zu betrachten. 

Schliesst der Umstand, da?s eiito Person iii Verletzung einer 
Vertragspflicht eine adä<juate Bedingung zu einem Schaden gesetzt hat, 
der daim durch die deliktisciie Mitwirknug eines Dritten eingetreten ist, 
die SoJidarität der Mittäter aiis?^ 

Haftet neben dem Waschediebe solidanscli das Dienstmädchen, das 
den Auftrag der Herrschaft vergass, am Abend die Wäsche von der von 
weitem sichtbaren und leicht zugänglichen Bleiche zu holen? 

Bei solchen Fällen dachte man im gemeinen Recht nicht an Mit- 
tätersobaft, da die blos fehriässige Teilnahme des Schuldnei-s die von der 
herrschenden Meinung gefoi-derte Willensgemeinschaft der Täter vou vorn- 
herein ausschloss. 

Neltcn dieser wichtigen ürupjie, bei dvr sit li um eine fahrläs^-itie 
Uiiterlassuiit; ciiios mifpiclits- oder ffirsorgopflichtigtii iS( iuildnei"» handelt, 
die dann einem Dritten » ine verlockende Oeleg-enheit zur Begchmig eines 
Delikts bietet, kommen Fälle doloser Mitwirkung des Schuldners in Finge. 
Dabei kann der Schuldner durch Unterlassung — das Mädchen lässt im 
Einverständnis mit dem Einbrecher ein Fenster offen stehen — oder durch 
positive Handlung — der Schuldnei- lässt mit HfUfe eines Dritteu das ihm 
zur Verwahrung anv^raute Fass Wein auslaufen — zur Tat beitragen. 

I. Der Yertragschuldner und der Dritte haften nicht aus 
den §§ 840 als Gesamtschuldner. 

Wir mfissen einen Umw^ machen, um zu diesem Ergebnis zu ge- 
langen. Betrachten wir zunächst den einfachen Fall: Wie steht es mit 
der deliktischen Haftung ( ines seine Vertragspflichten verletzenden Sdiuldners? 

Die herrschende Ansicht hat sich dahin ausgesprochen, d^ dem Gläubiger 

Die B<'sondcrh<H( dii ^( r ( irupix' ist solt< n geprüft worden. Eine Au-nahme 
iuacht O c r t lu a n n , Vortcilr^ausgleichung, S. 29 1 ff. j vgl. auch Stammler, 
die Einrede aus dem Höchte dncs Dritten, 1900, 8. 53, No. 2. 
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dann zwei konkui rinviKlc Aii-[u iirlii' -- - aus Delikt ituil Vertrag — zn- 
ötäiuleii, wenn die Verlct/juii^- der V(Mtr;iL;si)tJulit zugicieli, abgesehen 
vom Vertrage, den Tatbestand eines Deliktes nach §§ 823 ff. enthielte*). 

Diese Ansicht hat, soweit wir sehen, nur zwei gruodBfttzliche') 
G^er; Ende mann') und He 11 w ig*). Wir sdilieesen uns den 
letzteren an. 

1. Nur ein Auspruch lioj^t vor, wenn ein und derselbe icdbestaud 
unter verseil iedcno Gcsctzosrogeln fällt, iusbejiondere wenn die eine dio den 
auch unter die andei-e fallenden Tulbestaud erseliöpfend regelnde lex spe- 
eialiis l^-t. D.um iiinss die lex creneralis der lex specialis weichen. Es 
liegt keine „Anspruchslioukurrenz"', sondern esetzeskonkurrenz'*^) vor. 

Wenn das römische imd im Anschlüsse daran das gemeine Recht 
auch in einigen dieser Falle der Oesetzeskonkurrenz mehrere Klagen zu- 
liess'), 50 Iiüngt das mit der Eigentümlichlseit des römischen Aktionen- 
Systems zusammen. Damm enthält es, nachdem wir ein ganz anderes 
Frozessracht erhalten haben imd auch das materidle gemeine Recht nicht 



V) Ocrtmann, Kommciitnr, § 823 Note 1 r und: Der Scbadensorsatz- 
anspnich dos oblii^atori.sch Berechtigten. lÜUÜ, S.o; En nee cc ras, §359, No. II, 
1 d, 8. 842 : 1» 1 a n c k , vor ^i? 823 ff , II Abs. 2 ; D e rn b u r <? , Schuldverhält- 
ni.s8c, §(JI,TI/i: von Liszt, S.21 ff.; R ü m el i n , Causalbej^rnffe, 8. 239, Anm. 19 : 
Isay, die CicHcbäftstührung nach dem BGB, 1900, 8. 398 ff. u. a. Neuefetcns 
vor allem: Cromo, D. Jmr. Ztg., 1904, 8.14 ff. — Wann eine unerlaubte Hand - 
lunff, abgesehen von einem Vortrafro, vorliegt, i>t keinof^weg?* einfaeli 
zu bebtinnucn. Eh dürfte z. B. doch im ^inne der herrschenden Meinung sein, 
dem Käufer, dem vom Verkaufer in betrügerischer Absiebt mit zu leichten Ge- 
wichten zu wrnifr zuirowofjen worden ist, neben der rContrakt.'klage aneh die Delikts- 
klagc zuzubilligen (am 823 Abs. 2 BGB, 303 »StGB). Man kann in diesem 
Falle aber gamfcht „vom Vertrage absehen", da die betrffgerieohc Ifonifndation 
nur bei einem Vertra^'e, beim Zuw;i-:en in Krfüllung einer Kaufverbindlichkeit, 
vorgenommen werden kann. Vorsichtiger, aber noch unpraktikabler ist die Formel 
Plancksa.a. O, der darauf abateUt, ob „anlififilidi der Eifullung einer Ver- 
bindliehkcit oder sonst im Zusammenhange mit dnem Sduildverhaltnia eine unet' 
laubtc Handlung begangen" ist. 

') (irnndsätzliche Gegner sind weder C o s a c k, Ix-hrbuch, I, § 103, T, Ziffer 2e, 
noch Staub, in seinem Kommentar znni Gesetze betr. die Gesell.schaften mit 
heseliränkterlTafiinip, lOO:?. zn ^ Aniii. - To sack macht mir halbes Werk, 
indem er /.\v;jr dk Kujikimei)/. des ^^■rtrugtan^J)ruchs mit dem Anspruch aus §823 
Abs. 1, aber nicht mit § 8SK3 Al >. 2 leugnet; dies fuhrt, wie Cromo zuzugeben 
ist. zu Wi]lktirli( hkeiton. — Staub betont selbst, dasa er die Fonnel der herc^ 
sehenden Lehre nur modifizieren, niciii brechen will. 

=*) Lehrbuch, § 200, 1, b S. 1257 ff.; § 84, No. 5 S. 418 tt. 

*) Anspruch und Klagrcchi, 1900, § 12 ff., S. 9i t tf.: Lehri)iieli de^^ deutschen 
Civilprozcssrcchts, 1903, §§ 37, 38 S. Hiil ff. — Sehr wertvoll ist, das« gan^ unab- 
hängig von Endemann und Hellwig 8ch1o<(f(mann, der Irrtum über wesent- 
liclie ] j'^rctiFchuftcn der Persoii und der Sache iiaeli T*>(tP>, in den Fischer'sehcn 
Abhandlungen zum Privatrecht und Civili>rozess, 1kl. IX, Heft 3 S. üOff., fürduen 
anderen Konkurrenxfall, ffir das Verhältnis der §§ 4.~)9, 4fi0 zum § 110 Ab«. 2« 
zur Ablehnung der Ansprnchskonknrrcnz konnnt. 

') Hellwig, I^'hrbnch, S. 200, No. 4. 
H e 11 w 1 g , Lehrbuch, S. 200, Note Ol. 
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meiir gilt, kein Armiiueiit gegen die Jicliii; E n d e ni a n n s und 
Hellwigs, wenn uiaa*) sieh daiTiuf beruft, d;iss iiichtb für eiue Kin- 
scliiäukung der im gemeinen Rechte dem Gesciiädigten zustehenden Klage- 
mittel spräche. 

Die Aaspruchskoukurrenz als Prinzip ist nur historisch zu crkiäi^n 
uud nicht etwas, was sich von selbst vei-steht. Sie widerspricht tler 
juristischen Ökonomie, die dem geschädigten Veiiragsglänbiger , dem sie 
einen gutsitzenden Bock schenkt, nicht auch noch einen Mantel zu- 
weifen wird. 

Mit dem Worte ^Geeetzeskonkurrenz*^ ist aber noch keineswegs die 
Beseitigung aller Schwierigkeiten des Eiozelfiüls gegeben. Es ist insbe- 
sondere h&ufig keineswegs einfach, festzustellen, wann zwei Noimen im 
Verhältnis der lex specialis znr lex gianeralis stehen. 

Dariiber nur soviel ! 

Beif^piclsweise enthalten die §§ 987 ff. H(JI^ Ik-stiiimiungeii iU»er 
die Verpflichtungen, des Sachbesitzers gegen tU n Eigentümer wegen der 
Nutzungen und aus schtildhafter Verschlechterung der Sache. Diese Kegehi 
wenlen keineswegs beim Vorliegen eines speziellen, den Besitz des Schuldners 
bcdiugenden Vertragsverhältnisses, etwa Miete oder Verwahrung, als leges 
generales einfach ans der Welt g^hafft Vielmehr stehen diese Normen 
und die speziellen Vei-tragsnonnen in einem komplizierten Verhältnis gegen- 
seitiger Abhängigkeit. 

So haftet z. B. der auf Herausgabe der Sache vom Eigentümer und 
Hinterleger verklagte unentgeltliche Verwahrer mit dem Eintritt der Rechts- 
hängigkeit trotz § 600, gemäss g 989 ffir levis culpa; so haftet abei- 
andererseits der unberechtigte OeschäftsfOhrer (§ 678 BGB) dem Geschäfts- 
herm, der ihn auf Heiausgabe einer in seinen Besitz gekommenen Sache 
verkhigf, vor und nach Eintritt der Rechtshängigkeit trotz § 989, gemäss 
§ 678 ffir Zufall ; — Resultate, die sich durch vorsichtige Ennittlung der 
lex specialis unter den beiden in Betracht kommenden Normen ergeben 
und deren Richtigkeit dui-ch die ])ositive Voi'schrift des § 292 teils un- 
mittelbar, teils mittdbar bestätigt wird. 

Aiuh bedeutet die Anerkennimg der Geltung der Geset/eskonkurrenz 
im iHvili-eelit keioesweg^, dass die Verlet/.nii'; einer Vertragspf licht neben 
einem Vcrtmgsanppnuh nieht zugleich einen Deliktsanspru(*h auslösen 
konnte. Es gibt eben Vertragsverletzungen, die den Tatbestand eines 
Delikts orffiUen, das nicht zu der betreffenden Yertragsnorm im Verhältnis 
der lex generaUs steht. 

*) So Dernburg, § 04, No. II, 2. 
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Ebenso häufig, wie ein Anspruch aus § 823, wu-d vielleicht ein 
Ausprueh aus einem antlern Delikt, insbesondere aus § 82 iriit einem 
Yeitiagsanspruch koiikurriereu. 

2. Diri'kte [»ositive Belef^e scheint das BGB weder für die eine, noch 
für die ander«' Ansiclit zu entiialteu. 

a) Es sclüägt nicbt durch, wenn H e 1 1 w i g*) den § GIB Abs. 8 
gegen die Konkurrenz des Delikts- mit dem Vertragsanspnidi ins Feld 
führt; denn die Vorschrift des § 618 Abs, 3 ist auch vom Standpunkt 
der Anspruchskonkurreoadehre aus nicht überflflssig und daher uner- 
klärlich. § 618 Abs. 1 geht nicht in dem § 823 Abs. 2 auf, da der 
letztere die Ersatzpflicht von einem Verschulden abhUngig macht, § 018 
Abs. 1 aber nicht'). 

b) Ebensowenig zwingend ist aber die Heranziehung des § 682 m 
Ungunsten der Gesetzeskonkurrenztheorie'); er lautet: 

„Ist der QeschfiftsfQhier geschäftsunfähig oder in der Geschäfts- 
fähigkeit beschränkt, so ist er nur nach den Verschilften über 
den Schadensersatz wegen unerlaubter Handlungen und über die 
Herausgabe einer ungereclitfertigton Beroiclierung verantwortlich/' 

Das „nur*^ braucht man nicht so auszulej^tMi, dass der geschäfts- 
fühigo (restor auch aus unerlaubten Ilandlunuen hafte, sondern es liegt 
olienso nahe, dies Wort folgendermassen zu verstehen : Im allgemeinen 
haftet der Üestor streng, unter Umständen bis zum Zufall; der geschäfts- 
unfähige etc. Gescliäftsf uhrer aber haftet regelmässig, nämlich wenn 
er das 18. Lebensjahr noch nicht voliend' t liat, u u r in dem sehr be- 
schränkten Umfange der §§ 828. 829 und auch nach vollendetem 18. Jahre, 
aber vor erreichter Volljährigkeit, immer nur im Falle des Verechuldeus. 

3. Es wiixl die Verständigung zwischen der Theorie tler Anspruchs- 
und der Gesetzeskonkurrenz sehr erschweren, dass beide Theorien, konse- 
quent durchgeführt, unerfreuliche Resultate mit sich führen. 

Bei uube&ngener Beurteihmg wird man aber zugeben müssen, dass 
die Schwierigkeiten, zu denen die Theorie der Qesetzeskonkurrenz führt, 
weit geringer sind und dass einige auch bei ihr unvermeidliche Obelstäade 
viel leichter zu ertragen sind, als dies bei der anderen Theorie der Fall ist 

a) Gegen die Theorie der Oesetzeskonkurrenz spricht oder scheint 
zunächst folgendes zu sprechen. 

») Lehrbuch, 8. 2f)S nbeti. 

^) Der 5? GI8 stellt t*ieh dar als ein singuliirer, deliktsähnlichcr, vom Cit> 
s(>ty.o mit don wirklichen unerlnubteti Handlungen glcichbehandelter Tatbestand; 
„dolikt.^ähnlich" : Daher holest efi'm ihm. daw die DcliktavofBchrift«« , entftprochcndQ 
Anwendung" fänden. 

*) So Isay, GeschäftBfiairttng, 8. 400. 
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a) Gegen den Sitciüewli-t, der durch das von ihm gelieferte verd(jilteno 
Fleisch wissentlich ein halbes Dutzeud Menschen vergütet, wäi-e die Delikts- 
klage ausgesehlo.sseu*). 

Das ist richtig. 

Aber kommt man denn in diesem Falle mit den KJ^en aus dem 
Kaule nicht weit genug? 

Die vergiffeteo GAste oder ihre Erben können gemfiss § 403 8. 2 
den aus der mangelhaften ErfQllung der Yerbindlicfakeit BeitenB de& Wirtes 
entstehenden Schaden im selben Umfange liquidieren, als stützten sie sich 
direkt auf die §§ (823,) 842, 843. Denn in Wahrheit enthalten diese §§ 
gar keine Erweiterung der allgemeinen, elastischen §§ 249 fL fiber die 
Art tmd Bemessimg des Schadensersatzes. Man kommt bei riditiger An- 
wendung der §§ 240 ff. im Verein mit § 287 CPO gerade soweit, wie 
diee Planck für den wichtigsten dieser Sätze, fttr den | 842, aus- 
drücklich bestätigt. Die zweite Kommission, berichtet er*), habe um 
Zweifel abzuschneiden und den Verletzten sicherzustellen, eine 
ausdrückliche Vorschrift ffir wünschenswert erachtet 

Dagesren a:ehoii allerdings die 844, 845, 847 iil»er die allgeiiieincn 
Schadensorsatzi^rundsätze hinans. Um auch vom Standpunkt der Gesetzes- 
konkunciizthoorie hier zu einer gleichen Knlscheidung zu kommen, wiixl 
sich die Praxis zu einer e n t s p r e c Ii c n d e n AnwcnduDg der 844 
845, 847 auf die Fälle dtM- Tütuiig in Verletzung einer Kontiuktspflicht 
entscheiden müssen ; hierbei luag der formale Ocfiichtspunkt, dass die ge- 
nannten §§ nur von Tötung etc., aber nicht von Tötung durcli eine un- 
erlaubte Handlung sprechen, die Brücke für diese ausdelmeudo Aus- 
legung sein'). 

ß) Zu einer entgegengesetzten Entscheidung fuhren die beiden Theorien 
allerdings, wenn in dem unter a gegebenen Beispiele den Speisewiit nur 
FabrlAssigkeit trifft. Hier stehen den Gescitädigten nur die luizullUiglichen 
Ansprüche auf Wandelung oder Mindenmg gegenüber dem Wirte zu. 

Es muss zugegeben werden, dass in diesen Fftllen unsere Entscheidung 
hart ist Häufig kCnneu sich die Verletzten mit einem Deliktsanspruch 
an eine andere Person, — im obigen Beispiele an den Lieferanten des 
Fleisches von dem Wirt, wenn derselbe im Verschulden ist, halten. 

Da die spezidien §§ 459 ff. die Gewährleistung^ wegen Mängel der 
Sache erschöpfend regeln^ so kann man natürlich nicht gegen den nur 

') Dka und üludichc Uei^uictc bei L i s z t , b. 12. 
*) 9 842, Nol» 1 a. K 

') in dicMin Falle würde der Zweck, «las luxlit mit den|IJeflürfnissen d« 
Tabens in Einklang zn briuacu, das du wenig kuoBtlicbc Mittel rechtfertigen können ; 
vgl. einen ähnli<^cn Fii{l,bcrD e r n b u rg , SchuldveibiatiilBSe, f 104, Note 7, S. 233. 
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fiilulä^jöigeii Spci.scwiit mit Ki folg auf GiuiiU des ij 27H auf Scliadcns- 
crsiitz klaij:oii. AUuiiliiigö ibt das Keichsgencht aniloivi AiisicJit; die Efit- 
seltoidungen dos TT. Oivilsenais in ERG Bd. 52 S. IS und Bd. 53 S. 2U0 
bind aber vom SUmdpiinkt dor Oesetzoskoiikurien/.thoorie aus unhaltbar 
und vielleielit geeignet, manchem Anhäiifrei iler lienschenden Meinung die 
Augen übol' die Gefahren einer schraakenloseu Aiisprucbäkonkiirrenz zu 
öffnen»). 

y) Endlich gibt es für den Anhänger der Oesetzo8konkuri*enzthcoric 
keine vorantwortlicii machende Anstiftung zu einer Voi-trag8verletzung : 
ein solcher Anstifter, der nach imserer Ansicht ja auch nicht als deliktischer 
Teilnolimor haftbar ist, geht also fi-ei aus. 

Es hatidolf sich bei der zweiten und dritten Grupite um ziemlich 
seltene Fälle. Dabei ist noch folgendes zu bemerken: Der Vciirags- 
schuldner haftet als solcher dann nidit, wenn er eine schadenstiftende 
Handlung begeht, die mit seinen Vertragsverpflichtnngen in keinem (adä- 
quaten) Zusammenhange steht'), da dann eben keine Vertragsverletzung 
vorliegt; in solchen fallen werden also die Deliktssätze (ausscliliesslich) 
anwendbar. Dadurch werden die unter y) fiillenden Tatbestände noch mehr 
vermindert. Wer den Mieter A anstiftet, seinen Vermieter B, der die 
Miete einziehen will, halsUberkopf die Treppe hinunter zu werfen, haftet 
aus § 830 als Anstifter solidaiisch mit A ans unerlaubter Handlung. Ebenso 
werden sich die meisten') Fälle der Körperverletzung und Tötung bei 
näherem Zusehen nicht als VertmgsverletzuDgen. sondern als Delikte dar- 
stellen, sodass die §§ 844, 845 direkt zur Anwendung kommen werden. 

6) Eine solidarische Haftung eines Vertragsschuldneis neben einem 
Delinquenten aus einer gemeinsamen Rechtsverletzung kann nicht aus § 830 
gefolgert werden ; es wird sich jedoch weiter unten unter II herausstellen, 
dass auch wir in diesem uns besonders intcieasicieiiden Falle aus einem 
andeion Hechtsgrunde ziu* Solidarität des Ycitragsschuldners und des 
Dritten gelangen. 

*) Anders als das KG L'nt?-i bciil* m / B. Dernburp^, Schuldvcrhiiltniss«', 
§ 185, Aum. '), im fiin klang mit den loiiii.scheD Quellen, und vor allem in der 
D. Jnr. Z. von hm, B. 1 ff., und Reh bei n , Kommentar, Bd. 2, 8. 102, zu 
§§ 241-2f>2, Note 89, fernem Littcratur in den Aufsätzen von Blülh r im 
Recht von 1902, S. 541 tf., 0.570 ff. und von Werner im Recht von 1902, 
8. 476 ff. und von 1903, 8. 308 ff . — Der obige Fall lieet fibrigeng eigenartig: 
In Gcsetzeskonkiirn HZ zu § 276 S. l steht nicht § 463 S. 2, sondern der aus 
§ 4Ü3 S. 2 durch argumentum c coutmrio zu eutncbmcnde Bechtaaata, daae der 
Verkanfer bei bloflserFiiliTlSffiigkeit nicht fOrSchadensensatE wegen NichterfGUung 
einzupf» hon hat. Vaiw weitere Besonderheit liegt darin, dass § 270 S. 1 süh ^«Ibet 
(„soweit nicht ein anderes bestimmt ist") für eine vor einer lex specialis zurück- 
weichende lex generalis erklart. — S^chliesseii die §§ 4r)9 ff. nicht den § 276 aus, 
so ist ^Uh) S. 2 völlig ilborf lüssig! 

>) Hcllwig, I^ehrlnich, R. Note fjO. 

Endemann, § 20(>, Note 12, t>. 1259, mcmi »ogar: alle. 
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if) j^iaktiscli viel 1)cUeutttamer sind abor die bedeoklichen i«^oigei*UDgeli 
aus dor gegoeriscliQa Theorie. 

«) In den KftUen, in denen der Vertragsschuldnei* nni- fttr schwerere 
Schiüdarten haltet, — §§ 300, 521, 599, 680« 9G8; 690, 708, 1359, 
1664, 2131 — > tritt die Yerschiedeniieit des in der Vertragsldage und 
des in der entsprechenden Deliktsklage gewährten Schutzes besonders 
deutlich hervor. 

Es ist sweifeUos, dass in diesen Tatbeständen die Haftung vom Qe- 
setzgeber in Anerkennung des ümstandes nachgelassen ist, weil es sich 
hier um Verhältnisse handelt, deren innerem Wesen eine Gleichstellung 
mit den andern Schuldverhältnissf>n in dor Haftung ziiwidorlanfen wunle. 

Die konsci"|nente gegnerische Theorie aher nmss die Ausnahniestelhni^ 
dieser Fälle ignorieren und alle Fälle über einen Leisten seldagen : Der 
Schenker^ der Verleiher, dor ÜeseilBchafter haften aus §§ 823 ff. fiU- levis- 
sima cul|)a! 

In all diesen Fällen kommt die Theorie der Anspruchskonkiunenz 
danuif hinaus, dass der Vertragsanspmch vom Deliktsanspruch aufge- 
fiessen wird. 

Wer wird als linder noch eine Sache an sich nehmen, wenn er 
weiss, dass er so leicht Aber den heimtfickischen § 828 stolpern kannl 

Die armen Ai7-tc! Das BGB wollte es im § (iSO wolihvoislich so 
einrichten, dass der Ard, der dem bewusstlosen Verunglückten die erste 
scliri' iic und allein die Hettung verheissende Hülfe histet, sich nicht aus 
Furcht vor einer weitgehenden Haftung wegen eines ireringen Kunstfehlers 
von seinem Samariterwerke ablialtcn liesse; nur der beauftragte Arzt sollte 
aus §§ Gll, 270 BGB für levis culpa aufzukommen haben'). Aber die 
Anspruchskonkurrenz wischt di* .so t Unterscheidungen hinweg und bringt 
die §§ 823 ff. allein zur Herrschaft! 

Ist es ein Wunder, wenn ein grosser Teil der gegnerischen 
Schriftsteller diese Konsequenzen*) vermeiden will und in diesen Fällen 
auch den Deliktsanspruch nur beim Yorli^n der schwereren Schuld- 
arton gibt*^? 

Diese Einschränkung ist aber ebenso willkQrltch und theoretisch un- 
befriedigend, wie die kon8e<|uente Lohre praktisch unbrauchbar ist. 

") Man «ieht: Obgleich das Gogentoil imnior angi nonmu n wird, hnftcf der 
Ar/t höchst selten, — etwa wenn er zugleich Bt-amti^r ist ~, aus einer Delikt«« 
Vorschrift, sonst aus Dinnstvertrag o<ler auftragloscr Gcschäftsffdirung. 

») Dafür z. B. Dernburg, Schuldverhaltnisse, § (>4, II, 3, b., 8. VVX 
»)Lis/'. t, S. 12. Isay, Cieschriftr<fuhrnnfr, S. 401, N cu manu, Hand- 
koiumuntar, vor H2;i lt. Crome, Systcui, ^ 424 No. 5 JS. 10 14. 
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(i) Hell \v i ^ liat ilas Vordionst, in sciiioni Lehrbuch*) auf die He- 
iloutuii^' ikn- 98d ff. fUr unsere Lehre hiogewieseo zu haben. Der 
§ 992 lautet: 

„Hat äch der Besitzer durch ycrbotene Eigenmacht oder durch 
eine strafbare Uandlung den Besitz verschafft, so haftet er dem 
BigenthUnoer nach den Vorschriften über den Schadensersatz wegen 
unerkubter Handlungen.^ 

Das bedeutet, dass im übrigen der Besitzer wc^n Beschädiguug und 
Vernichtung nur aus den den § 823 (culpa levis) ausschliesseudeu 
§§ 989 ff. haftet. 

„Hieraus folgt, il;is< der Besitzer dem Eicrentfimer, wenn dioser ihm 
den Besitz überlassen hat, nach Deliktsgruadsätzou (BUB § 992) 
überhaupt nicht haftbar werden kaau''^}. 

Es geht also aus dem Gesetze selbst hervor, dass das BOB in 
wichtigen Fällen, in denen angeblich der Yertragsanspruch mit dem Delikis- 
anspnich konkurrieren soll, nSmlich in allen FAlleu, in denen der bemtzende 
YertFagSBchuldner wegen Sachbeschädigung vom Eigentümer in Anspruch 
genommen werden soll, eben diese Anspnichskonkunenz in Übereinstinunnng 
mit der Lehre von der Oesetzeskonkiirrenz ausschliesst. 

Man könnte nun noch innnor sa^^en, dass die besondere Regelung der 
Haftung dt'> Hosit/.tMs g«3g«3tuiber ileni Eigentümer, die immer ihre Eigen- 
tnmlichkriteu geliabt halie, niehts über die Haftung des Vertragsschuldncrs 
aussage: das bedeute nur: Besitzhaftung vor Deliktshaftung, aber noch 
längst nicht; Vertragshaftung vor Deliktsliaftung. 

Aber, wir bemerkten es schon oben*), in sehr wichtigen Fällen 
kommt auch da, wo die Vorbedingungen der §§ 989 ff. an sich vorhanden 
sind, keiner dieser §§, sondern eine Eontiaktsnorm zur Anwendung. Wenn 
der unentgeltliche Verwahrer bis zur Rechtsliängigkeit nur fQr konkrete 
Sorgfalt, wenn der imberechtigte Gestor des § 678 vor und nach Eintritt 
der Hechtshftngigkeit bis zum Zufall haftet^ so sind es in Wahr- 
heit nicht die §§ 989 ff., sondern es sind die §§ 690 und 
678,in Verbindung mit § 292, die die betreffenden Delikts- 
normen aus dem Felde schlagen. 

Das BGB selbst hat also bei der Regelung dieser üruppe, wo es 
sich zu der KuiikuireD/fragc zu äussern Golegenlieit hatte, nicht nur gegen 
die Konkurrenz des iiiigeutumsauspruchs mit dem Deliktsanspruche, sondern 

«) 8. 264 ff. 

*) H e 11 w i g , ebenda. 

•) S. 73. 
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auch gßgen die Kookurreoz des Vertiagsanspracfas mit dem iMikts« 
Ansprüche entschieden. 

Erfreulicherweise liat neuestenB auch das Reichsgeridit} Civilsenat VII, 
in einem in der J. W. von 1904, S. 113, mi1;geteilten Urteil vom 15. 
Januar 1904 anerkannt, „dass das B0B — in den §§ 989 ff. — die 
Verletzung des Eigentumsanspruchs besonders und eingehend regelt und 
dass insoweit die allgemeine, die schuldhafte widerrechtliche Vei'letsuog 
des Eigentums ' behandelnde Norm des § 823 nicht zur Anwendung 
kommen kann*)*'. 

Damit dürfte die Unhaltbarkelt der Anspruchskonkurren/tiieorie uach- 
gewiesen sein. 

Für unsere Arbeit bedeutet dies nur ein negatives Kcsultat. Weil 
keine Deliktsnorm bei der Vertragsverletzung in Anwendung kommt, können 
die am Anfang dieses § genannten er? atzpflichtigeu Personen nicht aus 
§§ 830, 840 als Gesamtschuldner Teiantwortlich weiden. 

II. Vertragsschuldner und Dritter haften aus 
§ 421 BGB als Gesamtschuldner*). 

Wir glauben trots des Resultats der AusfOhrungen unter I daran 
festhalten zu mOssen, dass die genannten Personen als Gesamtschuldner 
haften, und zwar aus dem allgemeinen § 421 BGB, dem zufolge ein 
(passives) GesamtschuldverhiUtnis, vorliegt, wenn mehrere eine Leistung 
in der Weise sdinldeui dass jed^ die ganze Leistung zu bewirken ver- 
pflichtet, der Gläubiger aber die Leistung nur einmal zu fordern be- 
rechtigt ist. 

Anderer Ansicht ist Oertmann'), der, von einem andern Aus- 
gangspunkte aus, uiisdrücklich die hier einschlagenden talle bespiiclit, aber 
keine Solidarität des Vertragssdiiüdners und des Dritten aiinehaien will, 
weder aus §§ 830, 840, noch direkt aus § 84U*), noch aus dem allge- 
meinen § 421. 1 

') Ztt dieser einleuchtenden Begründung .steht iti nelt-^ameiu Gegensatz die 
Begründung, mit der der II. Civilsenat in dem erwähnten l'^rteil KRG Bd. 52 S. 18 
die AnwenJoarheit des § 276 neben den 4r/j lt. rechtfertigt: Wollte luan den 
§ 276 für unanwendbar halten , „so wünle der einen allgemeinen 6nind»nt/. au»< 
sprcehendc § 276 erheblich an Bedeutung verliorcn, wa** nicht als vom Gesetze 
ijewollt angenommen werden kann." — Als ob einem das Hemd nicht näher süsse 
ab der Kock! 

So schon gell pMitlich I -iiy, Geschäftfifühnuig , S. 404 (Haftung des l)o- 
luums — aus § 278 — nelxii den» CftiKtor — am §§ 823 ff.) — Ebenso Xus»- 
baum, Haftung für Hülh^personen, 1898, S. 73. 
') VorteiGausgleiehuii^c. S. 29]. 

*) Eh ist Oertmaun, YortciläausgleiGhuDg, a. a. O.» zuzugcbeoi dam cn 
BnchfitabenjurisprudeDi! wäre, wollte man einfiich den § 840, der seinem Wortlaut 

nach die hier verhandeUeii Fälle nmfi\s>t, auf sie für nnwrndbar erklifCD. § 840 
haiiiicU iu ^Vahrhcit nur von dcliktiächcr VcrantworthchkuiU 
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„t)ei' wegen Vcrletiuiig seiner Voilragspf licht Vcnintwoi'tUfhe'", sagt 
OertinatiD, „haftet in Wahrheit, >^oun er durcli seine Unachtsamkeit die 
Begehung eines Delikts ermöglicht, nidit sowohl für den ans dem Delikt 
nniuittelbar, als vielmehr für den aus seiner eigenen Unachtsamkeit mittel- 
bar entstandenen Schaden; nicht ex delicto, sondeni ex contractu" 

Aber diese und die an derselben Stelle noch folgenden Aiisfahningen 
Oertmanns enthalten keinen Beweis, sondern nnr eine Umschreibung 
seiner Ansicht, dass der fahrlässige Veili^agaschuldner nicht solidariseli 
neben dein eigentlichen Täter hafto. 

Wir müssen luis mit der Begründung inisercr Ansicht kurz fassen ; 
eine eingehende EKirterung wihtle uns weit ab in das nach gemeinem 
Recht so viel behandelte, naeli ÜGB noch last imberilhrto Gebiet des Ge- 
ßaratschuld rechts filhren. 

T'nzwoifelhaft fallon die hier fraglichen FäDo dem WortlaTit des 
§421 nach unter dicsun Keciitssatz. Aber noch niohr: Das BGB will 
in dieser Norm eine wirkliche, d. h. natürlich ei"schöpfende Definition der 
Gesamtschulden geben, wie sich aus der Zufügung des Wortes „Gesamt^ 
Schuldner'^ in Klammem im Kontext des § 421 ei^bt. 

Da ist denn doch der Gegenbeweis, dass trotzdem das wahre Wesen 
der Gesamtschulden nicht zum Auadruck gekommen sei, aus anderen posi- 
tiven Bestimmungen oder dem sonst sicher erschliessbaren Inhalte des 
Gesetzes zwar gewiss zulässig, aber gewi^ auch nur in den seltensten 
Ausnahmefällen^ zu erbringen. Eine positive Gesetzesbestimmung aber 
spricht, soviel wir sehen, nicht gegen die Richtigkeit der Definition des §421. 

Diese formale Sachlage allein wOrde uns schon berechtigen, uns 
einstweilen auf § 421 zu stQtzen und zu Ungunsten der Gegner ,/lie Bc- 
weislast umzukehren." 

Doch wollen wir noch kurz auf die Sache selbst oingchen. Es 
handelt sich in dieser Frage letzten Endes daiuni, ob für das Gesamt- 
schuld Verhältnis des BCtB trotz Fehlens einer positiven Gosotzos- 
vorachrift ein einheitlicher En t s t ehu ngsgrnnd*) verlaugt werden 
muss oder ob genügt, dass die mehi-eren Verpflichtungen mu* der Be- 
friedigung desselben Interesses dienen. 

Dafür Ocrtmann, Vortcilsiuisglcichuii}!; , 8. 123 ff, 8. 203 und in 
i$einem Kommentar. Ks ist unhaltbar und ciu beredtes Zeichen für die Dunkcl- 
hät der ganzen Lehre, wenn manche, /. B. Dernbnrg, SdiuldvcihSItnimc, § 160, 
No. V, 3(59, 370 und Cromo, System, § iO(>, No. II, H. 372 ff., bei der Bc- 
gtinnnung dos Wosdis der Gc»iamtsehulden von der Einheit desEntstehungsgrundc* 
als einem Tul bcsUmdiselement der Gesarat.schuld absehen, nachher aber gewisse Tat- 
bestände als „unvollkommene" oder „unechte" Gesamtschulden ab.sondern und andern 
E^eln unterstellen, ~ blos weil diesen Ictetci'cn die Einheit des fintälchungis- 
gniudcs fehlt. 
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Es mag möglidi sein, dass man zu uobKauchbaron Resultaten kommt, 
wenu man im § 4SI allein das Wesen der Oesamtschulden als beschlossen 
ansieilt. Das wOrde z, B. dahin füliren^ den Versicherer neben dem Diebe 
als Qesamtschiildner mit allen gesetzlichen Folgen^ also auch mit der Ans- 
gleichiingspf licht ans § 426, haften zii lassen. Das erscheint zunächst 
und ist vielleicht*) in Wirklichkeit untunlich. 

AVcim niiin also zur Verent^ernnir dos Bogriffs der Gesamtschuld nach 
einom oiiiscliriuikenden Tatbestaiiilserfordeniis suchoii mrtsste. so bmucht 
dies alter doch nicht gerade in dem ciniieitlie'hcn Entstohmigsgnind zu 
lioii'oii. Dioser lutztei*e i??t fiir die Begriff sabgrenzuiig' unverwendlar. Stellt 
man auf Ilm ab, so bedeutet das eine gleiche Behandlung der in diesem 
§ von uns besproclienen Fälle mit dem eben gegebenen Falle der Haftung 
des Versicherers neben dem Delimjueuten^) und die verschiedene 
Ikiiandlung dieser beiden Gruppen mit den Fällen deliktischer Solidarität 
aus §§ 830, 840. 

Es liegt aber doch auf der Hand, dass die hier behandelten £Ulle 
der rda deliktischen Mittäterschaft viel näher stehen als jenem Fall mit 
dem Versicherer. 

Wenn also eine Abtrennung von Böllen unvollkommener Solidarität 
erforderlich sein sollte, so mfissen jedenfalls die hier fraglichen Tatbestände 

mit in die J^!it)tgrn])|ie vollkommener Solidarität fallen. 

Rs steht nielit das geringste praktische Bedenken entgegen, hier 
echte Solidarität anzunehmen. Insbesondere maeht die Anwcadung" des 
§ 42G keine Sclnvierigkcit. Aurh der Tatsache, dass häufig'; der Yer- 
tragsschulduer in kausaler und subjektiver Hinsieht dem eingetretenen 
Schaden femer steht als der mitwirkende Dritte, vermag der, ^\ cmi richtig 
verstanden, hnehst elastische § 420 in eiiuM- individualisierenden Schadcns- 
vcrteilung gerecht zu werden. Hierüber iiu zwciteu ilaupttcilc. 



•) Bieho untou '22. 

*) vgl. weitere mit deui h:t/t( ii Fi\Ue glcicluabdiandchidG Beispiele hd 
Cromo, System, § 20ü, No.. II,' 3/ S. JITO. 

*) KdnGswe{0i immer! *A. A. Oertmann, Vortdlmuf^eichnng a. a. O, 
— Mail denke an uic Fälle bloiucr Kaiisalhaftung de» Dritten. 

6 
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in. 

Zweiter Hauptteil. 



Das Irnienverhlltiiis der Teiinehmer. 

1. 

§ 12. 

Die bisherige Lehre. 

In diesem zweiten Teile unserer Arbeit werden wir das Innenver- 
hältnls der Teilnehnier behandeln, d. h. wir werden prflfen, nach welchen 
Gmnds&tzen der genieinschaMich vemraachte Schade unter die Teilnehmer 

eiidgrUtig verteilt wird. 

Die bisliori;:;,!' Ijeliro f^eht hioi'übpr mit ein paar Worten hinweg. 
Was soll man audi viel Worte veiiiei-eis, da das Gesetz in sclieinbar so 
unzweifelhafter Weise diese lieziehunfifen rej^elt? Denn wer vom Gesetze 
als Gesaintöciiuldaer erklärt wird, auf dessen VerpflichtTing finden alle 
für das (passive) GesamtsehnldverliiUtnis vom BOB in den §§ 421 ff. 
gegebenen Vorsehnften Anwendnn^. ¥\\v das Innen Verhältnis der Gesamt- 
schuldner aber stellt § 426 S. 1*) folgende Kegel auf; 

,,Die Gesamtschuldner sind im Verhältnisse zu einander zu 
gleichen Antheilen verpflichtet, soweit nicht ein Anderes besimmt ist.*' 

Folgt daraus nicht mit nnraissverstandlicher Klarheit, dOvSa alle aus 
den §§ 830, 84u haftenden Gesamtschuldner unter sich jeder einen gleichen 
Anteil am Schaden zu tragen haben? 

Soweit wir sehen, wollen nur Dorn bürg, Cosack, Creme 
und Isay je für einen einzelneu, praktisch nicht sehr bedeutsamen Fall 
die Yerteihn: j des Schadens nach Kopfteilen unter die deliktischen Teil> 
nehmer ansschiiessen. 



') Die weiteren Bestüumungcn des § 426 enthalten Dc^Uvorschriftcn über 
die Dnrdisetzung dos Au^ldchs. Hier, ivo m sidi nur um den Umfang de» 
Ausgleiche in einem bestimmten Ffdle von Solidarität handelt, braucht nicht darauf 
eingegangen zu wcnlon. 
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Dornbut'g sagt*), uacUUem er vorher die Auorkonnung dos Ke- 
gresses (ler.GcsamtschuMnor im gemeineu Kocht uud itn BGB $ 42() als 
eine Schöpfung der Billigkeit bezeichnet iiat, inbezug auf unsern § 830: 
Es sei Anzunehmen, dass der Täter, welcher den Schaden ersetzt habe, 
der duivh seine unerlaubte Handlung entstanden sei, von seinem Gehülfen 
und Bcgiinstiger keinen Anteil zu foixlern habe. Das Gegenteil würde die 
Biiligkeit des Gesetzes in Unrecht verkehren. 

Ähnlich drückt sich Crome*) aus. Er 'bemerkt, es sei nicht an« 
zunehmen, dass Haupttftter nnd GehOlfe zu gleichen Teilen haften sollten. 
Creme will also dem Geholfen nur einen kleineren Anteil des Schadens 
zu tragen auferlegen, wftlirend Dernburg den Rückgriff des Haupt- 
tftters gegen den Geholfen Oberhaupt ansschliesst. 

Im iiigebnis steht diesen beiden Schriftstellern C o s a c k') nahe. 
Die Beteillijuiiir eines der Mittäter, sagt er, könne derart überwiegen, dass 
es unsittlicli wäre, wenn er die andern Mittäter zur Teilnaluiie am SchaUens- 
ei'satze nötigen wollte. Alsdann sei ihm — naeh Analogie von § 817 
BGB — das Kückgriffsi*echl zu vei-sageii. Dies wünle namentlieh im 
Verhrdtnia zwischen dem Anstifter uud dem von ihm Verführten häufig 
der Fall sein. 

Endlich wricht für einen einzelnen Fall auch Isay*) von der im 
§ 42G vorgeschriebenen Verteilung nach Kopfteilen ab. 

Alle andern Schriftsteller verwerfen ausdrücklidi*) oder stillschweigend 
eine Bevorzugung des Geholfen im InnenverhSitnis, 

Wie von Dernburg und Cromo, so wird auch von anderen 
Schriftstellerii darauf aufmerksam gemacht, dass der Passus des § 426 : 
„soweit nicht ein anderes bestimmt ist,** — nicht zu eng gefosst werden 
dOrfe. BSn anderes sei auch dann bestimmt, wenn das zwischen den 
Gesamtschuldoera bestehende Rechtsverhältnis einen andern Verteilungs- 
massstab an die Hand gftbe. Aber abgesehen von den namhaft gemachten 
vier Autoren in dem ang^ebenen beschrftnkten Umfiuige, wird von keinem 
Schriftsteller anerkannt, dass die verschiedenartige Beteiligung mehrerer 
an einer unerlaubten Handlung zu einer verschiedenen Behandlung der Tdl- 
nehm^ Anlass gftbe. 

Ulan pflegt zum Schlüsse noch kurz auf die vom Gesetze selbst in 
den §§^^840 Abs. 2 und 3 \\w\ 841 aufgestellten Ansnalimen einzugehen 
und dann die Fiage zu veilassen. 

») Schuldverhältnisse, § 164, No. IV, 8. 38a 
») System, § 207, No. II, 2, Ö. 385. 
•) § m, Vo, I, 4, % 8. 601. 

*) Gcfichäffsmhniiiir. 8. 404. 

*) z. U, H c h c r c r , Koimucntar, zu § 4^G, Note b. 
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Von nun an hauen wir allem weiter und werden doppelt für ein 
sioheres und breites Fundament imsorer Arbeit zu BOigen haben. 

Wir stellea den Satz auf: 

Nach den timstftndon des konkieten Falls, inabesondere nach 
dem Grad der Mitwirkung jedes dnzelnen bei der Entstehung 
des Schadens und dem Grad seiner Verschuldung, ist zu ent- 
scheiden, welcher Teil des von mehreren Teilnehmern an einer 
unerlaubt' n Hau<llung vcrnrsachteu Scliadens in ihrem Vcrluiltnis 
zueinander von jedem einzelnen zu tragen ist. 

2. 
§ 13. 

Die leilaog des Schadens nach Kopftoilen and die BiiUgkeit. 

Der Ausgleich unter ilea Gesamtschuklueru ist eine Scliöpfiing' der 
Billigkeit. Die rolie Form eines Ausgleichs zu gleichen Teilen entspricht 
der Billigkeit nicht. 

Der erste dieser beiden Sätze bedarf keines ULngeren Beweises. 

Im alten Rom konnte derjenige, dem mehr^ Personen aus einem 
Delikte hafteten, Ton einer jeden ron ihnen den ganzen Schaden ersetzt 
verlangen. Der Billigkeit entsprach es schon eher, wenn eine Meinung 
in der gemeinrechtlichen Doktrin und Praxis dem auf das Ganze belangteu 
Solidarschuldner, auch unabliängig von dem der Solidarschuld zugrunde 
liegenden Rechtsverhältnis, einen Ruckgriff gegen die andern Mitschuldner 
zu gleichen Teilen gab. 

Hat man auch rmh dem BGB bei diesem £cgebnis stehen zu bleiben? 

Ein paar Beispiele dafar, zu welchen Hftrten der Ansgleich nach 
Eopftdlen fahren kann. 

Ein Verbrecher lässt sich von einem elirsauvn Schlossermoister, der 
vom § 3G9 Ziffer l StGB nichts weiss, einen 11 lusschliissel zu einem 
fi-emden Hause machen'). Ev dringt vermittels dieses Scidussels in das 
betreffende Ilaus ein und vollfuhrt einen grossen Diebstahl. Er kann nach 
der herrschendiMi Ansieiit, nachdem er ertappt worden ist \uid den Schaden 
ersetzt hat, die Hälfte des Schadens auf Grund der §§ 840, 426 BGB 
von dem Schlosser, der mit ihm auf Grund von §§ 830, 823 Abs. 2 als 
Gesamtschuldner haftet, ersetzt verlangen, 

*■) Beispiel von Schcrcr, Kommentar, § Ö30, Xoto G, II, S. 1310. 
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< '(l(i ; Kill Kaufbolil provoziert einen iiarnilosen Kandidaten der Theo- 
logie zum Zweiivampfc*); der Kandidat erhält einen entstelleaden Säbelhieb 
durchs Gesicht, der ihn ein anderes Studium aufzunehmen zwingt. Die 
beiden Kartellträger sind ohne Zweifel ,,GehOlfen'^ im Sinne des § 830 BOB. 

Kann der auf den Ersatz des ganzen') Sdiadens verklagte Raufbold 
gegen jeden der EartelltrBger ein volles Drittel der gesamten Summe, der 
KntkoBten, der Kosten der Ergreifung eines anderen Benifs und des ,4^6- 
ellen Schadens^ ersetzt verlangen? 

Drittens: Es kann kaum bezweifelt werden^ dass der § 130 StGB, 
Unterlassung der Anzeige des Vorhabens eines Mordes etc., ein Schutzgesetz 
im Sinne des 823 Abs. 2 darstellt.*) 

Soll derjenige, der, vielleicht aus nicht miodlen Motiven, sich eines 
Verstosses gegen § 139 StGB schuldig geiiiac )it hat, sich mit dem Mörder 
in den aus dem Morde entstehenden Schaden teilen? 

Endlich: Eine Amme wird von dem Sniigling mit Syphilis, die dieser 
vom Vater geerbt hat. angesteckt. Die Mutter des Kindes liat fahrlässig 
gehandelt, indem sie das mit verdächtigem Ausschlag beileckte Kind der 
Amme anvertraut hat^ ohne es vorher von einem Arzte untersuchen zu 
lassen. Die Eltern sind der Amme solidaiisch zum Schadensersatze ver- 
pflichtet*). Soll in ilirem Innenverhältnis trotz des viel geringeren Ver- 
sdiiüdens der Frau die Schuld sich halbieren? 

Hierzu noch zwei Beispiele aus der Praxis. 

Glück') erwähnt bei Bespiochung der damaligen Handiiabung der 
lex Aquilia in der Tiuxis, es hätte sich ein Gerichtsgebmuch ausgeliildct^ 
deiüzufülge der Gehülfe uebeu dem llaupttäter nur als subsidär liaftbar 
angesehen wurde. 

Offensichtlieli hat nichts als die Härte, die in der Gleichstellung des 
Tätei-s und des Gehülfeu liegt, zu dieser Abweichung von den Quellen 
genötigt. 

Zu einem allgemdnen Grewohnheitsrecht hat sich dieser Gerichts^ 
gebrauch nicht zu erharten vermocht. Dies eigibt sich schon daraus, 
dass die spätere Rechtssprechung nie den Versuch einer scharfen Abgren- 
zung des Geholfen vom Tater gemacht hat, deren sie doch, wenn beide 
h&tten verschieden behandelt werden sollen, nicht hfttte entraten kOnnen. 

') vgl. Hoenijrcr, die Rechtt.tolgen de« Zweikanipls. im Kocht V, 11)01, 
8. 223-225. 

') Der § 2'y[ BGB ko^nnt kcineswc|p immer zu UDguosten jedes im Zwei- 
kainpt VerleLzU a zur Anwendung. 

') So ausdrücklich Kiimclin, Causalbegriffe. S. 328. 

*) So auch riclhvig indrrS. -10, Notel, zitierten Abhandlung, S.30, Note 3. 

») Pandekten, lü. f., Abt. I, 1808, § 70ö, ö. 386, 
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Eine direkte Absage au den von Glück ciwälinten Oerichtsgebrauch 
eotliäit eine bei Bolze*) abgedruckte Keiclusgeriolitfientsdieidung: 

Der Kassierer einer stfidtischen Sparkasse ist nach Begehung von 
Unterschlagnngen durchgegangen. Für den entstandenen Sdiaden werden 
haftbar gemacht der HechntmgBfObrer Bi. und der BQigeimeister B. Bl. 
trifft grobes, B. — es handelt sich um einen landrecfatltdieD Fall — „nur 
geringes oder höchstens mAssiges Yetschulden^ 

B. und Bl. haften solidarisch. „Dies ergibt sich aus ALR II 10 ff, 
§ 68 ff. und nach den daneben ergänzend zur Anwendung kommenden 
Normen des gemeinen Rechts, da es an einer Bestimmung fehlt, nach 
welcher bei Lage der Sache der Mitbeklagte B , wie er geltend mat ht, 
mir siibsidilr, der Mitbeklagte Bl. dagegen prinzipaliter haftbar ei-scheine.*' 

Das Reichsgoricht inusste non distingnente lege wohl oder Obel B. 
gleich behandeln mit dem Haujjtschuldigen Hl. Dass die Entscheiduüg 
ihm unbillig erschien, kann mau zwischen den Zeilen lesen. 

3. 

§ u. 

§ 436 BOB fordert eine billige Sdiadensrorteilnnrr. 

Aber Bind wir gegenüber dem § 426 BOB nicht in derselben 
Zwangslage, alle noch so verschiedenen Arten und Grade der Beteili- 
gung an einem Delikt über einen Kamm scheren zu müssen? 

Nein. Denn der § 426 statuiert die Verpflichtung der Oesamt- 
scfaiUdner unter einander zu gleichen Teilen nur ^ „soweit nicht 
ein Anderes bestimmt ist*'. 

Es lierisclit aber annähernd Einvci-ständnis darüber, dass mit dieser 
Massgabe nicht nur gewillkürte, sondern auch gesetzliche') Ändenmgen 
des Anteilsverhältnisses gr-nieint sind. Für unsern Fall aber ist diese ab- 
weichende Gesctzesbestiuiumng im >^ 242 enthalten, der lautet: 

„Der Schnldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, wie 
Treu und Glauben mit Rücksieht aul; die Verkehrssitte es erfordern," 

Anders als § 359 des EI bezieht sich diese Vorschrift nicht nur 
auf den Vertragsschuldner, sondern auf jeden Schuldner, insbesondere also 
auch auf den zum Ausgleich von dem Genossen, der dem QeschSdigten 

M Bd 8, Nr. 105, S. 77. 

') A. A., soweit wir ßchcn, nur Zitelmann^ Allg, TeÜ, S. 6: »Die Worte 
,^*oweit nicht ein Anderes bestimmt iat," bedeuten imtner: „soweit nicht dureh die 
Parteien ein AndiTes bestimmt i>!t,'' 

und richu^rUcho; E. E. G. Bd. 51 S. 862, 
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(l^n ganzen Schaden ei^etzt hat, In rangci'.ogt'm'ii Gesanitsdnihlncr. Der 
Tinfang von dessen Au^leichuugspflicüt bestimmt sich nach Treu uod 
GJaubon, uadi Billigkeit. 

Der Richter soll Bich zar Richtschnur nehmen — so formuliert 
Dem bürg*) den Gedanken des § 242 — „was bei den Schuld Verhält- 
nissen nach den Zwecken und der Sitte anstfindig und gerecht denkender 
Mensdien von dem anderen Teile erwartet werden durfte." Auf Omnd 
des § 426 allein könnte der Regressnehmer nur gleiche Teilung dei Schuld 
verlangen, auf Qrand des § 242 kann er bald mehr, bald weniger als den 
Eopfteil; er kann gerechte Teilung verlangen. — 

Abel' Itaben wir ein Heclit, t iiic so weit gellende Beiüeksi* htigung 
dei Billigkeit /.iif^imsten ilos Aii>gleichnngs[)f lieht igen zu verlangen? 
Haben nicht etwa ganz hestimmte entgegengesetzte Zweeke den üesetz- 
geber bei der Anfstelhin^- des i; 42<) geleitet, Zweeke, deren Massgeblich- 
keit und über wiegende Bedeutung einleuchten, du&b man die Modifi- 
kation dieses die die Woite: soweit nicht ein Anderes bestimmt ist/' 
enthalten, möglichst einzuengen versuchen musste? 

Man könnte denken, dn gesundes Sireben nach Praktikabilität, 
nach sdineidigen, durchhauenden Regeln, habe den § 420 geschaffen. 
Diesem Gesiditspunkt trügt unser Gesetzbuch in einem Über das frühere 
Redit weit hinaufgehenden Masse Rechnung. Wir erinnein nur an die 
an vielen Stellen unseres BOB hervortretende Tendenz nach Verftusser- 
lichung der Tatbestände;*)') z. B. bei der Begriffsbestimmung der Fahr- 
Iftssigkeit, des Besitzes, in den §§ 226, 770 („nach dem TnluUte des Vei*- 
trags"), 812 S. 2 („nach dem Inhalte des RechtGgeschftfts^O und an vielen 
anderen Stellen unseres Gesetzbuchs. Auch die unzähligen RUIe, in denen 
eine bestimmte Regelung der Bewelslast die Durchsetzung der Rechte im 
Prozesse erieichtert — wir zitieren nur den einen wichtigen § 1006 — , 
legen Zeugnis davon ab, wie setur dem Gesetzgeber die Praktikabilität und 
Handlichkeit seiner Bestimmungen am Herzen lag.*) 

Aber nichts deutet damuf hin, dass der Uesetzgeber im § 42ü auf 
Kosten der Billigkeit der Entscheidung im einzelnen l?alle eine 

•) !^'hiddvcrhältnis8c, § 10, S. 24. 

*) Vgl. hier/u Ihcriog, GeiBt des idmischen Recht», Tl. III, Abt.1, 3. Aufl., 

1877, 8 r>5, S. 2Ü1, 202. 

•) Ine entgegengesetzte ßdtauptung Manigks, Ober das Anwendungsgebiet 
der Vorschriften für RcchtfügcBchafte, 1901, S. 118, dass die Wi.s.sen.«chaft und die 
Rcchtdordüuogea nicht mehr iu dem früheren Umfange dem Minnerea Willen" ab- 
geneigt waren, ist unhaltbar und von ihm nicht bewiesen. 

♦) Manigk a. a. O. S. (X); v^d. auch ;170, 401, -- rn.iiit allerdings, die 
Frage der iMoecssualcii l^lrwciHlichkcit dürfe im I^rivatrecht überhaupt keine Rolle 
spielen II 
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proktikabici loicht Temcndbait) Norm- xu geben beabuchtigt hätte. Im 
Qogenteil! Wahrend in anderen KecbtsteÜen die Forderung der Prakti- 
kabQitllt weitgebend berfickstchtigt ist, ist seit Einführung der CPO von 
1879 und noch mehr seit der des BOB auf dem Gebiete des Scbadens- 
rechts, als dessen Auslftnf^r doch die Segel über den Ausgleich imter 
mehreren Schadensstiftem zu betrachten ist^ einem andern Prinzipe grosserer 
Einfluss zuerkannt Avorden, einem Prinzip, ilas zwar nicht auf der ^nzen 
Front dem rniktikabilitätspriuzip entgegensteht, aber doch iu wichtigen 
Pimkten au die Bildung der Rechtssätze A.nfordorungen stellt, die denen 
der Praktikabilität widei^preelien : wir meinen den Giamdsatz des freien 
richterlichen Ermessens. 

Das Praktikabilitiltsprinzip gewährleistet eine sichere ' und schnelle 
Bechtspflege: das Pi ni/Ip di s freien richterlichen Ermessens kann eine 
Gefalir werden in der Hand eines untüchtigen Richters und ist einer 
schnellen Abwidcelung der Bechtsstreite bisweilen im Wege; ab^ das 
erstere muss sich häufig mit Fttuscbalresultaten begnügen, während das 
letztere zu individualiBieren vermag. 

Soweit hiemach Praktikabilit&t und freies richterliches Ermessen G^n- 
Sätze sind, findet sich wohl im ganzen neuen Schadensredit keine eigentlich 
praktikable Rechtsnorm. Die ganze Geschichte des Sohadensrechtes besteht 
darin, dass eine nach der andern der alten scharfen Regeln über die Be- 
messung des Schadensersatzes abstirbt, sodass nur einige immer weniger 
und immer allgemeiner werdende Normen übrig bleiben. 

Das Piinzip des richterlichen Ermessens, die Ucurtoilung üatii Treu 
und Glauben gemäss § ist es, was den steifen Rechtssatz des § 42G 
geschmeidig macht. 

Wir sind uns wohl bewusst, welch kostbares Werkzeug der Juris- 
prudenz mit dem § 242 gegeben ist, und dass mau ein kostbares Werk- 
zeug nur verwendet, wenn die Arbeit es lohnt. Aber die Härten, die die 
alleinige Anwendung des § 42 Ü auf die Ausgleichung der Teilnehmer an 
einer unerlaubten Handlung mit sich bringt, sind gross. Ist das nicht das 
richtige Feld, an dem die Arbeit des § 242 einzusetzen hat? 

Was hier der § 242 schaffen soll, ist das Höchste, was er schaffen 
kann: Er soll nicht nur einen einzelnen Rechts&ll zu einer büligen Ent- 
scheidung führen; er soll dner ganzen grossen Gruppe von BechtsfäUen 
das für ihre Entscheidung massgebende Prinzip an die Hand geben, das 
Prinzip das wir im letzten Satze unseres § 12, oben S. 84 formuliert haben. 

Er bringt nicht nur eine Entscheidung für die Gegenwart, sondern 
eine Rechtsregel für die i&ukunft. 
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Erst hier crlaiicrt iler § 21'_' .Avu Charakler eines liil]ii;k»>itsiii!>(ituts 
in (lein einzig fos^ljaroii Sinne <lrs Worts, tlass tlaniit nämlich die Dnrdi- 
liriichsstcllo eines gegcniilMM- dem betreffenden positiven Heihtc neuen 
Keclitsgedankeiis oder wenigstens die ilodiüzieiiiug eines überliefeileii 
iiechtsiuhalts bezeichnet wiixl."') 

4. 

Die billige Sctiadensverteiiung ist möglich. 

§ 15. 

Die Sehwierigkeit einer bUligeu Scliadensvertellnng. 

Das oben S. 13, Note 3 em'ähnte, vom Keieh.sgerichl bestüligte 
Oberlandesgerichtsurleil bei Seuffert Bd. 52 Nr. 7, das für das gc- 
niLinu Keeht die Aiisgleiehungspflicht der Mittäter verwirft, -tülzt seine 
Entscheidung in oister Linie auf das Felden eines (^)uelleni'.eugni&fces für 
das Bestellen eiueb Kegressverhältnisses unter den ilittätern. Daneben 
hebt es aber noch einen anderen üt\siclits[nüikt her\'or: 

Es müsse als durchaus zweifelhaft erscheinen, ob die mit dem Ke- 
gress bezweckte billige Ausgleichung im einzelnen Falle durch eine gleich- 
mässige Teilung des Verlustes en^iciit wenlen würde; vollends aber würde 
es zu schiiuiken loser Willitür fühi-en, wollte man den Umfiang der Haftung 
der einzelnen Beteiligten und deingc inä.ss auch des Hegiesses nach dem 
grOsBeren oder geringeren Grade des YerschtddenB bestimmeii. 

Der erste dieser beiden Sätze enfhiUt för uns eine wertvolle Be- 
stätigung UDserer Aneicht, dass der Ausgleich nach Eopfteilen zu Härten 
iQhrt; der zweite Satz offenbart eine Anseliauung, die sehr viele Anhänger 
in der deutschen Jurisprudenz hat. 

Sie zu bekämpfen bedarf es eines grossen Materials. 

Wenn mehrere Faktoren zu einem Erfolg»^ init^i' wirkt lialx ii. so winl 
regelmässig schon die oberfläch liehe Betrachtung lehren, dass der eine 
Faktor in stärkerem Grade, als der andeie Faktoi- don Eintritt des Ei'folges 
begünstigt liat. Wenn z. H. mehrei-e Po!-F:onen v(a sätzlich oder fahrlässig 
einen Schaden angerichtet haben, so wird häufig auch ein Laie mit seinem 
Uiieil schnell bei der Hand sein und erldären, das Verschulden des einen 
sei gtöBäGX al& das des andern. 

*iJung, Die HcmeluriuigsauHnrüche und der Mangel des „rechtlichen 
Grundes/' 1901, S. 14a 
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Elienso sicher ist aber, dtiss, — von Ausnalimofällcn ab{^esehcii — , 
uucli der crfalu-eiisto Kichtor, der alle Umstände der konkreten Schadeu- 
stiftimg erfüi-sciit; viud unter Berücksichtigung aller dieser Uiustäiide den 
S< Iiatlen unter die versdiiedeneu Teiluebmer verteilt hat, ausser stände 
ist, die zahle nmä 88 ige Kichti^kcit der Yerteiiung des Schadens, 
für die er sich entschieden hat, zu begründen. 

A hebt im Obermiite des Nachts auf dem Heimwege dem Nachbaru 
ein schlecht Tefschlösaenes Fenster aus; der s].>äter vorbeikommt, sieht 
eine BOrse auf der Fensterbank liegen und stiehlt sie. — Wenn man — 
in Üirem Innenrerhfiltnisse! — dem A '/,u, dem B Yjo des Schadens zu 
ti-agen auferlegt, so kann man sicher sein, dass jeder Mensch von gesundem 
RechtegefOhl das Resultat angemessener finden wird, als wollte mau jeden 
auf die Hälfte haften lassen. Mancher Richter aber wurde vielleicht, statt 
,si(.h für das Vcrliältiilf? '/m '""1 ^lo ^'^ entscheiden, dem B allein den 
ganzen Seluideu zu Iragen uuitriegen. 

Der Richter aber würde sein Uiieil niu- ganz allgemein dahin be- 
gründen können: Nach Abwägung der vergleichbaren Momente auf beiden 
Seiten, der Kausalität, der Verschuldung und vielleicht noch anderer Um- 
Btftnde> erscheine ihm seine Entscheidung als billig. 

Soll man wegen dieser unvennddlichen Unbestimmtheit die ganze 
Verteilung des Schadens nach den Urostitnden als „schrankenlose Willkür^ 

verwerfen, trotzdem uns unser Rechtsgefuhl darüber gar nicht im Zweifel 
lässt, dass im obigen Beispiele sowo.hl die Teilung des Schadens in 
und Y,„, als au eh die Auffiit-giiiiu, der^ ganzen Schadensefsatzes auf R 
billiger ist, als die Halbiciuug des Scliadens? Hiesse das nicht, das Kind 
mit dem Bade ausschütten? 

— Wir werden im folgciulen beweisen, dass die von uns verlangte 
billige Schadensverteil nng in wichtigen fremden Rechtsgebieteii und be- 
schränkt auch iiu Gebiet»; des [ueussisclien Allgemeinen liaiidrechts schon 
längst anerkannt ist und dass auch das BGB mehrfach, iusbesondei'e bei 
einem dem Falle der Schadenstiftung durch mehrere innig verwandten 
Tatbestande, nämlich bei der schuhlhaftcn Mitwirkung des Verletzten bei 
dem ihm zna:cfn(^a Schaden, die billige Schadensverteilung dem Richter 
zur Pflicht macht. 

Wenn dabei die zu besprechenden fremden Rechte unter sich und 
mit dem vom eigenen Verschulden des Verletzten handelnden § 254 BGB 
eine überraschende Ähnlichkeit aufweisen, wenn alle dem Richter eine 
Scbadcnsvcrtcilung nach den Umständen zumuten^ so ist die einzige be- 
scheidene Folgeiiing, die wir hieiaus ziehen wdlen, die, dass dne solche 
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biUige ScliadensverteiluDg mit vernünftigen Eiigebuissen doch möglich 
ist — 

Dio f^leiche Ikhaiullung (Ilm- Schaüonsveileilung unter die Mittäter 
und iiiitoi' den Schädiger und den Verletzten, der scluddhaft bei der Ent- 
stehung des Sc-hado!is mitgewirkt hat, fuidet sich aucli bei den zuiiüeh.st 
zu besprechenden fremden Hechten. Wir schicken Uarura ein paar Worte 
über den Parallel ismus beidei- Tatbestände voraus. 

"Wenn jemand einen anderen verletzt, und der Yerlet/ctc ist seihst 
mit schidd daran. da.«8 er verletzt wurde, so haben alle (iil wickeiteren 
Rechte dem eigenen Vcrscliuklcn des Veilclzlon einen Einfiuss auf den 
Umfang der Schadensei'satziiflicht des Seijüdigcis zuerkannt. Dabei ist die 
Regelung in den Rechten am incehani?chs1en, die auch sonst ängstlicii 
davor zurückschrecken, das richterliclie EitnesFeu frei walten zu lassen. 
Diese Rechte haben das Gemeingame dieser beiden Formen der Beteiligung 
mehrerer an der Entstehung eines Sc liadens, der Fälle mit eigenem Ver- 
schulden des Verletzten und der deliktischen Teilnahme, noch nieht er- 
kannt; sie regeln beide Gruppen mechanisch, aber verschieden. Für die- 
jenigen Rechte dagegen, die beim Vorliegen „eigenen Vei'scbuldens" dem 
Richter eine billige Schadensvei-teilung zumuten zu kdnnen geglaubt haben, 
lag es auf der Hand, dieselbe Schadensverteihmg audi unter Mittätern 
anzuwenden. Denn in Wahrheit entstehen bei beiden Onippen dieselben 
Schwieligkeiten. Hier wie dort leuchtet es sofort ein, dass eine Schadens- 
verteilnng nur dann der Billigkeit ToUkommen entB|kricht^ wenn dabei alle 
auf beiden Seiten Torliegenden Umstände, insbesondere der Onid der Hit^ 
Wirkung und des Verschuhlens jeder von beiden Paileien, berficksichtigt 
werden. Hier wie dort ist eine derartig weitgehende BerQcksichtigung 
der Umstftnde des einzelnen Falla nur auf Kosten der Sicherheit der Ent- 
scheidung zu erreiche. 

Wir beginnen damit, die Entwicklung der Schadenstnigung bei eigenem 
Verschulden des Verletzten Im gemeinen und im früheren Reicfasrecht zu 
betrachten. Diese Rechte sind zwar liier nicht, ebensowenig wie bei der 
Teünalime, zu einer biUigen Scfaadensvecteilung durchgedrungen. Aber es 
wird sich zeigen, dass die entsprechende Rechtsnorm des BGB nur die 
Weiterentwicklung jener Rechte enthlUt Wir werden an dieser an das 
römische Recht anknüpfenden Entwickelungsreihe das stetige Fortschreiten 
der Verfeinerung des Billigkeitsgedankens auf dem Gebiete des Ausgleichs 
zwischen dem Schädiger und dem mitschuldigen Geschädigten beobachten 
kOuuen. 
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Die Entwiekdong des Bill^koit«gedaiikeii8 in der Lcliro 
des »eigenen Terschnldens*^ des Verletzten im gemeinen Reelit 

nnd Im früheren Reiehsreebt^). 

Fried ri eil Mommsen*) hat dea Satz des Pompontus ia der 
1. 203 D 50, 17: Quod quis ex ctdpa Bua damntnn sentit) Aon intellegitiir 
damaum sentire dahin aufc^gelegt: Der Beschädigte kSnne den Schaden 
nicht »setzt veilaugen, wenn densdbe dutxsh Anwendung der gehörigen 
Sorgfalt seinerseits hätte vermieden werden können. Diese Auffassung doi 
sog. Culpakompensation wurde in der gemeinrcchtlicheu Doktrin tlie 
lienächeiide^)*). 

Wer Ton diesem Standpunkt aus einen privatdeliktischen Tatbestand 
prüft, in dem das Verschulden des Yerletsten eine H<dle spielt, kann 
offenbar nur zu zwei Eiigebniasen kommen : Entweder er bejaht die Frage, 
ob der Beschädigte bei der gehörigen Soigfelt den Schaden hätte vermeiden 
können, — dann ist jeglidier Schadensanspruch dee Verletzten unbe- 
gründet — , oder er verneint sie, — dann muss der Schädiger den ganzen 
Schaden ersetzen; für ein Drittes, für eine Herabsetzung des Anspruchs 
des Geschädigten, Ifisst diese Auffassung keinen Raum. 

Man kann dies auch so ausdiücken: Kulpakompeusation bedeutet für 
diese Lehre Kulpakoo&umption. 

Es gibt gewiss seltener und nur zu geringeren Iffifartea Anlass, wenn 
der Schädiger beim Vorliegen eigenen Verschuldens des Geschädigten sich 

immer und mit befreiender Wirkung auf dieses benifen kann, als wenn 

iliiii die Berufung darauf ein für alle Male abgeschnitten ist. Insofern ist 
der Rechtssatz des T o ni p o ii i u s ZNvoifellos ein Produkt der Billigkeit ; 
nur ist es eine noch etwas ungelenke Billigkeit, die diesen Satz geschaffen 
hat. In einer Richtung, in der sich besondei*s leicht die Billigkeit dieser 
den Seliadiger begünsligendfii Reehtsregel zu einer Unbilligkeit für den 
üeschädigten hätte verkehren können, schuf der weitere Kechtssatz Ab- 

*) Vgl. zum folgendod: Wandt, Eigenes Verschulden, in Iherings Jahr- 
biiclicrn, Bd. M, i^. 137 ff., Gottschalk in der oben B. 43, Note 6 zitierten 
Abhandlung, 8. 53 ff. 

*) Zur lidne vom IntereBse, 1»55, S. 157. 

') Vgl. Windscheid, Fand., § 258. Notp 17 und dort, Zitierte. 

*) ^Vas für eine Rollo au.sscrdcm noch der Sät«: l:*aria delicta mutua pensa- 
tione dissolvuntur — . gespielt hat, dazu vgL Wendt, &. 145 fP. 
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hülfe, (lass sich der aighstige Schivligcr uicht auf ein Verscliulden dos 
Verletzten berufen könne'), 

Aucli 80 braclitc die M o inmse n sehe Aii?pHlgung des Sjitzes des 
Pomponins nocli manclie Härten für den Geschädigten mit sich. 

Byck') und Dernburg*) verwerfen Bie mit der BegrOndung, 
dass man vom OeschAdigten keine weitgehenden positiven Uassregela zur 
Vermeidung des drohenden Schadens verlangen könne. „Wie sollte", ruft 
R y e k aus, „Mutwille und Unvorsichtigkeit des Schftdigei-s den Beschädigten 
zu Kraftanstrent::ungea oder vielmehr kostspieligen Vorkehrungen beiiufs 
Abwehr nntigen 

Auch die neue Praxis*) kelirto sieh bewusst von der ilfdn mseiv sehen 
Fassung der Kulpakomponsation ab und legte, liesondcrs bei der Auslegung 
des § 1 de«! Reichshaftpfliehtgepftzes das entscheidende Gewicht darauf, 
wer von beiden, Täter oder Geschädigter, den Schaden vorwiegend 
verschuldet habe. 

„Die Billigkeit Individualisiert stets und das ist erst die wahre 
Billigkeit, welch zu unterscheiden versteht", sagt W e n d t*). 

Dieser Billigkeit kommt in der Methode, z. T. auch in den sich 
ergebenden Resultaten diese jüngere genieinroclitliche Fassung naher 
als die frühere. Sie fordert eine Vergleichuug des schuldhaften 
Verlialtens des Täters mit dem des Geschädigten und somit ein näheres 
Eingehen auf den konkreten Fall. Das Ergebnis dieser Altwägurg des 
beiderseitigen Verechuldens entspricht in einzelne n Fällen bei der 
zweiten Methode der Billigkeit mehr: Dem gewissenlos fahrlflssigen Täter 
konnte nach der älteren Ansicht das im konkreten Falle entschuldbare 
Verhalten des Geschädigten zu^Gute kommen und ihn jeglicher Schadens- 
emtzpflit ht entbinden; bei einer Abwägung des Verschiddens aber wäre 
vielleicht die Schale des Schädigers gesunken und er ersatzpflichtig gewesen. 

Aber abgeselien hiervon, ist auch diese Cmprägimg dem Ideale einer 
individualisiefenden Billigkeit noch fern genug: Auch sie kennt im Sesid' 
tat nur ein Entweder-oder; entweder hat der Tftter nichts su bezahlen 
oder alles. — Nebenbei bemerkt: Die gemeinrechtliche Entwicklung der 
Knlpakorntjensationslehm ist, wie schon gelegentlich weiter oben angedeutet*), 
ein Beweis für die Unfäliigkeit der alten Bewirkimgstheorie, den F&Uen 

•) I. 45 § 1 i. f. n. Ii), 1 ; I. 0 § 4 D. 2. 

*) Ix-hrc von den BchuldvcrhaltnifsscD, 8. 408, 

») Pand., II, § 45, Note 11, S. 127. 

«) H c u f f c r t Bd. 33 No. 285, Bd. 44 No. 86. 

») S. 170. 

•) h;. 44. 
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oinör Toihiahme mclireror an oinein Dolikto — daniin hainlolt es sicU in 
oiuQUi weiteren Sinno ja ancli hior — goivcht /.n werden. Die iinbc- 
Htimmteii (^>iielleii/,eu^iiis».se, die sowieso, wie wir sahen, für diese Lehre 
nif'lit iinnier massgebend blieben, liätten einer individualisiei-cnden 
Behandhint; dieser Fälle niclit eut^^i'gtMigostanden. In Wahrheit war es 
die alte Bewirkungslehre, der zufolge eine in der Ui-sache aus sich hemiis 
wirkende Kraft d(Mi Erfolg herbeiführte, die die richtige Erkenntnis uod 
Behandlung der Teilnahme vorhinderte. Denn es hatte etwas Missliches, 
mehixjrcn solchem Faktoren selbständig auf den selben Erfolg hinwirkende 
Krftfte zuschreiben y.n müssen. Das Misstranen gegen die Mitursache ist 
bis zum Einsetzen der Bediogiiflgslebre nie verlöten gegangen. 

Es bleibt noch eine Vorschrift des älteren dentsdien HGB. zu be- 
trachten; der Art. 736 des alten HGB lautet: 

„Wenn zwei Schiffe znsnmmenstosson und entweder auf einer 
oder beiden Seiten diireh d-Mi Stoss Schiff oder Tiadnng allein 
oder Schiff und Ladung beschädigt weixlen oder ganz verloren 
gehen, so ist, falls eine Pei*son der Besatzung des einen Schiffs 
(liireli ihr Verschulden den Zusammenstoss herbeigeführt hat, der 
Bheder dieses Schiffes nach Massgabe der Arit 451 und 452 
verpflichtet, den durch den Zusammenstoss dem andern Schiffe 
und dessen Ladung zugeffigten Schaden zu ersetzen. 

Die Etgenthttmer der Ladnngen beider Schiffe sind zum Er- 
sätze des Schadens beizutragen nicht verpflichtet. 

Die persönliche Vcrpflichtniip: der znr Sehiffsbcsatzuntj; ge- 
hörigen Personen, für die Folgen ihres Vei'schuldens aufzukommen, 
wird durch dieseu Artikel uidit berührt/' 

— sodann Art. 737: 

,.FSIlt keiner Person des einen oder des andern Schiffes ein 

Verschulden zur Last, oder ist der Zusammenstoss durch beider- 
seitiges Verschulden herbeigeführt, so findet ein Anspiiich auf 
Ersatz des dem einen oder andei'eu oder beiden Schiffen zuge- 
fügten Schadens nicht statt." 

— Man sieht: Zwei glatte, handliche Regeln, die aber jegliche feine 
Differenzierung des ELnzelialls abschneiden und der Praktikabilit&t die 
Billigkeit opfern. , 

Wie uns K B. 0. Bd. .21 S. 136 ff. belehrt, sind die beiden 
Artikel aus dem preussischen Entwürfe eines HQB entnommen. Die 
Motive dazu bemerken auf S. 321 ansdrackUc^v dass die Abweichung von 



Digitized by GoQglg 



— 95 



der laiidi'ccIiUiclien Gmdutiou der Schuld sicii aus dorn ixraktisdicn Be- 
dürfuis des Handelsverkehrs rechtfertige. 

c. 

§ 17. 

Ancrkennnn^ der billigen Scliadeiisvcrtellniis: im prenssisclieii, öster- 
reiehiseheo, schweizerischeu and fraozösisclien Höchte. 

Ebensowenig wie im ifJraischen und gemeinen Recht findet sich im 
preussischcn Land recht die Regel, dass meiirere Schaden Stifter sich 
unter einander zi»m hilli^Mi An^jp^leichc verpflichtet sind. Dies gilt 
schlechthin für die Ref^ehing des , .eigenen Verschuldens'' im ALT?. Da- 
gegen findet sich unter den Vor.schriften über die Haftung der Mittäter 
immerhin S(;hon ein Satz, der zwar an und für sich noch nicht den Aus- 
gleichungsgedanken zum Ausdruck bringt, jedoch einea wertvollen Ansatz 
bildet, an den dieser G^edaoke anknüpfen konnte^ 

Wir meinen den § 31 dee T. 1, TitA 6 ALR, wonach, wenn der 
Anteil jedes einzelnen Schadenstifters, im fUIe jeden nur mftssiges oder 
geringes Verschulden trifft, an dem Schaden sack ermitteln Utest^ jeder ein- 
zelne nur fQr sein eigenes Versehen haftet. 

Die ältere preussische Praxis wird diese Vorschrift selten genug an- 
gewandt haben. Denn da eine exakte, zahlenmftssige Ermittelung der 
Ifitwirkimg jedes Beteiligten nur in den seltensten IMIen möglich war*), 
und da der preussische Richter durch keine andere Reditsnorm damn ge- 
wohnt worden war, schlechthin aus den Umständen den Anteil veischic- 
dener Personen an einem an;j:erichtetcn Schaden zu ermitteln, so wird man 
statt des § 31 lieber tlon § 32 angewendet haben, der im Falle der Un- 
möglichkeit der Ermittelung des Anteils des einzelnen Schadenstifters am 
Schaden deren Sol idarhaft statuiert. 

Wie sehr die preussische Praxis diesen let-zter-en § bevor/ut,de, ciafür 
haben wir aus der neueren Rechtsprechung interessante Entsclieiduugen, 

Die CPO von 1870 Hess in ihrem § 2G0 dem Richter eine ganz 
andere Freiheit, als dies nach frilheiem Rechte der Fall gewesen war. 
Der § 260 brachte es zu Wege, dass der § 31 von nnn an eine gHJsscre 
Rolle auf Kosten des § 32 spielen durfte nnd legte damit beredtes Zeugnis 
ab von der steten und fdr beide Rechtsgebiete wichtigen Wechselwirkung 

') B. einen Fall die^ Art bot BoUc, ßd. 7, Nr. 20 in Verbindung mit 
Nr. i«54. 
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zwlsolien inuteriellern Hecht uinl I*mzessreelit. Docli hat das Roieh^^^ei icht, 
das diese Schwenkung ziier.st j^cniacht liat, bis zidctzt, d. h. bis zur Ein- 
lühning des BGH seine Mühe geliabt, die uock schwerfälliger arbeitende 
preussische Praxis mitzuziehen. 

Hierfür nur ein Beispiel'). — Die in der auszugsweise mitzuteilenden 
Entscheiduug angewendeten Sfttze des preussischen Rechts gehen uns dabei 
nichts an ; es genügt^ dass auch hier die Schwierigkeit in der Teilung des 
durch mehrere verur^hten Sctiadens lag. 

Ein Eliianlie^tT klagt g-ogoii eine Deic-hf^ennssonsdiaft auf Ersatz d^^<? 
seinem (xrurulstück durch häufige Hockflnteii zugofügtoii Schadens, denen 
das Grundstück spit und infolge der Anlage der Uniflut seitens der Ge- 
nossenschaft und infolge der hierdurch bewirkten Leitung des Hochwassers 
ausgesetzt sei. 

Der Berufuttgstichter hat festgestellt^ dass der untere Teil der An- 
lage, der nachträglich infolge der neuen Trace der Berlin-Potsdam-Magde- 
bnrger Eisenbahn und im aus scIi Hess liehen Interesse derselben ange- 
legt war, sich insofern für das IclSgerische Grundstück als schAdlich er- 
wiesen hat} als dadurch das Wasser, welches sich nach dem nrspnlnglichen 
Projekte jeoaeits der Berliner Ghatissee auf einer grossen FISche ausdehnen 
sollte, bis in die N&he des klSgerischen OrnndstÜcks zusammengehalten wird 
und sich in vollem Strome Uber das letztere ergieest Andererseits übt 
aber auch der obere, den Deidigenossen zum Vorteil gereichende Teil der 
Anlage eineu schädigenden Einfluss auf das Grundstück aus, insofern als 
infolge der Uiuflutaniage die zerstörenden Hochfluten öfter wiederkehren 
als früher. 

Der Beruf ungsiicliter hat tatsächlich festgestellt, dass die obci-e An- 
lag;*', die dem Interesse der Deichgenossen entspricht, in ihrer Benutzung 
für eineu grösseren Teil des dem Kläger entstandenen Scliadens kausal 
geworden ist, als die dein Vorteil der Eiscnluilin ausscliliesslich dienende 
unt^ Anlage. Er iiat aber die Abweisung der Klage ausgesprochen, weil 
nicht feststehe, welclier aliquote Teil doä Schadens auf jedea der beiden 
Abschnitte der Kanaianlage zurückzuführen sei. 

— Das Reichsgeridit findet hierin mit Becht eine Verletzung des 
§ 360 der alten CFO und fährt fort: „Der § 260 eröffnet dem Richter 
die freie Beurteilung nicht bloss über die Existenz und die Höhe des 
Schadens, sondern auch über den nrs&chlichen Zusammenhang; diesen be- 
trifft aber die noch streitige Frage, inwieweit der tatsachlich feststehende 

») ERG Bd. 30 S. 276 ff.; vgl Gruchot Bd. 42 ß. 853; J. W. 1901 
8. 250. Nr. 5; Seuffert Bd. 5ö Nr. 165. 
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Schade auf die zum Vorteil der Deichgenossen dienende utsprßngliclie * 
Anlage zurftckzufUhren ist Jenadidem sich ein -Übergewicht der Schäd- 
lichkeit des einen oder des andern Teiles der g^nwartigen Anlage fest- 
stellen Hess oder nicht, konnte der Riditer nach freiem Ermessen die Hohe 
des Tom Beklagten zn ersetzenden Scliadens nach Verhältnis der grösseren 
oder geringeren Sclilldlickeit und eventuell nach gleichen Anteilen be- 
stimmen/^ 

Das öster 1 eicli ische GR schliessen wir hier gleich an, weil os 
die MittiUer>t liaFt in ähiili( her Weise, wie das ALR regelt: Nachdem 
§ 1301 die Vinaiisset/jiiigcn der deliktischen Teilnahme in annühornd der 
gleielieii Weise, wie § 830 B(iJ3 geregelt hat, fährt der § 1302 folgcuder- 
massen fort: 

ijii eiuem solchen Falle verantwortet, wenn die Beschildigung 
in einem Versehen gegründet ist, und die Anteile sieh bestimmen 
lassen, jeder nur den durch sein Versehen verursachton Schaden. 
Wenn aber der Schaden vorsätzlich zugefügt wonlen ist, oder 
wenn die Anteile des Einzelnen an der Bescbädigaog sich nicht 
bestimmen lassen, so liafteu alle für einen und einer für alle, 
doch bleibt demjenigen, welcher den Schaden ersetzt hat, der 
Eaokersatz gegen die übrigen vorbehalten.** 

Es ist anzunehmen^ dass die Österreichische Praxis, ebenso vr'td die 
jüngste preussische Praxis, von der hiemach stattliaften. Teilung des 
Schadens in ungleiche Teile veitgehenden Oebrauch gemacht liaben 
wird. Denn die österreichische Praxis war durch die Behandlung des 
eigenen Verschuldens') des Verletzten im österr. OB schon an eine freiere 
Handliabung der Scliadensverteilung gewöhnt^). 

Der hiervon handelnde § 1304 lautet: 

„Wciui bei einer Beschädigung zugleich eia Vei st Imidi n von 
Seiten des Bcschiidigteii rintritt, so tWigt er mit dem Beschädiger 
den Scliaden verhältuisniässitr, imd wenu sich das Verhältnis uicht 
bestimmen lässt, zu gleiciien Teilen." 

Sowohl § 1302, als auch § 1304 befehlen nur eine Abwägung des 
bcidci^itigeu Verschuldens, nicht der beiderseitigen Kausalität. 

„Aber die ältere Doktrin war so wenig geneigt, Kausalverhältnis und 

*) Vgl. hierzu Pfaff, zur Ix^hrc voui Ischadenisersatz uud Genugtuung nach- 
r)stfrroichischotn Recht, 1880, S. 34 ff. 

*i Audi nn (>>t' rrcichit<ch(.'n Recht ist der § 1301 civt der Aljschluss einer 
Entwickduug. III. § 430 des westgaliz. GV> b( 'tinuiite noch virl mwhanischer: 

„Füg! sich Jemand durch sein Ligcncs Verschulden Schaden zu, ^o 
trägt er ihn allein; i«ind ulicr b<udc. der Ik^-fchiidiger und der fieschaüigie) 
Urheber des )äcbadcn«i ao trägt Jeder die Hälfte." 

7 
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Schuld zu trennen, sie nannte so oft die letztere, wo sie das erstere 
meinte, dass der Auadruck dos Gesetzes uns nidit hindern dürfte^ das 
Kanaolverh&ltnia an die Stelle der Schuld zu setzen. , . . Die Eauptsaclie 
ist doch, dass dem Richter gestattet ist, nach freiem Ermessen die Last 
des Scluidens zu verteilen*^*). 

Von der im § 1304 der Praxis gegebenen Befugnis znr proportio- 
nalen Schadensvertdlung, liat sie weitgehenden Gehnuich gemacht Sie 
liat z. B.') bei fiberwiegendem Verschulden dea Beschädigten den Be- 
schadiger zum Ersätze nur eines kleineren Teiles des Schadens verurteilt; 
sie hat bei weita\is überwiegendem Verschulden des Beschäil igten die Haf- 
tung des Besclüuligei"8 gänzlich vorneint. 

Viplloicht Tioch hjlnfig:pr hat sie allenlings» den Schaden in Ermang- 
lung eines anderen t^enügend sichf^i-en Verteünng-smassstalies lialbiert, z. B. 
bei unterlassenem Hinweis auf den wertvollen IniiaU der zur Aufbcwalirung 
Obergebeuen Tasche. 

— Viel weiter geht der schweizerische') Gesetzgeber: Er wagt 
die franke Proklamierung des freiesten richterlichen Ermessens bei der 
Scliadensverteilung : 

Art. 60 des Bnndesgesetzes Ober das Obligationenrecht lautet: 

„Haben mehrere den Schaden gemeinsam verschuldet, so haften 
sie solidarisch fOr den Ersatz, ohne Unterschie«1, ob sie als An- 
stifter, Uriieber oder GehnUen gehandelt Italien. 

Ob und in welchem Unifango demjenigen, welcher bezahlt 
hat, ein Regress gegen die Mitscliuldigen zusteht, wird dnrch 
richterliches Ermessen bestimmt . . 

— Hinsichtlich des Regresses wird hier dem Richter eine Fi-eiheit 
gegelxjn, wie er sie in den andern Fällen der Solidarität nach schweizerischem 
Gesetze nidit hat; vgl. Art. G3, 79, 1G8*}. 

Ganz dieselbe Freiheit gewährt der Art. 51 dem iiichter l>ei der 
Berücksichtigung des eigenen Verscliuldens des Verletzten; er lautet: 

«) Bo Pfaff, S. 37. 

') Die Zitate f*ind den» von Sehe y' schon Kommcntjir zum ostr^rr. OB, 
17. Aull., l'J02. Noten 5—7 zu § 1801, cntnonimcii, wo auch die Datco der Ent- 
scheidungen und der Ort, wo sie abgedniekt sind, angegeben sind 

') Die im fol^'ondcn erwähnten F^ntjseheidun^' ri sind dorn Koiniiiontar von 
Schneider uiul Fiik, 2. Aufl., 189G, zu Art. 51 und (iU, entnommen. 

•) Durch den Art. (K) eraelit^'t die Hchweizerische Praxis auch den Fall dC8 
§ 9:^0 S. 2 lU lB licdockt: Anhlsslich einer Raufrn i wurtle ein unbeteiligter Drittor 
durch Schuld eines der K^luler, mau wci.-«» nicht welches, vcrktxt. Sie haften ihm 
alic solidarisch. — SolidfiriRch haftbar für den durch dnc Baufcrct ▼emraaehtcn 
?<'hftdon wurde auch derjenige erklärt, der lediglich freriifen hatte: ,,D' Hef>ol uf, 
Alb vert»tochd mcrl"« auch der, der zwar »clbHt nicht geschlagen hat, aber mit den 
BuheitcHvni mit einem Scheit bewaffnet den Verletzten verfolgt hat. 
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„Ai-t iintl Oixisse des Schadenaeraatzes wird durch riclitcrlichos 
EnncsMcn bestimmt in Würdigung sowohl der UmatändC} als der 
Oi<3sse der Verschuldung. 

Ist auch dem Beschädigten ein Verschulden beizumessen, so 
kann der Richter die Ersatzpflicht nach Verhfiltnis ermfissigen oder 
gänzlich von derselben entbinden/' 

Dio Norm des Ahs. 2 wiiil von den sclnveizerischen Gerichten mit 
gmssor Freilieit gehaudliabt. 

Ein Senne erlitt Schaden dadurch, dass ein Bauer iiim fortgesetzt 
sehloclito Milch Jicferte. Ihn trifft aber dabei auch ein Vei-schuhlen, da 
er n.ieli Piilfung der Milch wenigstens Verdaclit der Fälsciuing hätte 
sojiöpfcu müssen ; es wurde ihm daiier nur Ersatz eines Drittels des Scha- 
dens ziigesproclicn. 

Ob die Freiheit, die das Schweiler Recht dem Richter gibt, nicht 
manchmal den einen oder andern Richter vedeitei luit, ohne allseitige Auf- 
kUlnin^ des Sachverhalts kurzer Band zu entscheiden, das zn beurteilen, 
steht uns kein genügendes Material zur Verfügung. Jedenfalls bieten die 
schweizcnsohcn Normen die Möglichkeit wahrhaft billiger Entschei- 
dung, — im Gegensatz zu den mechanischen Regeln mancher anderen 
Rechte. 

Ein Beispiel für eine gewissenhafte Berflcksiditijjung aller Umstände 
dos koiikioten Falls (Mithalt das tretfliche Urteil dos Bernischen Ajuiella- 
tions- und Kassationshols voni IG. De/.omber 1892M, das sich mit der 
Schadonsverteilung auf Grund des Art. 51 Abs. 2 befasst. 

Annjlheiiid dieselbe Freiheit, die dem Schweizer Richter das Gesetz 
geschaffen hat, hat sich in F r a n k r e i c h') die Praxis aus sich heraus 
erobert. Das französische Oesetzbuch entliält weder über die Beteiligung 
mehrerer an einem Delikt, noch über die Beliandluag des eigenen Ver- 
schuldens eiue ausdrückliche Bestimmung. 

Was zunSchst die Teilnahme mehrerer an einem Delikte angeht, so 
liat die Praxis') beständig den Standpunkt vertreten, dasB, wenn der Anteil 

•) 29. Bd. der Zcitechrift des Beniischeu Juristen -Vcrciijs, 1803, Nr. 51, 
S. 348 ff. 

AiLSficr Sourdat, vg'. ilic ausführliche Darstellung in dem oben 8. 9, 
Note 7, zitierten Werk von H au d r >' - L .1 c n n t i n e r i c und Bar d c. 

') Ziüilreiche lOntseheidungen iiu Koiami ntar von Fuzier und Hernian, 
1896. Bd. 3, Art. 1202. Notf 8 ff. — In der Theorie herrr^cht eine heilloHe Ver- 
wirnuif;. Den i>tandpunkt der Praxis verteidigt I.uroiub i 6 re, Theorie et pra- 
tiqufl dt» obUgation«, Bd. 3, 2. Aufl., 1S8.'), S. 410; aus.^T dieser Meinung zählen 
B.— L. und Raide nodi drei andere auf, wobei uodi allerhand Schattierungen un* 
lK'rru lcsu'hti^:t jri lassen werden. N(K-h anders Cromo, Die Grundlchroit deft fran- 
/.iWchcu Ubligationcnrcchti, lSi)4, § lÜ, Ö. 220 If. 
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des einzolnon Teiliiohniors an dorn vcriiräacliten Sulia'löii aicli nicht glatt 
ermitteln lasse, oUe Teilnehmer dem Verletzton (voUkommen) solidarisch 
tukftetea. Ist (.lagoo:en der Anteil jedes T<'nnohraer8 zu ermitteln — weitaus 
der seltenere Fall! — , so haftet jeder für diesen seinen Anteil*). Die 
Praxis rechtfertigt flio Annahme der SolidaritiU hfiufi^^ durch den Hinweis 
auf die Unmöglichkeit einer glatten Feststellung der Verantwortlichkeit des 
einzelnen Teilnehmers. Bisweilen wird die Ajialogie des Art. 55 c p. 
verwertet. Bet vorliegender Witlensgemeinschaft (coocert fn&uduleux) wird 
die Solidaritftt häufig ans dieser gefolgert.') 

Indem die Praxis sich für eine vollkommene Solidarobligation der 
Teilnehmer entscheidet, erkennt sie an, dass aach Art. 1213 c. c. Anwen- 
dung findet; der lautet: 

„L'obligation contractu solidairement envers le cr^aoder se 
divise de plein droit entre les dßbiteurs^ qui u'en sont tenus entre 
eux qne chacnn pour sa part et portion.** 

Daraus folj^ert uainittelhar. da-^s der Scliuldncr. der den ganzen 
Schaden ersetzt hat, gegen den Mitschnldner Regioss nohineu kann. Des 
weiteren folgern Literatur und Praxis einhellig aus dem Art. 1213, dass 
zwar die Vermutung füi' eine gleiche Piu'tinn jedes Mitschuldners streitet, 
dass aber jeder Schiddner nach erbiiichtem Beweise eine dem einzelnen 
Falle mehr entspwchende, ungleiche Verteilung des Schadens durcii- 
setzen kann. Dass auch zugunsten eines Teilnehmers au einem Delikte 
eine ungleiche Verteilung des Scliadens eintreten kann, ist allerdings in 
der Theorie lebhaft liestritten, ist aber von der Praxis mehrfach bejaht 
worden.') In den Fällen, in denen die Praxis den deliktischen Schaden 
ungleich verteilt hat/) gil» den Massstab fClr di'^ V rteilnng der Grad des 
Verschuldens der verschiedenen Teilnehmer. Eine bewusste Abwügnng 
dos Grades der Verursachung bei den verschiedenen Teilnehmern neben 
der Abwägung ihrer Verschuldung findet sich nit^nds* Es hat dies seinen 
einfachen Grund darin, dass man in Frankreich bis jetzt eine wissen- 
schaftliche Behandlung des KausalitStsproblems noch nicht kennt und die 
Notwendigkeit der Scheidung der Verschuldnngs- von der EausalitätsfEage 
noch nicht empfunden hat. Da für den franzOsishen Richter die Kausali- 
t:itsftTtge von der Verschntdungsfnige umfasst wird, so ist selbstverständlich^ 

') f^. Patidoctrs fmnyaiscf* , Nouvonu n'jHrtoirr de doetrino, de l<^jj;ig|at.iou et 
de jun?*i)ruUeacc, hrsg^. von Wciäs und Freniiekr, Ubiigntions I, Nr. 306. 
») H.-L. und Bnrdc Nr. 1803. 

Dafür Laronil.irro. n. n. O. zu Art. I21B, Nr. Sourrlat, Nr. 157, 
mit der Mas.'*gabc, da-.-*, uciin .sich «la.* (icriclit xihtx die Vtitciluug nii.ht aus- 
gosprot'hcn habe, (lic 8i'hid<l sich nach ivdnttiüi ii teile. 

*) /. B. bei Birey, Rocueil g^n^ral d(» lois et den arr^te, 1800, I, S. 9; 
ltJ2, 1, S. 0U3. 
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(lüKs «1er Hiclitcr liei dei* Abwägung der Verschuldens auch tiuei clwai^;« a 
Vci>^ liiodeiiboit iu der kaiisalen Beteiligung der Mittäter bei der Schadcus- 
vei'teihmg KtM liimng triigon wird. 

Auch die Entscheidungen, die die Solidai iiät der Teihiehmer aus der 
(Jiunöglicbkeit erklären, den Anteil jedes einzehicn am Sehaden genau zu 
bestimmen^ geben den Teilnehmern unter einander den Kegress. 

Von den von der Praxis abweichenden Lebren der Theoretiker inter- 
essiert hier nur diejenige Laurents. Laurent') verwirft die SoUdarität 
der Teilnehmer, weil das Oeselz diesen Fall der Solidarität nicht kenne. 
Er kommt zu dem Ergebnis, dass jeder Teilnehmer dem Verletzten fOr 
den Anteil am Schaden haftet, der dem Grade seines Verschuldens ent- 
spricht. 

Auch er uiutel also dem Richter unter Anerkeniiuni^- der Schwieng- 
keit dieser Aufgabe^) eine proportionale Schadonsverteihiii:: zu, nur mit 
dem rntcrsc hiede, dass nach ihm die Teilung auch Dach aussen hin, 
g^enüber dem Verletzten, massgebend ist. — 

In einzelnen Entsdieidungen Oben die fianzösichen Gerichte ihre Be- 
fugnis zu proportionaler Schadensverteilung mit einer an WiUkfir gren- 
zenden Freiheit aus. Ein Beispiel — aus der belgischen Praxis — findet 
sich bei Laurent'). Eine öffentliche Urkunde enthielt wissentlich un- 
wahre Beschuldigungen gegen einen Notar. Der beleidigte Notar klagte 
auf Schadensersatz gegen den Notar, der die Urkunde aufgenommen hatte, 
sowie gegen die Partei, die dazu den Auftrag gegeben hatte. Da der 
Frozess ergab, dass das Verschulden des beurkundenden Notais weit 
leichter war, als das seines Mandanten, wurde der letztere zur Zahlung 
von 2000 Fr. Schadensersatz, der Notar aber in die Prozesskosten venuleilt. 

— Die französischrechtliche Keehtsprechung des Keichsgerichts in 
unserer Frage hat Crome*) kritisiert. 

Ganz dieselbe Freiheit, wie im Falle der Teilnahme ist dem 
französischen Bicbter eingerftumt im Falle mitwirkenden Verschuldens des 
Verietzten („taute commune").*) 

Dem freien richterlichen Ermessen ist nur eine Grenze gesteckt: 

') Principcs Bd. 20, Nr. 530 ff.; Pd. 17, Nr. 320; rhon>u l'rlcil d.. St. 
Petersburger Kn8Kationi<hofä in Puchcliö Zeiti^'hrift für französiK'hcs C'ivilrecht, 
1808, S. 704. 

Bd. 20, \r. 541 E. E.: „Aprta tont, une difficult^ de foit n'cet pts un 
aigument de droit.'' 

*) Bd. SO, Nr. 542. 

«) Solidarität, S. 117 ff. 

»; Vgl. vor allem öourdat, Nr. 10b ff., 402, m Laurent, Bd. 20, 
Nr. 485 ff. 
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Mag auch Uas Verschitldcn des Verlctsten dasjenige des Täters weitaus 
übertreffen, so kann dies doch nicht zu einer gänzlichen Befreiung des 
Täters, sondern nur zur Herabsetzung seiner Schnid fähren'). Diese Be- 
schränkung ergibt sich aus der leitenden DeliktSTorschrift des französischen 

Keclits, aus dem Art. 1382, der lautet: 

„Tout fait (iuekonquo de rhomme, <iui cause a autrui nn doni- 
mage, oblige celui par la faute dui^uel il est arriv6, ä ie r^parer.^' 

Da nach herrschender Ansicht*) ebenso wie bei der lex Aquilia, 
auch das leichteste Vei'schulden schon die Verantwortlidikeit aus Art. 1382 
begrändet, so stellt der genannte Art. in dieser Auslegung einer gänz- 
lichen Aufhebung der Verbindlichkeit des Schädigers entgegen. — Man 
sieht, warum der Ausdnidc „Kiiipakompensation^S überliaiipt wenig glftcklicbj 
bei der französischen Jurisprudenz^ die im übrigen das römisdie Becht und 
insbesondere die lex Aquilia als Grundlage des Art. 1383 c. c. anerkennt, 
nicht in Aufnahme kommen konnte. 

Auch hier gilt das oben bei Eriirterung der Teilnalime Gesagte: Den 
Massstab für die pro^jortionale Verteilung gibt der Giail des beidei-seitigen 
.Verschuldens; die Kausalitätsifrage wird zwar niclit selbstständig und los- 
gelost von der Selm 11 frage geprüft, ist aber nichts desto weniger füi- die 
Verteilimg des Schadens von hervorragender Bedeutung. Dies tritt in der 
Sourdat'seheri') Formulierung deutlich hervor: ,^es tribunaux aibitreront 
jusqu*A quel point la faute de 1' un et celle de V autre sont intervcnues 
oomme 6l6ment dans la perte, et en feront supporter ä chacun 
la valeur, proportionellement ä ce qui lui est imputable.^ 

— Die französischrechtliche Rechtsprechung des Reichsgerichts geht 
auch hier ihre eigenen "Wege. Das Reichsgericlit prüft bei vorliegendem 
eigenen Versciiulden des Verletzten, ob das Verschulden des Schädigers 
oder das des Verletzten als die wirkende Ursache des entstandenen Scha- 
dens anzusehen sei. Ergiebt sich, dass das Vei-scliiüdeu des Sehätligers 
die wirkende Ursaclie gewesen ist, so ist er zum Ersatz dos ganzen Scha- 
dens verpflichtet; im anderen Falle dagegen ist er von jeder Ersatzver- 
liiinlliclieit frei. Wio man sieht: Der Knoten wird nicht gelöst, sondern 
durchhauen. 

Die Erklärung für diese mechanische Behandlung liegt in der über* 

^) Vgl. die Entscheidungen in den l*and<'ctc's francaiscß, reeueil, 1808, L, 
S. -m ; 1899, I., a 960; 1901, I., 8. 267; I., a 445: Sirey, lecudl, 1901, I., 

a 288. 

*) A. A. Sonrdat, der intolpcdctJscn auch in Nr. Ü6U unter Uraständca 
eine gän/Jii hc Aiilhcbung der Verbindlichkeit dos Sdildig^ zulaest. 
») Nr. 106. 
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einst immciulen Eiloili};ung tler Suhwicrigkcit im gemeinen Recht, iuiiuerhin 
bestellt zwischen diesen gcmcinieehtliclien niul fianzösischi'echtlichen Ent- 
schciclnngeii des J^ciclisgericlits und seinen indivichuilisiemnden preussisch- 
htlichei) Erkenntnissen ein auffallcnUei' Gegensatz: Der § 2G0 CPO 
liiiltc (las Keielisgci iclit auf dem Gebiete der Schadenstoilmig, ebensogut 
wie iiu i)reussi6clieii liecht, so auch im gemeinen und französisclitii Kecht 
zu einer segensvolleu Veränderung seines Standpuuktes veranlasseu sollen. 

Umsomehr wird dem Geiste des IranzGeiscbeQ Bechts und, wie sieh 
weiter unten zeigen wird^ dem Geiste des § 254 unseres BOB ein Urteil 
des Uayrischen obersten I^ndgerichts') vom 7. April 1902 gerecht. 

Die Entscheidung erkennt klar den gcnieingamen Kern, der in den 
Fragen des „gemeinsamen Verscliuldens" und der Teilnahme mehrerer an 
einem Delikte steckt, Sie enthält vor allem eine treffeude Kritik der un- 
zulänglichen Leiirc von der ,.eigentlichcn", von der „wirksamsten" Ursache. 
„Es ist nicht gerechtfertigt, wenn jemand gnjhfahi lä.-sigcr Weihe einen 
eicherhcitsgefähi liehen Zustand geschailen hat und et^va der Verletzte die 
dadurch geschaffene Gefahr duixh eine leichte Li achttamkeit ausgelcst 
und zur ^ViIk^anJkeit gcbiacht hat, lediglich in dem Veiljalteu des letzteren 
die cigeiitliehe oder gesetzlich allein in Betiaelit kdmmiiido üi-sache des 
Unfalls zu erblicken, ohgleich daiin physikaliseh die eigentliche Eisache 
gefunden werden mag/' Mit Kecht weist die Entscheidung weiter auf die 
besonders emiifindliehen Härten hin, die die reichsgerit litlichc Tlieoiie von 
der wirksamsten Ursache in den zahllosen Fällen hat, in denen das Ver- 
schulden des Verletzten und des Scliädigers annähernd gleich sind. Dann 
besteht „kein genügender Grund . , die Folgen des beiderseitigen Ver- 
scliuldens nur dem einen oder andern zu überbürden. Vielmehr entspricht 
es dem Gesetze, dessen Erfordernisse hier beiden Beteiligten gcgcnftber 
vorliegen, sowie der Billigkeit, die Haftung für die Folgen des Unfalls 
den Urhebern nach ricliterlicher Abwagimg in einem den in Betracht kom- 
menden Umständen uml namentlich der Grösse des beiderseitigen Ver- 
schuldens entsprechenden Verhältnisse zu überbOrden^'. 

Wir haben in diesem § den Beweis geführt, dass eine Verteilung 
des Schadens unter mehrere Schadensstifter nach billigem Ermessen möglich 
ist und sich in den meisten der dem BGB nahestehenden Rechte be- 

wälirt hat. 

Vielleicht wird man einwenden: Was beweist das? Was für andere 
passl; passt nicht für uns. — 

In dor (früher Puchdt'echen) Zett«chrift für deutsches bOigeclicto Recht 
und finrnzfiBlsches avikecht, Bd. 34, 1908, a 60. 
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Dieser Eänwand liat eine gewisse Berechtiguog, iosofera er sidi gc^en 
eine HenosiehuDg des fmoEteischen Rechts richtet Bonn der beweg- 
■lidiero FiaDsoso liat alleKeit dem richterlichen Ermessen vielmehr Spiel- 
rauro gegOont als der sknipulOsore, grfindlichere Deutsche. Aber schon 
gegenQber dem Schweizer Becht^ und erst recht gegenüber dem Oster* 
roichtschen OB und dem ALR, schUlgt dieser Einwand nicht durch. 

Was alter die Hauptsaclio ist: Unser BGB hat bei der Regelung dos 
.„rnitw irkenden Verschuldens" des Verletzten ina i? 254 eme Rechtünunn 
gOBrluiffen, die in der Form vor^iulitigei' gefa.sKt ist, iÜ6 der Art. 51 Abs. 2 
(It s Sclnveizer Obligat ionoiir< i !its, aber dem Inhalte nach mit dem ent- 
si)iuchentleii SatJie des fiani^ösischcu und schweizeriscUeu Xiechtes über- 
eiiibtiiumt! 

.Es hat ausserdem noch an zwei andern Stellen, bei denen es sich 
um dasselbe Problem bandelt, wie bei den §§ 254 und 830, 840, sich 
auf dieselbe Weise, wie beim § 254, aus der Schwierigkeit gezogen. 

Doch zunächst zum § 254! 

5. 

Das BGB selbst verlangt in verwandten Fällen 

eine biiiige Sohadensverteilung. 

' - - § 18. 

g 254 BOB. 

Der das mitwirkende Veröchulden des GesthiiditrttMi beluiiKlolndc 
Rochtssatz hat sich organisch von der jüngeren geiueiurechtlicheu L«assuug 
über den § 222 des EI zum § 254 BGB entwickelt. 

§ 222 des EI lautete: 

„Hat bei der Entstehung des von einem Anderen verscluildeten 
Schadens eine Fahrlässigkeit des Beschädigten, wenn auch nur in 
Ansclning der Abwendung des Schadens mitgewirkt, so hat das 
Gericht nach den Umständen des Falls zu ermcssan, ob und in 
welchem Umfange der Andere zum Schatlensersatze verpflichtet 
sei. Das Gericht liat bei der Entscheidung insboRondere zu wür- 
diircn, ob und inwiefern das VprsrhiiMcn des Anderen oder die 
Fahrlässigkeit des Besehädigteu uberwogen hat." 
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Die Motive') spreilieii kurz von der l^tliaiiilluiig des konktirrie- 
renden Verschuldens in den In deutendereu riutiiiiilarrechteu und einigen 
aussordeutschen Keehten und tahreii dann fort: „Ein P>lick auf die Praxis 
leiut, dass die Fälle im Leben zu vorseliiedenartig liegen, als dass duix-h 
eine Versehrift eine für nl'e Fälle passende Kegel gegelten werden kniinle. 
Eine kasuistibehe Beiiuiidliuig mnsste aber zur Unvdllständigkeit l'iiliien. 
Es ist daher am ratsauisten, dem Hiehter möglichste Freiheit iu der Be- 
urteilung des konkreten Falles zu lassen." 

— Der Richter !iat nacli den l'niständen des Falls zn ermessen, 
ob und i n w elchem U m f a n gc der andere zum Schadenseraate verpflichtet 
sei. In diesen hervorgehobenen Worten steckt die bedeutsame Weiterent- 
wicklung der gemeiniiechtlichen B^l; erst jetzt bat es der Richter in der 
Hand, entsprechend der wahren BiUigkeit zu individualisieren. 

Sein Ermessen entscheidet, ob er dem Beschädigten jeden Ei-satz- 
anspmch absprechen, ob er den Anspruch nur kürzen oder ihn ihm gar 
ganz zuerkeiuieu sull. Also statt der geraeiineelitlichen Alternative „Nielits 
oder alles" eine Fülle von niügliehen Resultaten! 

In diesem § 222 steckt eigentlich schon der Abschluss der Ent- 
wicklung. Sein Ergebnis^ die billige Bchadensveileilung^ ist dunh eine 
andere Entwicklungsreihe im neuen deutschen Rechtslcben vorbereitet 
worden. Zu diesem höheren Standpunkt der billigen Schadensverteilting 
führen vom -Boden des gemeinen Rechts aus verbindende Stufen: Die 
Reichsversicherungsgesetzgebung, deren öffentlichrechtliche Form ihren 
segensreichen Einfluss auf daa aUgemeioe civilistische Schadensersatzrecht 
verringert hat^), liat wenigstens das Verdienst, den Oedanken, dass der 
Schaden, von Atisnahmen abgesehen, ganz da Hegen bleibt, wo er einge- 
sdilagen ist, beseitigt und den Oedanken der Mobilisierung des 
Schadens au^döst zu, haben. Von dem Oedanken der Mobilisierung 
des Schadens bis zur billigen Schadensverteilung ist es aber nur ein Schritt. 
— Der Kern de» § 222 des E I. und des § 254 BOB ist derselbe. Die 
eingehenderen Grürterungeo, wie sie besonders im Strafrecht in den lezten 
Jahrzehnten der Eausalit&tsfrage zu teil geworden waren, hatten die Mehr- 
zahl der Forsclier von der Notwendigkeit einer reinlichen Scheidung zwischen 
Vcrarsachuog und Verschuldtmg überzeugt. Dieser Erkenntnis tiägt der 
§ 254 BGB, wenn auch in der Form nicht einwandsfrei, Rechnung; er 
lautet : 



•» B<1. 2, 8. 23, 21. 

*) Die Fälle d( r Kauisnihaftung im HOB \vär< n hinii-t inVht mehr das Awhon- 
brödcl, da« «ie jetzt in der Tat noch sind, wenn die VersieherungsgteetzgebuDg eine 
dvilrechdiche Kauaalhaftung statuiert hätte. 
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„Hat bei der Entsfeliiing üco Sehadens ein Yerschidilcn def^ 
Deschädigten mitgewirkt, so liSngt die Verpflichtimg zum Ersätze 
sowie der Umfang des zu leisteoden Ersatzes von den Umständen, 
insbesondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von 
dem einen oder dem anderen Teile %'enirsacht worden ist. 

Dies gilt auch <lanii, wenn sich (hi.s VeitchuMen dos Bi\schä- 
(ligtcii (huanf hoschiUnkt. da-s ei unlii lassen hat, den Schukhitr 
auf tlic Gefahr eines uiip wohnlie h luAwu Schadens aufmoiksani 
'/M inaclien, die der Schidihioi' wtdci' kannte intch kennen niusste, 
oder da>s untci lass-, n luit, den Schallen ah/.u\ver,ilon oder zu 
niindein. Diu Voi^-eluift des § 278 findet entspi-echciidc An- 
wenduntr." 

— Satz 1 sagt im Gegensatz zu § 222 des KI: Zur Ermittelung 
der Seliadensersat7.|»fli(;Ut ist in ersff i Linie die Vonirsacliung, nicht die 
Verschuldung 1' > Täters imd den BcsLhaiUgten neben einander zu halten 
imd zn vergleichen.*) 

Das BGB hätte statt „Verschulden des Beschädigten'' koiitikter 
„schuldliaite Handlung oder Unterlassimg des Bescliädigfen" gesagt; jeden- 
falls ist dies gemeint. — 

Das BGB hat, indem es in erster Linie auf die vorwiegende Verur- 
sachung seitens des einen oder des andern abstellt, an dieser Stelle die 

Iii rk uicyc r' sehe') Theorie der wirksamsten Ui-sachc verwertet. 

Es gibt Fälle, in denen sich die Wirkung jeiles der beiden kausaJen 
Faktoren zahlenmässig genau angeben lässt. Hier ist der Birktnoyor'- 
sche Begiiff an seinem rechten Platze. Nicht als ob nicht auch die Theorie 
der adäciuaten Verursachung zu denisell)en Ergebnis bei Prüfung dieser 
Tatbestände kommen würde; aber diesen Fällen ist die Birkm eye r' sehe 
Formel geradezu auf den Leib geschnittcti : liisst sich feststellen, dass das 
Verhalten des Täters •/„ das des Beschädigten V, des Schadens verur- 
sacht hat, so ist klar, dass der Täter den Schaden vorwiegend vcnirsacht 
hat, und ist zugleich der Umfang des vom Täter zu leistenden Ersatzes 
unzweifelhaft. 

Aber wieviel Fftlle liegen so günstig? 

Sobald die Wirksamkeit jedes der beiden Faktoren nicht mehr zahlen- 
mässig zu ermitteln ist; ist die Birkmeyer 'sehe Formel in vielen Fällen 

») Protokolle II, Hd. 1, S 300: „Es wurde gebilligt, da.ss der Antrag I die 
Verweisung auf das richterliche Knncs«fu vornieide und nln den für dir Abgrenzung 
der Ersatzpflicht vorzugsweiKc massgebenden Umstand nicht die Schwere des* beider- 
seitigen Verschuldavi, sondern das Kausalverhältnis hezeichnc." 

*) Im Gerichtesaal, Bd. 37, S. 2ö7 tf., beaooderB S. 272. 



1 
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— nkht in den meisten Fällen! — wohl ntxli braut hlai zur Enlseliei- 
diinj]^ der Frage, wessen Verlialteu den SdiadiMi voiwicgeiid veiiusacht. 
hat; Sit? ver^ai^t aber — wie jede andere Kaiisalitätsthcoriel — bei der 
weiterldü nutwoiidigcn Fe^^lst^:•llung• des Unifan^^es der Ersatzpflicht. In 
allen diesen Füllen und nocii vieliiu'hr in den zaidreicheren andern, in 
denen es sich nicht einmal entsehcitJen lässt, ob einer und wer die wirU- 
samere Ursa* lie geselzi hat, kommt man mit der alleinigen licriicksiehti- 
gung der kausalen 8eitc nicht aus; es mischen sich notwcndigcrweiso 
ethische Wertuileile mit ein*). — Dem tiügt dos BGB Hechtiutig. 

Zwar muchtcn die Protokolle*) eine BerQckdchtigung des beidoi'seitigen 
Yerschuldeus Überhaupt ansschliessen. Aber wanim sagt deon das BGB, 
die Schadenscreatzpf licht hinge von den Umständen, insbesondere 

davon ab, inwieweit ilcr Schaden vorwiegend von dem einen oder dem 

anderen Teile verursacht woitlcii iätV Warum hat es dann nicht die hervor- 
gehobenen Worte einfach weggelassen'? Denn wi-nn man ausser der Frage 
der Verursachung noch andere Umstände zu prüfen hat, so denkt man 
liieibei zwar nicht uusüuhliesslich an die Verschuldung. Aber was liegt 
nälier als dass man unter den Unitläudoii auch das beiderseitige Ver- 
schulden niitbegreift'), zumal die genu-iuiu ht' sowohl, wie die 
X^reuösiäühe Praxiä mit diesem Faktor zu rechnen gewöhnt sind? 

Es bleibt also dabei: Der Kicbter hat die Kausalität des beider- 
seitigen Verhaltens zu prQfen, daneben aber auch nach fmem Ermessen 
die Umstände des Falls und in erster Linie den Grad des beidei-seitigen 
Verschuldens zu prOfen. 

Es ist nicht zu leugiiori, dass doin Kichtcr mit dii s-a* vcnuittelnden 
Abwägung ungewoimte Aufguli-'u i;t strllt sind. Man sage nicht, dass der 
§ 200 (jetzt § 287) Cl'O die i'mxis in Fingen des Scliadensersatzes und 
des Kausalzusanmienhanges schon gewijhnt habe, trcios Ermessen walten 
zu la.s.sen. Wenn es sich zum Beis|)iel um die Kimittlung eines entstan- 
denen Schadens handelt, so hat regelmässig der Kichter genügend festes 

*) i^o Rfi m r I i n , Causalbegriffe, S. 314. 
') Vgl. oben S. KMi, Note 1. 

') So Planck, /.ii ^ 34, Note 1; Dernbttlg, § 32, Note II, 1, h^. 75; 
Rümeün, Omisalhogriffe, S. 313 ff. ; Hcllwig in <1rr S. ^0. Note 1 zitierton 
Abhandlung, Ö. 37, Note 4; Rchbcin, Komraoutur zuia IJCII», 1002, zu ^§ 
24«)-265, Nr. 51, S. 61; Lass und .Mai er in der S. 43, Note 7 zhicrton Ab- 
handlung, Ennccecrus I, ij Hin, III, 1 a, S. 4^5. - A. A. V> Kndrmann, 
$ 132, Nr. 1 a, S. 7n(i; Scholl mey er, Kommentar ziun liecht dir Jx'huldvtrhält- 
nusp, I90i», § 2r)4, Note 1. — Von Kntseheidungen im Sinne der im Text vertre- 
tpnni Ansicht, vgl. ERG, l.'d. .'I, S. nt;2. Die Entscheidung betrifft nicht § 254 
BUli, sondern § liJiV Abs. 2 HUÜ, der der Yoreehrift tlcs Art. 737 Ab». 2 de» 
alten HOB entepricbti aber mit § 254 BGB in Einkhmg gebracht ist. 
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Material in lUi Han l, sodass er paniiclit «l.i/u kommt, über den Umfang 
des Schadonsorsat/A^ iu Zweifel zu .-ein. Aber auch in den Fällen, in 
denen der Unifanir der Sehü liijung der betroffenen (iüter schwer abschätzkar 
ist, und der Hichter mehr auf seinen Takt und sein Hilli*rkeitsgef(lhl bauen 
muss, als auf die tatsächlichen Ergebnisse dei- Beweisaufnahme, etwa bei 
der Ausmfssnni^ iles Ersatzes für einen Niehtverinögenssclmden, liat er 
iuniier iiuch mehr Halt, als in manchen Fällen dos 251. Wenn etwa 
jemandem für den Verlust seiner Sehkraft ein Ei .^atzansprnch von 5UU0 Mk. 
zueikaiuit wiixl, so hängt iliese Entscheidung ciniirermassen in der Luft. 
Immerhin handelt es sieh üur um die licbtimmuüg einer Summe, nicht 
um die einer Tropoilion. 

Bei der Prflfuog der Scbadeosersatzpf licht des SchSdigers aus § 254 
aber hat der Richter nicht nur einfach den Teil des Oesamfschadeos, fßr 
den der Beschädigte nach seinem ganzen Verhalten verantwortlich zu er» 
achten ist, festzustellen und diesen sodann vom Gesamtschaden zu subtra» 
hieren. Er hat nicht nur zwei Faktoren zu prüfen, den Gesamtschaden 
und das Verhalten des Beschädigten, sondern darf zugleich dstö Verhalten 
des Schädigers, — das in dem obigen Beispiele, in dem der ideelle Schaden 
* durch Verlust eines Auges abzuschätzen war, nachdem dnmal die Ver^ 

antwortlichkeit des Schädiger festgestellt war, überhaupt keine Rolle 
mc1u> spielt, — nicht ausser acht lassen und muss sich gegenwärtig 
halten, dass die Bedeutung des Verhaltens des Beschädigten für den 
Sehaden nicht absolut, sondern nur in Abhängigkeit von dem Verhalten 
des Schädigers ermittelt werden kann, liier wird auch der tiefere Grund 
liegen, warum ein Teil der Literatur bei der Anwendung des 4> 254 die 
Berücksichtigung des beiderseitigen Vevsehuldcns ausscheiden möchte: Es 
sind sehdii unliestinunte Faktoren gentig vorhanden, mit denen die Ent- 
scheidung hier arbeiten muss. Die Sache wird nur noch Ungewisser, wenn 
auch noch das beiderseitige Verschulden hineingezogen wird; — ein Ein- 
wand, an sich schwerwiegend genug, der aber mit dem Hinweis auf die 
Unmrigliclikcit. allein mit der Vergieicliun«; der kau^^den Momente zur Ent- 
scheidung zu gelangen^ als erledigt betiuchtet werden muss. 

Wie schwer es auch sei, der Richter muss sich entscheiden. Er 
darf nicht das Gewehr in den Graben weifen, wie das Berufungsgericht 
in der S. 96 zitierten preussischrechtliGhen Beichsgeiichtsentsdieidung, 
wo noch dazu die Schwierigkeit ausschliesslich auf der kausalen Seite lag. 

Der Verfasser vermag sich aber dem Verdachte nicht zu verschliessen, 
als ob die Praxis sich der neuen Aufgaben, die ihr der § 254 stellt, noch 
gaiulcht bewusst geworden 6ei> als ob sie noch immer nur das gemein- 
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rcchtliclie Eiitwecler — oder des giinzliclicn Vcrwerfeiis oder des gänz- 
lichen Zusprecliens des Ersatzanspruchs des Besctiädigten kennte**) ^) 

Dass sich dies für die meiston Ifälle nicht nachweisen Ifisst, ist eine 
Folge der oft beklagten Tatsache, dass unsere Entscheidnogssammlnngen 
nur die .,Oründe^' dngehend referieren, sich aber meistens mit einem 
sehr mageren f^Tatbestandö'* begnOgeu* Infolgedessen wird wohl festgestellt, 
dass die Ersatzansprüche des Geschädigten wegen dessen eigenen Yerschul- 
dens als unbegründet erkannt sind. Jedoch tritt nicht hervor, dass der 
Richter auch wirklich der Frage näher getreten ist, ob das Verschulden 
des Beschädigten und die Kausalität seines Verhaltens so sehr aberwogeiij 
dass die gänzliche Abweisung seines Ersatzanspruclis am Platze war, dass 
eine Herabsetzung seiner Ansprüche der Billigkeit nicht entsprochen 
haben würde. Erst wenn näher ausgeführt würde, worin das eigene 
Yerscliulden des Verletzten erblickt wurde und wie die bei der Entschei' 
diing massgeblichen Umstände lagen, bekäme der Leser einen gewissen 
Einblick in das Walten <les freien richterlichen Ermessens, das ihm einst- 
weilen, da er von den tatsächUclieu Griiudiageu zu wenig erlilhit, um zu 
häufig als richterliche Willkür erscheint. 

Es rnag darum die eingehende Wiedergabo eines i'ailes aus der 
jüngsten Praxis wohl am Platze sein. 

Das Landgericht Oldenburg hatte am 2."). Novomber 1902 in fol- 
gender Sache zu entscheiden und erkannte auf Klageabweisung: 

Kläger, ein Schwiegersohn des Beklagten, hatte in dessen Auftrag 
mit dessen Pferd und Wagen eine Ladung FAllsand holen sollen. Als er 
sich nach Aufladung des Sandes auf den Heimweg begeben wollte und, 
um auf den Fuhrmannssitz zu gelangen, auf den hinteren Teil des Rah- 
mens der Einspännerdeichsel trat, brach diese durch, das durdi das Ge- 
rftnsch ersdu^ckte Pferd zog an und die Räder gingen über den am 
Boden liegenden Kläger fort und verletzten ihn dermassen, dass er erheb- 
liche innere Beschädigungen davon trug, ins Krankenhaus gebracht werden 
uuisstc \md nach seiner Entlassung noch lange arbeitsunfähig war. 

«) YkI. ERCx Bd. .'I S. 275; J W. V.m, S. 07, Xr. 154. 

Ahnlich klagt Pfaff, a. a. O., Ö. US, über eine zu mecljaiii^che Hand- 
habung des cntsprechondon $ 1304 östorr. GB: .,Fnst immer nimmt sie (die Praxi«») 
nn. ('S las!«o sieli da>» Verhfiltnis (sc. der Ik-tciiijrung des SchädiKcrs und dos 
strhädigtcn am Schaden) nicht bi^^timmcn und \üh*1 den Bftschiiuigor und Bcächü- 
digton den Schaden m gleichen Teilen tragen, und cä kommt kaum vor, doAs sie 
einen and» m Vcitcilnufr^modus Anwendete. Wenn die Betcih'jrtcn dies bitter cm- 
pfiiidin und >( hwer beklagen, wenn sie darin eine nnfrei-e« hf Ii rfijrte Bischränkung 
wohliiegründittr F^rsatzanspriU hc tiiiUcu, so ist das !illet.ling< nach unserem Kr- 
uchten eine j^orechle Klage. Denn diese Praxis hat uns .hin, was die ultima ratio 
iu den »schwierigsten Fällen mn Bollte, die von vornherein in die erste Linie gc- 
htclltc Eegcl gemacht." 
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Klilgci' klagt auf Seliadenseraatz un l ^lüadet seine Klage u. a. auf 
§ 833 HÖH: Seine VL'rlet/.ungon und der dai-aiin folgende Yermögens- 
schaden seien diircli das dein Beklagten gehörige Tier verursacht. 

Das Oericht wies die Klage ab. Es erachtete den Tatbestand des 
§ 833 als gegeben, •) war aber zugleich der Ansicht, dass trotzdom dem 
Külger ein Schadenseraatxanspnich nicht zustehe, weil bei der Entstehung 
des Schadens ein Verschulden des Klägers mitgewirkt liabe: Der Kläger 
liabc die Vorsieht eines ortlentlielien Fiihrninnns ausser acht gekisseii. in- 
dem er dtu'ch Treten auf die Deichsel, statt unter Benut/.ii;i- dos \Vageu- 
rades, sieh auf den Wagen zu schwingen versucjit habe. Das uiügc viel- 
leiflit ( iiir^ übliche Art des Aufsteigens sein, darum sei es noch keine 
ürdlilülgs^l;l^^i,l:l' Art. Es kllmo iunzu, dass die Deichsei des WagiMis nicht 
genan in der iMittc ihre.- Kalitnoiis mit dem "Wagen verbunden «gewesen 
sei. Vielmehr der grössere Teil des Rahmens und damit das Schwer- 

gewicht der Deichsel !»ach der lirjken Seite hiiigelt^fren, und gerade au 
der linken Seite liaho ik-v Kläger, der noch dazu ein schwextjr, wohl- 
beleibter Mauu sei, aufzustoigcu versucht. 

Von den Umstftnden des Falls, die vielleicht bei der Entseheidimg 
zu beriicksichtigen wftren, sei noch erwähnt: 

1. Der Vertrag, bei dessen Ausfühnmg der Unfall sich ereignete, 
wai' kein Dienstvcrtmg. sondern ein ( imentgeltlichor) Auftrag, war also 

ausschliesslieh dem Beklagten /um V(»r{eil. 

2. Kläger klagte im Arineurecht, dagegen stand hinter dem Be- 
klagten eine Haftpflichtgesellscliaft, die auf dessen Stn:^itverkiiuduug hia 
dem Rechtsstreit als Ncbeniutervenientin beigetreten war. 

Lassen wir zunächst einmal diese beiden letzteren Gesichtspunkte, 
die bei der Entsdieidung auch nicht in RQcksicht gezogen worden sind, 
bei Seite und fragen wir nur: Ist die Abweisung der Klage auf Gnmd 
des übrigen angegebenen Materials gorechferligt? — Wir antworten: Nein. 

') Eb utag beiläufig bemerkt werden, das» es zum mindoston sehr missvcr- 
standlicb ist, wenn bot der Bcsprccbung der „Vorarsacbung durch das Tier*, wie 

dies oft g(»chieht — z. IJ. bei Endonuinn, § 202, Note 11; OLG Oldenburg in 
Eül-G Bd. 4 8. 21S — , tlarauf abgestellt wird, ob ein selbständiges willkürliches 



lahrdnngshaftnng sei, zieht aber nicht die praktische Konsequenz daraus, die 
Kaiisalitiit das schüdigondoii Tieres aus seiner (icfährhCIik« It zu begrenzen; dafür 
Kuhlen beck. J. W., 238. Unterscheidet umii eiiifuch darnach, ob das 

Tier menschlichem Zwange gefolgt ist oder „^villkOrUch gehandelt'' hat, so hat 

man zwnr leidlirh .-diarfc ( hrwAcn ge/ngpti. Pnfiir werden aber Fälle, wie der 
oben bcspriK-hetu', v*>a keiner der beitluii Kukgcricii ii:iif;i>>t. Dass aber im obigen 
Falle der § 833 mit lici-bt angewendet wurde, wird man nicht leugnen kimnen, 
wenn man iHKlenkf d:i.~> die ,,üefährliclikeit" dtsTferdts tür Meimchon und Snchcn 
u. a. geimlü darin l»cstcht, da>*s es leicht scheu wird und dann Schaden anrichtet. 



Tun des Tiertw vorliege. Man erkennt 
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Lt^ denn eine derartig dberwiegende Kausalität des Verhaltens des 
Verletzten vor, dass dagegen die Kausalität des Pferdes und die Vemntwort- 
liohkeit des Tierhalters gamicht mehr in Betracht kommt? 

Wer hat denn melir zu der Entstehung des Schadens beigetragen, 
der Fulirmann oder das Pferd? 

Beide Iiaben nicht nnr eine conditio sine riua non, sondern aucli eine 
adäquate Bedingung zum Erfolge gesetzt. Auf die weitere Frage aber, 
welche von den beiden Bedingungen mehr als die andei^ den Erfolg be- 
günstigt habe, verweigert uns unser RechtsgeEilhl die klare Antwort. Das 
heisst aber, dass man keinen der beiden Faktoren als vorwiegend kausal 
anzusehen hat. 

Auch die Berficksichtigung der VerschuldnngsfiTige dOrfte dies Er- 
gebnis nicht ändern. Der vorliegende Fall zeigt, wie vorsiclitig man mit 
der Vorgleichnng des beiderseitigen Versdiuldens zu Werke gehen muss. 
Man kann nicht so sagen: Der Tierhalter haftet ans § 833 ohne Ver- 
schulden, den Beschädigten trifft eine Fahrlässigkeit; also fällt der Ver- 
gleich des Verschuldens, da der SchOtliger überhaupt ohne Vei-schulden 
ist, immer zu Ungunsten des Verletzten aus. Das wfirdc die allgemeine, 
insbesondeix? auch vom Reichsgericiit') auerkannte Anwendbarkeit dos 
§ 254 auf (lio Fülle, in denen der Schädiger trotz mangelnden Verschul- 
doiih luUtbar ist, praktisch illusorisch machon. Man wird vielmehr c^ut 
tim, in .solchen Füllen, in denen der scliuMlost^M Veraiitwoitliohkoit do 
Schädiger?* ein leichtes Verschulden — nur so kann das Vorhalten des 
Fuhrmanns genannt wtMdmi — des Cresehfidigten gegenüber steht, derVor- 
suhuklungsfi-age keinen Eiuflu33 auf die Verteilung des Scliadcus eiaxu- 
räumen. 

Die tiefere Rechtfertigung hiervon liegt darin, da^s das Verhalten 
des Verletzten im Sinne des § 254 oft schon dann schuldhaft genannt 
werden muss, wenn einen selbständigen Täter das gleiche Verhalten noch 
nicht verantwortlich machen wdrde. Wenn man vom eigenen Versehuldeu 
des Verletzten spricht, muss man sich gegenwäilig halten, dass dabei 
häufig der Begriff des Verschuldens einigermassen verflüchtigt wird. Ge- 
naue Kenntnis Uber die Unterschiede des Verschuldens des Verletzten im 
Sinne des § 2S4 und des gemeinen Verschuldens liaben wir noch nicht^). 

Wir kämen also zu dem Eigebnis^ lUis man als das Normal- 
er g e b n i s der Anwendung des § 354 bczeiclmon kann, da es eintritt 
in tdlen den zahllosen Fällen, in denen sich die tioidcn kausalen Faktoren 

»» KRfJ. Bd. r.l S. 3f;2; J.W.. 1002, Ik-ihigc S 2U, Nr. 107. 
*) Vgl. jedoch Zitclmaun, Allg.Tcil, .S. lUü 11. 
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sowoldy wie das gegensoltigo Verschuldon die Wage halten : Gleiche 
Veriii'sacliung, gleiches Verschulden, darum Halbierung des 
Schad ensj der Schädiger kaQO die Hälfte des entstandenen Schadens cf- 
setKt verlangen. 

Oder kikinten noch die and^n Umstände, einmal die Unentgeltlich- 
keit der Übernahme des Geschäfts, bei desi^en Äusfnhmng der Unfall sich 
crcignoto und sodann die Armut des Klägers und auf der anderen Seite 
die Möfrlielikeit des Beklagten, auf die Versicherung.sgescllschaft zurück- 
zugreifen, das gewonnene Resultit der Halbierung dos Schadens alirindorn'/ 

Da?s bei der Fiiige des Vcrscluddens -- liier des (■iL,''oiieii Verschul- 
dens — der Wert der Handlung, deren Rrhnldhaftiukoit gejuüft wci-<len 
soll, in Rücksiclit zu ziehen ist, ist in der Rechtsprechung anerkannt. 

Wie hier der Wert der Handlung für einen andere, die Unentgelt- 
Itohkeit zugunsten des Auftraggebers, so wird in einer Entscheidung des 
lianseatischen Oberlandesgerichts die Nützlichkeit einer angeblich schuld- 
halten Hand^tog für ,das Gemeinwohl in Betracht gezogen*): Ein Ham- 
burger Turnverein spielt auf seinem mitten in der Stadt belegenen Turn- 
platz SchleuderbalL Der Ball fliegt über die Einfriedigung und trifft und 
verletzt die in der Nähe stehende hochschwangere Frau des Klägers. 

Bei der Erürterunp", ob den verklagten Vercin eine Falirlässigkeit 
tnlfe, wird folgender C""laiike verwei'tet: Es handelte sieh hier nicht nm 
uuiiiU/.e Sjiieleieien, sondern um besoiulei'S für die grossstädtischc Jugend . 
wichtige kürperliehe ITbungen, welche sieh der allseitigen Förderung er- 
fir»nen. Derartige Übungen in weil entfernle, vom Publikum niclit be- 
wohnte Plätze zu verbanneo, würde sie illusorisch machen heisseu. — 

Noch scliärfer tritt derselbe Oedanke in einer Beichsgerichtsentscbei- 
dung') hervor. Jemand kommt zu Schaden bei dem Versuche^ durchgehende 
Pfenlc, die den aus der Schule kommenden Slndem entgegenjagen, zum 
Stehen zu bringen: Von einem konkurrierenden Verschulden kOnne keine 
Rede seio, wenn der Beschädigte nur ia Erfüllung einer rechtlichen oder 
sittlichen Pflicht eingegriffen hätte'). 

Bei Souffort Rd S. m ff. Vgl. auch 1. 7, § 4, auch 1. 4!), , 
§ 1 D 1), 2; ferner die beai li(< u.-wortoii Ikmcrkungcn des iyandgerichtsrats Ungcr 
in den Annalen den deutschen Iloichn, .Ihrgg. 1903, S. 1ä5, 150. 
«) Deutsche .Tur. Ztg.. H)U2, S. 2Ö, Nr. 41. 

») Kl)cnj^o .schon HHG.. Bd. 29, S. 120, woran (I o 1 1.<* ch n 1 k , S. 34, eine 
in ihrer Allgemeinheit verfehlte Folgerung knüpft. — Laurent» Bd. 20, Nr. ÜL'8, 
8. t>T!i , wt iidrt b( i der Ik-sprwhung de-sselben Fallet^ etwjus mehr Pathos auf: 
„(Jelui qni risqiie ."^a vie nfin de prevenir Icö cUata du danger, doit etrc protege 
auftäi birn (jno cclui qni fuit le danger; le mia momt r^volte contrc unc distinctiori 
(ini tournerait ..au pr^judic« de 1' nonmio gön^rcux et pirofiterait ä V ^ike et 
au lache." 
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Man sieht, der sociale oder individuelle Wert der, wie der Sctiftdigdr 
leliaiiptet, schuldhaften Handlungsweise des Verletzten ist fQr die Anr 
erkennuQg oder Bemeesuog der Schadeneisatzpflicht des Schfidigers Ton 
grosser Bedeutung. 

So möchten auch wir im Tortiegenden Fall die Unentgeltlichkeit des 
Geschäfts filr den nachher bei seiner AusfnhruDg Beschädigten zu seinen 
gtmsten bei Bemessung seines Scha(Ienei*satzanspruches berücksichtigen und 
ihm einen höheren Anspruch als auf die Hälfte dos entstandenen Scluidens 
zuerkennen. Denn es ist nicht einzusehen, warum in dem die privaten 
Inteix>SKen des einzelnen regelnden Zivilrecht bei der rrüfung des Ein- 
flusses des eigenen Verschuldens des Beseliäd igten nicht der Wert des 
Verhaltens des Bescliädigten für den Schädiger mit in Betracht gezogen 
werden s»>il, wenn das Civilreeht an dieser Stelle sogar auf die ihm seiner 
Natur nach wesensvci'SchiefU'nen Interessen des üenieinwolils Rucksielit 
nimmt. Aiidei-erseits darf niclit verkannt werden, dass das Handeln des- 
jenigen, dei" sieh im allgemeinen Interesse den durchgehenden Pfenlen in 
die Zügel wirft, hühei- einzuschätzen ist als das des Fuhrmanns, der eine 
unentgeltliche Bosorgimg übernimmt, und dal)ei zu [Jnglnck kornuit, soweit 
sich derartig heterogene Dinge überhaupt vergleichen lassen. Aber dafür 
wird diesem Moment liier auch nicht die Bedeutmig zuerkannt, dass es, 
wie in den letzten Entscheidungen des Reichsgerichts, für den Schädiger 
die Berufung auf § 254 überhaupt anspchlie^ist, sondern nur die beschränkte^ 
dass dem Beschädigten mehr als die Hälfte des entstandenen Schadens zu 
tragen auferlegt wird. 

Wie viel mehr als die HBlfte? Das ist wieder eine Frage des 
richterlichen Taktes. Wenn der zu entscheidende Fall, wie dies gerade 
bei Körperverletzungen lAufig ist, so liegt, dass der Gesamtachaden sich 
aus mehreren Betrftgen zusammensetzt (Kosten der Krankenhehandlung, 
teils flOIige, teils zukünftige; YeninscUagnng des ideellen Schadens» fiente 
wegen geschm&Ierter ErwerbsAhigkeit), wird es sich empfehlen^ falls sich 
dies mit dem gewonnenen zahlenmflssigen Teilungscrgebnis leidlteh deckt, 
dem Klager einen oder mehrere dieser Teilbeträge ganz zuzueriLennen. 
In unserem Falle würde dabd Tielleicht das Verhältnis zu Gründe zu le^n 
sein, dass Kläger (und Beschädigter) */^^ Beklagter V, des nachgewiesenen 
Schadens zu tragen hat, dass KlAger also mit seinem Ansprache, soweit 
dieser den Betrag von des nachgewiesenen Schadens übersteigt, abzu- 
weisen ist*). 



') Bfan ttitht, daas in solclien ProzesseD wegen des unatdueren Teilungresultats 
auch der vorsieht igsto Klüger auf eine Yentrteilnng in einen Tdl der Pnwcsskosten 
gefatist sein muas. 

8 
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t)agegen mOchteti wir den Vermogensverhältnisseu der Parteien keinen 
Mofluas einräumen auf die Verteilung de« Sehadens. Dies fi^eschieht ia 
dem im nücliäteu § noch zu besprechenden Fcdlc des § 829 BGB. 

Nachdem § 829 BGB Gesetz geworden ist, hat man nicht mehr das 
Recht, den darin zum Ausdruck gekommenen Gedanken des Ausgleichs 
im Ycrhältnis zu den beteüigten Yennflgenfimassen als einen dem 
Civilracht innerlich fremden zu betrachten und «Hspiechend zu isolieren. 
Aber solange sich die Praxis nicht daran gewöhnt hat, ungezwungen mit 
dem § 82d zu arbeiten, bo lange wird sie sich auch nicht dazu verstehen^ 
denselben Oemchtapunkt auch bei der Ausl^ang des § 2&4, der nicht 
ausdrücklidi auf ihn yerweist) zu verwonden. 

Fassen wir zum Schluss noch einmal zusammen: 

Die erfolgr^cfae Beratung des beklagten Schädigers auf den § 254 
kann seine Yeipflicfatung zum Ersätze des von ihm verarsachten Schadens 
bescJirftnken oder ausschliessen« Ob und eventuell in welcher Höhe er 
ersatzpflichtig ist, ist in erster Linie von dem YerhAltais seiner und des 
BeschAdigten (kausaler) Mitwirkung zur Entstehung des Schadens abhüugig. 
Daneben sind der Grad des beiderseitigen Yerschuldensi der Wert des 
Yeihaltens des Beschädigten und andere Umstände des einzelnen Falls zu 
berflcksichtigen. Ausser Betracht bleiben dabei die Yermögensverhältnissc 
der Beteiligten. 

b) 
§ 19. 

Bio 820 und 600 BOB. 

Wir liaben noch kui-z zwei Yorschriften ^des BGB zu betrachten, 
die den §§ 830^ 840 nicht so nahe verwandt sind, wie der § 254^ bei 
denen aber auch verwandte Schwierigkeiten auf ähnliche Weise überwunden 
werden. 

Der § 829 lautet: 

i,Wer in einem der in den §§ 823 bis 826 bezeichneten 
Fftlle ffir emen von ihm verursachten Schaden auf Grund der 
§§ S27, 828 nicht verantwortlich ist, hat gleichwohl, sofern der 
Ersatz des Schadens nicht von einem aufsichtspflichtigen Dritten 
erlangt werden kann, den Schaden insoweit m ersetzen, als die 
Billigkeit nach den Ümst&nden, insbesondere nach den Yerhftlt- 
uissen der Betheiligten, eine Schadloshaltung erfordert und ihm 
nicht die Mittel entzogen werden, deren er zum standesgeraässen 
Unterhalte sowie zur Erffdlung seiner gesetzlieheu Unleilialts- 
pf Hellten hodarf.'' 
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Üie §§ 8^7, 828 handeln von der Nichtvenuitwortlichkeit ^ wUlenfl* 
loser und jugendlicher Personen. 

Die Aufgabe, die der § 829 dem Richter stellt^ ist insofern ein&dier} 
als es sidi hiw nnr daram handelt, einer Partei einai Schadensersats- 
anspnicK zuzuerkennen, nicht daram, einen Schaden unter (mindestens) 
zwei Personen zn verteilen. Der Richter kann dann nach freiem Ermessen 
dem durch eine solche Person Verletzten eine billige Entschädigung, ent- 
weder in der Höhe des ij^ati/.en Schadens, wenn dies der Hilligkeit ent- 
spricht, oder weniger ziierktiniion. .Tedocli hat dieser Fall lait den Tatbe- 
ständen der sjsj 254 und 830, 840 (.las gemein, dass dem Eicliter eine 
Entscheidung zugemutet wird, olinc dass er bestimmte feste Tatsacheu vor 
sich hat, auf die er seine Entscheidung stutzen kann. 

Aber das ist nittht alles, dies ist ja auch in den Fällen, in denen 
der Richter auf den Ersatz eines ideellen Schadens erkennen kann^ 
nicht anders. 

Was den § 829 den 254 und 830, 840 näher bringt, ist die 
darin für den Richter entlialtene Direktive, „nach den Umständen, insbo- 
sonderc nach den Verhältnissen der Beteiligten", über den Schadensersatz zu 
onts( heiden. £s mutet also der § 829 dem Richter nicht nur eine billige 
Entscheidung, sondern auch eine proportionale Schadensverteilung zu, ent- 
sprechend den Umständen und inabesondere den beteiligten YermSgensmassen. 

Nicht zum Schadensrechte gehört der letzte Fall, der mit den 
§§ 254 und 830, 840 dne gewisse Verwandtschaft hat. 

Der § 600 Abs. 1, der letzte von den im BGB von der Auslobung 
handelnden §§ lautet: 

„Haben mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt, für den die Be- 
lohnung ausgesetzt ist, so .hat der Auslebende die Belohnung 
unter Berücksichtigung des Anthfiils eines jeden an dem Erfolge 
nach billigem Ermessen unter sie zn vertheilen. Die Vertlieilim^ 
ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar unbillig ist; sie erfolgt 
in einem solchen Falle durch Uiiheil." 

Wie in den 830 und 254, handelt es sich im § GOO um die 
Mitwit kiini; inehio 'er zu einem Ertolgi', und die Schwierigkeit l»osteht hier 
wie da in dt i- Ermitteluni; des Anteils des einzelnen Mittäters^' am Er- 
folge. Abgeseiien davon, dass es sielt hier um keinen Schaden und 
Schadensersatz, sondern um einen — ii-gendwie wertvollen — Erfo]-,' luij 
um eine fttr dessen Herbeiführung ausgesetzte l^lohnung lian lelt, besteht 
nocli ein weiterer Unterschied zwischen dem ^ 6G0 und den 254 und 
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H'M) dann, djiss die Vorteilunj^ der Belohming unter tlie Mitwirkenden 
nach dem Anteile eines jeden am Erfolge znnäclist Sache eines Privat- 
mannes*), des „Auslobendcu", nicht des Uiehter-s ist. Der Richter jj:reift 
erst ein, wenn seine Entscheidung- anj^erufen wird von einem Gläubiger 
des Auslobenden, der dessen Verteilung als „offenbar imbillig" l>eanstandet 

Bei der YerteiluDg wiixl in erster Linie der Grad der Mitwirkung 
jedes Toilnehmeia massgebend sein, doch wii-d auch die von den veiv 
schiedenea Bewerbern aafgewaodte Mühe und Arbeit in Rücksicht zu ziehen 
sein: auch das gehört zum Anteil eines jeden am Erfolge. 

Dass § 660 verwandte Schwierigkdten, wie die §§ 254, 830 bringen 
kann, wird klarer bei der Mitteilung eines Falles, der sich jüngst ereignete. i 

Der zu vieljfthrigen Zuchthaiiastnifen verurteiite L. war vom Land» 
gericht 0. „geliehen*' worden, um wegen eines fietnigsverbreohens abge- 
urteilt zu werden. Es gelang ihm, aus dem dortigen Gefängnis zu ent- 
springen, der üntersuchuagsticbter setzte auf seine Auffindung und 
Wiederergreifung eine Belohnung von 300 Mk. aus. , 

Dieser „Erfolg der Auslobung-" Avurdo auf folgende W't-'i.se licrlnn- 
gefÖhrt: EinOorlitzer Kanfnianu wurde von einem Unbekannten beschwindelt, 
erkannte ihn aber auf einer Geschäftsreise in Breslau auf der Strasse 
wieder und veranlasste seine Verhaftung durch einen Scluitzuiaun. Der 
Verhaftete gab offenbar falsche Personalien an; infolgedessen liess der zu- 
ständige Untersuchungsrichter im deutschen Fahndungsblatte unter der 
^larke „Unbekannter in Breslau verhafteter Schwindler'^ Signalement und 
Photographie des Verliafteten ei'scheinen. 

Gleich nach Erscheinen der betreffenden Nummer des Fahndungs- 
blattes entdeckten unabhängig von einander mehrere Gendarme, die mit ^ 
L. früher zu tun gehabt hatten, den Gesuchten in der Photograpliie des 
Unbekannten wieder, und erstatteten bald nach einander bei der Staatsan- 
waltschaft beim Landgerichte 0. Meldung, Auf deren Telegramm hin 
^urde die Identität des verhafteten Schwindlers mit L. festgestellt. 

Als Bewerber kommen in Betiacht der Kaufmann und der Schutz- ^ 
mann, die in Breslau den Unbekannten verhafteten (vgl. BOB § 657 a. E.) 
und die vier Qendarme, die fast gleichzeitig ihre Entdeckung an die 
Staatsanwaltschaft meldeten. 

Zwei von den letzteren, deren Meldung etwas später einlief, sind j 
gamicht kausal für den Erfolg geworden, da die Staatsanwaltsduift schon 
vorher das die Entdeckung veranlassende Telegramm abgeschickt hatte. 

*) Auch der UutecsuchunKsrichtcr, der auf die Ergreifung eines Verbrechers 
dne Bdohnung setzt — ndldt^ der häufig!«to Fall der Anslowmg steht dem ^ 
privaten Audooeiideo gleich. ^ 
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Soll man sie, auch wenn man daiwif Gewicht I^t, tiasH sie sich 
doch mit gleichem Eifer wie die beiden andern nm den £)rfolg bemflht 
haben, ganz leer ausgehen lassen? Soll man ihnen weniger geben als den 
andern? Soll man den anderen Bewerbern gleiche Anteile geben? 

Mati sieht, der Scliwierigkeiten sind genug bei diesem nicht föeltcncu 
Falle, (lor Massstab, den „die Umstände des Falls" bieten, ist ein leclit 
iinbesliinniter und doch mutet das Gesetz dem Auslohenden und eventuell 
dem liiohter eine Verteilung nach billigem Ermessen zul 

6. 
§ 20. 
D«8 Ergebnis» 

Wir kQnnen jetzt die Summe ziehen aus den bisherigen AusfOhrungen 
des zweiten fiauptteils unserer Arbeit. 

Das Interesse des durdi mehrere Personen OeschSdigten fordert ihre 
Zusammenfassung als Gesamtschiddner des Geschädigten, mag der eine 
Teilnehmer auch in kausaler oder subjektiver Hioidcht dem Schaden viel 
nSher stehen, als der andere. 

Im Innenv^iilltttis der Teilnehmer, wo jegliches Interesse an ihrer 
gleichmäissigen Behandhmg fehlt, führt es dagegen zu grossen HArteu, 
wenn mau mit der herrschenden Meinung eine Teilung des Schadens nach 
Kopfteilen verlangt. Diese mechanische ^'eitcilungsform setzt sich in 
Widerspruch mit § 242 BGB, der befiehlt, die Leistung nach Treu und 
Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte zu bewirken ; für die spezielle 
Frage des Ausgleichs der Teilnehmer bedeutet das, dass der Umfang des 
auf jeden von ilinon entfallenden Anteils vom Richter unter Berück- 
sichtigung aller Dmständo des konkreten Falls zu ermitteln ist. 

Dieser Anordnung des § 242 muss der vom Ausgleich unter Ge- 
samtschuldnern liandcinde § 426^ der sich selbst eine entsprechende Be- 
schränkung auferlegt*), weichen. 

Die hiernach vom BGB selbst geforderte biUige Schadensverteilung 
ist zwar häufig schwierig, aber sehr wohl möglich. Sie hat sich in 
wichtigen^ unserm Rechte nahestehenden Bechtsgebieten bewährt. 

') Dorum widerspricht dies Ergebnis unsem Aueführun^n im § 11 über die 
GeiietBeskonkarrenE nicht Ohne den Ziraats „wwedt nicht ein Anderes beslammt 
i-^t" — , würde § 42() die lex specialis zu § 242 sein und den letzteren § auH- 
8ehlieä8cn. Der Zu»iiz aber bedeutet einzig und allein, daes sogar eine allge- 
mein erelBechtsnorm den § 426 kmft dieser Selbstbeschrankung ausser KnA 
setzen können soll. Das» der § 42(5 uiirh ohne diesen Zusatz einer spezielleren 
licchtänorm tfewichon wäre, ist vom Htnndpunkt der Gi«etzcäkonkurrcnztbcoric 
selbstverstanduch. Um z. B. die Anwendung des § 8^10 Abs. 2 und 8 zu sichern, 
wiie der Zusatz nicht effotderiidi 
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Ja, noeli mehr; dicselho Aufgabe, die hier dem Richter gestellt wird, 
stellt ihin das lU'.I? selbst in den 254. GOO, 829. Von diesen ist das 
Beispiel dos v< 254 ganz l>osonder55 z\viiigeud, weil hier die Schwierig- 
keiten ganz (li»?sell>en sind, wie bei den ^§ 830. 840. 

Hierzu noch ein Wort! Wir sprachen im § 15 a. E. von dem Ge- 
meinsamen, das die Ö3Ü, 840 und der § 254 haben, liatten dort aber 
keine Vetaolassung, auf etwaige YerscbiedeDheiteo beider Tatbestände 
einsugeiien. 

Eine rein äuseerliche VerschiedeDheit ist es, wenn der § 254 gegen- 
über dem Verletzten eelbstj also notwendig im Scbadensprozesse selbst 
vorgebracht werden miiBS, wflhrend die Präge des Ausgleichs unter den 
deliktischen Teilnehmern erst in zweiter Linie st^t und häufig erst in 
einem zweiten Frosesse, der den Verletzten selbst nichts mehr angebt, ent- 
schieden wird. 

Einen sacldichen Unterschied bringt auch die Verschiedenheit der in 

beiden Fällen beteiligten Parteien nicht mit sich. 

Mau könnte zwar so argiiincnticreu : Wenn man auf das Verhältnis der 
Teilnehmer unter einander im Goge.nsatz zu der Regelung, die der 
§ 254 für das Verhältnis des niitschnldigr^n Verletzten imd seines 
Schädigers trifft, die mechanische Schadonsveileilung des 426 nach 
Kopfteilen anwendet, so ist dies wohl begründet ; denn die raehi-eren Teil- 
nehmer sind Dclinipicnten. Für sie hat das Gesetz genug getan, wenn 
eä ihnen überhaupt einen Kegress zubilligt. Das Gesetz mutet aber 
nicht noch ausserdem dem fiichter zu, um zu mehr individualisierenden 
Resultaten zu kommen, zu ihren ^^iiriF^ten jegliche Einzelheit des konkreten 
Falls aufzuhellen und dann nach Billigkeit den Schaden zu verteilen. 

BSne solche Argumentation wäre in zwei Hinsichten verfehlt 

Einmal konunt die individualisierende Norm des § 254 ja dem 
Schadiger ebenso sehr, wie dem Verletzten zu Oute ; sie widerspricht 

also geradezu der jener Beweisführung zu Gnmde liegenden Anschaiuing, 
dass zwischeu Doiiuquenten und andern Schuldnern zu unterscheiden sei. 

Sodann aber ist diese Grundanschauung selbst, wie mehrfach betont 
worden ist, verfelilt, weil sie strafrechtliche Gesichtspunkte ins Civilrecht 
hineinträgt. Abgesehen von zwei übei'einstimmenden, ganz allein stehenden 
Vorschriften in den §4^ 273 Abs. 2 und 393 ist dem Gesetzgeber des 
BGB jede Unterscheidung zwischen dem gewöhnlichen Schuldner und dem 
Deliktsschuldner fremd. Dass das BGB aber gerade absichtlich mit 
einer solchen Unterscheidung^ soweit sie mx^ ensti^ie^ aufräumen wollte, 
hat es dadurch bewiesen, dass es zwei mit dieser Unterscheidung zusammen- 
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liängeiulc Voi-sc-linften des E I, von denen schon gelegentlich die Kedo 
war, veräiKlcrt bezw. beseitigt hat. 212 15GB hat dou Grundsatz von 
Treu und Giaiihen im Geg* n.silz zum 359 E l auch auf Deliksschuidtu 
ausgedehnt, l'nd der i} 338 des E I, der weuigstens die hüsartigste Form 
der üegeliung einer unerlaubten Handlung, den Vorisatz, durch Yersagung 
des Ausgleichs unter vorsätzlichen Mittätern in eine Ausnahmestellung 
bringen wollte, ist einfach beseitigt worden*), 

Ist ahn in der Schadensvertcünng kein weseDtlicher Uoterscbied 
zwisclien dum 254 und den §§ 830, 840 vorhanden, so zeigt es sich, 
dass das a. E. des § 12 aufgestellte, sich an die Regel des § 254 an- 
schliessende Verteilungsprinzip mit Becht far die Teilnehmer an einer nn- 
erJaubten Handlung Geltung beansprncben kann; es lautete: 

Nach den Umstanden des konkreten Falls, insbesondere nach 
dem. Grad der Mitwirkung jedes einzelnen bei der Entstehung 
des Schadens und dem Giade seiner Yerechiddung^ ist zu ent- 
scheiden, welcher Teil des von mehreren Teilnehmern an einer 
unerlaul}ten Handlung rerureachten Schadens in ihrem YerhAltnis 
zu einander von jedem einzelnen zu tragen ist. 

7. 

§ 21. 

§ 810 Abs. 2 und a BGB. 
Bis jetzt betrachteten wir das Normaloigebuis, das die 830, 840 
Abs. 1 im Verein mit den §§ 426, 243 BGB für den Aus^eich der 
Teilnehmer liefern. Von dieser Regel stdlen die Absätze 2 und 3 des 
§ 840, sowie der g 841 Ausnahmen au& 

§ 840 Abs. 2 und 3 hniten: 

„Ist neben demjenigen, welcher nach den ^§ 831, 832 zum 
Ersätze des von einem Anderen Teroisachten Schadens yeipflichtet 
ist) auch der Andere för den Schaden Temntwortiich, so ist in 
ihrem Verhältnisse zu einander der Andere allein, im Falle des 
§ 829 der Aufsichtspflichtige allein verpflichtet. 

Ist neben demjenigen, welcher nach den 833 bis 838 zum 
Ersätze des Schadens verpflichtet ist, ein Dritter für den Schaden 
verantwortlich, so ist in ihrem Yerhältnisbc zu einander der 
Dritte allein verpflichtet." 

■) Seine Bweitigung würde dann alMingp eine empfindliche Lücke teiswD, 
wenn die heRschende Aneicht über den, Teilnehmiraniii^eich richt% wäre. 
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§ 841 kutet: 

„Ist ein Beamter, der vermOge seiner Amtspflidit einen Anderen 
zur (Teschäftsfübrong ffir einen Dritten zu bestellen oder eine 
solche Qeschftftsfflbrang zu beaufsichtigen oder durch Genehmigung 
von Reoht^geschSften bei ihr mitzuwirken bat, wegen Verletzung 
dieser Pflichten neben dem Anderen ffir den von diesem Tenir- 
sachten Schaden verantwortlich, so ist in ihrem VerbAltnisse zu 
. einander der Andere allein verpflichtet/' 

Betreffs des ^ 841 sei nur bemerkt, dass er nur einen speziellen 
Anwemluiig^fall des in dem § 840 Abs. 2 enthaltenen Gedankens bedeutet, 

dass daher alles*), was über den § 840 Abs. 2 gesagt weitlen whxl, auch 
i'ür ihn gilt. 

Der § 840 uutersclicidet iui Abs. 2 und 3 drei Ordnuugeu vou 
Verantwortlichkeit, 

1) aus schuldhafter Schadeusstillung gemäss Jj^ 823 bis Ö2(J, 

2) aus Vorlctzung einer Aufsichtspflicht bei veruiutetem Verschulden 
geuiäs-s i?§ 83 K 8:32'). 

aus ru'fiihidiiugsliai'tuüg gemäss § 833 ff. 
Sind Aiigehörigu der Gnippe 1) neben solchen der Gruppe 2) dem 
Geschädigten gemäss >j 840 Ahn. 1 als Gesamtschuldner verpflichtet, so 
haftet im iDneuvcrhältuis die Gruppe 1) allein. Das bestimmt der § 840 
Abs. 2. 

Sind Angehörige der Gruppe 1) oder der ünip|)en 1) und 2) neben 
solchen der Grup})« 3) vernntwortlich, so haftet im Innenverhaltnis die 
Gruppe 3) nicht, sondern — gemäss dem im vorigen Satz gesagten : nur 
— Gruppe 1); wenn aber Gruppe 2} allein mit Gruppe 3) tieteiiigt ist, 
so haftet nur Gruppe 2). 

Der erste Halbsatz des letzten Satzes ergiebt sich aus § 840 Abs. 3; 
der zweite Halbsatz ergiebt sich daraus, dass zwischen die i-cine Gefährdungs- 
gruppe 3) in einem selbständigen Absätze als selbständige Gnippe die 
FUle der Haftung aus den §§ 831, 832 eingeschoben sind. — 

Die Vom'beiten zum BGB schwagen über die gesetzgeberischen 
Motive dieser Ausnahmen von dem Frinzipe der §§ 840 Abs. 1, 426*). 

*) Vergl. aber uutoo S. 123. 

*) Der § 829 hätte im § 840 Abs. 9 nicht erwähnt m werden brauchen. 

') § 713 Halbsaty 2 <lo> K T norniicrtc, dass <r('^eiiül3er dem aun den 
710- "1-2 ,-olidarisch mithaftcnden Aufsichtspflichtigeu im Inneaverhältois der 
wahre Jaur allein den Schaden zu tragen habe. Dazu bemeAen die Motive, 
Bd. 2, S. 737: „Durch di(jsc Bcstimnumg wird vorj der Regel dos § 337, Al>s5. 1, 
wonach (iesamtschnidnor im "Wrhältnissc zu einander zu gleichen Anteilen ver- 

g fliehtet sind, entsprct^btnd lUr Lage der in Betracht kommenden Verhältnisse aus 
illigkeitagrönden eine Ausnahme bestimmt** — Das bringt einen nicht wdter! — 
PieProtokolie enthalten auch nichts. 
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Die e i n '/, i g niüglicljo Erklärung aber ist: Dor fiosetzgelKM- hat 
die angegebenen drei v e r s c Ii i (m1 e n sc h w e r e n Arien der subjektiven 
Beteiligung an einer unerlaubten Handlung in der Weise übereinander 
ordnen wollen, dass beim Zusammentreffen der vei"Seliic(len(Mi Arten von 
Vemntwortliehkeit die dem Schaden subjektiv näher stehende Gru[)pe die 
andeni von der eadgütigeo Tragung des Schadens ausschiiessen soll. 

Giebt man zu, dass das BGB nach der Schwere der subjektiven 
Beteiligung die drei Gruppen unterschieden hat, so ist daraus die 
Folgerung zu ziehen, dass trotz des entgegenstehenden 
Wortlauts des § &40 Abs. 3 nur die aus rein kausaler 
Schadenestlftung verantwortlichen Personen in die bevorzugte Gnippe 3) ge- 
hören, nicht aber die Personen, die aus §§ 834, 838 aus unterkuasenei* 
Aufsichtspflicht unter der Yermulung ihxes Yeischuldens verantwortlich 
sind; die aus den §§ 834 und 838 haftenden Personen gehöi^n also in die 
zwdte Verantwortlichkeitsordnung. 

^Venn z. 15. für einen Tieiwliaden der Tierlialter aus § 8;>3 und ein 
Aufsirhtspflichtigcr aus § 834 vemntwortlieh gemacht werden, so liaftct 
im Innenverliältnis der Aufsichtspfliclitige allein. 

rino - kehrt aber, wenn ein 4jähriges Kind infolge der Uüachtsamkeit 
der Kindel Irau ein Pferd mit einem Stein wirft, sodass dieses infolge 
dner Unachtsamkeit des gemäss § 834 aufsichtspflielitigen Fuhrmanns 
durchgehen kann und Schaden anrichtet: Dann liaften Kinderfrau und 
Fuhrmann aus § 840 Abs. 1 in Verbindung mit §§ 426, 242 proportinal 
geteilt, ohne dass sich der Fuhrmann auf § 840 Abs. 3 mit befreiender 
Wirkung berufen konnte. (Der Tierlialter selbst haftet, wie schon bemerkt, 
in diesem Falle im LmenvenhUltnis nicht) 

— Dass tmsere Entscheidung der letzten beiden Ffille sacbgemässer 
ist, als die entgegengesetzte, die sich mit dem Wortlaut des § 840 Abs. 3 
in Einklang halten wflrde, wird man zugeben. 

Trotzdem wird unsere Auslegung Widerspruch erfahren; denn im 
aJlgemeinew wird der Satz für richtitj- gelialteu, dass eine Nonn nicht 
gegen ihi-en unniijs^verständlichon ^\^)rtlaut ausgelegt wenien dürfe ; der 
§ 840 Abs. 3 bevorzugt aber gegonülior den anderen Fallen der Verant- 
woitlichkeit nicht nur die 833, 835—837, soudern auch die §§ 834, 838. 

In dieser Allgemeinheit ist es aber [eben nicht richtig, dass die 
Auslegung immer vor dem unmissverständlichen Wortlaut des Gesetzes 
stehen bleiben müsse. 

Wenn wie hier, Aber den Sinn des Gesetzes gar kein Zweifel 
obwalten kann^ wenn aber der Wofthiut diesen Gesetzessmn offen- 
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im feliJerbaft*) wicdcrg<^beQ hat, so gilt der Sinn des Gesetzes und 
nlM eein Wortlaut. 

Dioso Formel ist seiir eng und genugsam scharf, sodass sie iiuinüglieh 
einer gcHclzeswidrigcn Auslegung die Wege bahnen kann. 

Die Fftllc, io denen wortlautwidrigc Auslegung am Platze ist, werdeo 
in einem so vorsichtig redigierten Oesetzbuch, wie dem unsrigeu, ausser- 
ordentlicli selten sein, — so foUen, dass man sie ganz überechen und 
damit die Boreckttguag einer Auslegung gegen den klaren Wortlaut Ober- 
liaupt leugnen konnte. Doch brauchen wir nach einem Beispiele nicht weit 
zu suchen. 

Der § 839 S. 1 lautet; 

„Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die Uun 

einem Dritten gegenrdier obliegende AmtHpflicht, so liat er dem 

Diitteu den daiaus enUtehendeii Schaden zu eist^tzen." 

Will man nicht zu Fiktionen oder Spitzfindigkeiten seine Zuflucht 
nehmen, so kommt man garnieht darum heniin, anzuerkennen, dass der 
§ 830 S, l seinem klaren Woi-tlanl nach den aussorordentiieh Nvic-litig-en 
FalP) nicht deckt, da.ss ein J^ichter (oder Notar) bei der Errichtung eines 
öffentlichen Testaments durch Nichtbeachtung wesentlicher Forravor- 
schnften oder eine andere Fahrlässigkeit die Ungültigkeit des Testaments 
oder eine andere Schädigung der £rben, die der Erblasser bedenken wollte, 
herbeigeführt hat. 

Denn der ^Drltte^^ der zweimal in der Norm des § 839 S. 1 auf- 
tritt, ist offensichtlich ein und dieselbe Person. Man mag nun aber die 
einem Dritten g^nftber .^obliegende Amtspflicht'* so weit auslegen, wie 
irgend angSogig, so kann man doch unmöglich behaupten, dass dem Richter 
bei der Testamentsenichtung eine Amtspflicht gegentlber allen, die der 
Erblasser bedenken wiU, obliegt! Darum kann der Erbe dem klaren 
Wortlaut des Gesetzes nach den fahrlässigen Testamentstichter nicht auf 
Grund des § 839 fassen. 

Wollte man sieh hierbei beruKigtiij so wäre das ein geradezu liaar- 
sträubendes Resultat; denn den Testamentsrichter ^ainstiger zu stellen, als 
z. B. den Zwangsvcrbteigerungs- oder den Vormuudsciiaftsi ichter, liegt 
auch nicht der Schatten eines Gnmdcs vor! 

Das Bedaktionsversehen kommt daher, dass man häufia; in ungenauer 
Ausdrucksweisc die §§ 823 ff al» die Fülle der Kulpahaftung, die §§883 ff schlecht- 
hin als die Fälle der Kaiisalhaftiing l>czoichnct. 

*) Das hindert nicht, dass alle unsere Kommentare und Ldirbücher hub^f 
Scherer, dos 1. Jahr des BGB, 1901, 8.99, Nr. 290, diesenFall unbeachtet ge- 
lassen haben. 
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Man muss als«», doiii Siiuic des Gesetzes tolgeml, Uen TcsUimeuts- 
liditer aus § 839 haflen ki.Nsuii\). 

Ganz ahnlif^li liefet aber <l!<> Sache beim § S40 Alis. i). Reim 
{5 830 F^oll t;o^en die willkurliclic, vci"schen(iichc vers€liiedeiie Heliaiulluiig 
völlig gleicliliegender Fälle, im § 840 Abs. 3 gogen die willküi liehe, ver- 
sehentliche Gleichstellung wesensvoischiedener Fälle der unvcrkennbaii}, 
wakre Sinn des Gesetzes zur Geltung gebiueht werden. 

Die Bevorzugung des Tierhalters etc. vor den andern aus Delikt 
verantwortlichen Personen hat dann einen Sinn, wenn der Tierhalter nicht 
selbst im Verschulden ist £s wäre höchst unbillig, wollte inan auch den 
schuldhaften Tierhalter vom § 840 Abs. 3 profitieren las<<pn. Man wli-d 
alsn dem neben einem Tierlialter haftenden schuldhaften Täter den Beweis 
freigeben müssen, dass auch der Tierhalter im Verschulden p wesen ist, 
^- mit dem Jürfolge, dass bei Gelingen des Beweises der Tierhalter und 
der andere Täter im InneiiTerhflUnls geooMaa g 840 Abs. 1 in Verbindung 
mit den §§ 426, 242 haften. Es wäre unerträglich, wollte man, wenn mehrere, 
darunter der Tierhalter, einen Hund auf einen Handwerksburschen hetzen, im 
Innenvertelltnis gemäss § 840 Abs. 3 den Tierhalter frei ausgehen lassen. 

Dasselbe dürfte fOr das Zusammentreffen der Verantwortlichkeit 
eines schuldhaften Täters und eines Aufsichtspflichtigen gelten: Wenn der 
Tftter nachweist, dass den Aufsichtspfliehtigen ein wirkliches Verschidden 
trifft, so haften beide als Gesamtschuldner gemfiss §§ 840 Abs. 1, 426, 
242. So unzweifelhaft ist diese Entscheidung allerdings nicht, denn auch 
der schuldhafte Au&ichtspflichtige steht meistens dem Erfolge ünmer 
noch femer als der wahre Täter. Doch bieten die §§ 426, 242 die Ge- 
legenheit dies durdi Teilung des Schadens in Tersc^ieden grosse Teile 
zum Ausdruck zu bringen. 

Der MrlAssige Beamte kann sich gemäss § 839 S. 2 immer mit 
befreiender Wirkung auf die sdiutdhafte Mitwirkung eines andern tenifen; 
hier wird der § 841 dem § 840 Abs. 2 nicht gleich gestellt. 

Gehriieii die aus 834, 838 Vemntwortlichen nicht in die nach 
§ 84(1 Abs. 3 bevorzugte Gnippf der Kausiilliaftung, so ist audci-crseits 
diese Gruppe mit den 833, s3r) l»is 837 nicht erschöpft. Vielmehr 
kommt der § 840 Abs. 3 allen im § 4 S. 25 ff. aufgezählten Fälh'u 
einer Gefähidungshaftung /ii Gute. Dii s Kvsultat w ird nicht durch eine 
Auslegung wider den Wurtlant des H4U Abs. 3, .s()ndern im Wege der 
Analogie gefunden: Wenn der Sioo des § 840 Abs. 3 ist, dasfi der reiu 

») 80 Scherer, n. a. O; Mngendantz in .1. W., VMn, 8. 815, 816; 
OLO Oldenburg im „Kocht" von 11K)3, -130. Nr. 22&i; Kaiiint- r-. ri. ht im 
.,Kceht'* von 11)04, Ö. 11)3, Nr. !)U4, dagegen sind dem Vcrfasacr zwei i. iustanzliche 
Urteile bekannt geworden, die den fshrßssigcn TeHtamentmehler nicht haften Unsen I 
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kausal Haftende <liii'ch das Vorhandenseiii eines aus Verschiüden oder 
goiuAss den §§ 831, 832 VeraatwortHchen im InoenverfafiltDis von der 
Schuld befreit wird, so muss das fOr alle gelton, die aus blosser schaden- 
stiftender QeflÜiFdung reraotwortlich sind. 

"Es ist dämm nicht haltbar, wenn das Reichsgericht in der oben 
S. 26 zitierten Entsolieidung, trotzdem es darin die Gleichheit des 
llaftiiii^grundes im Falle des 4? 1 des Reichshafti)fliclitgcsetzes und in 
den Füllen der Oefilhrdungshafluiig im BGB aucikoimt, die Fälle nicht 
auch f;It'i( Ii behandelt. Weiiii ein Eisenbahnziig ein Pferd sehen 
macht und dii st s Schaden anrichtet, so ist die Eisenbahn nicht, wie das 
Keichsgoricht auniinnit, zu gunsten des Tierhalters ein ..Dritter'- im Sinne 
des § 810 Abs. 3, vielmehr haften Eisenlöhn und Tierhalter aus 830. 840 in 
Verbindung mit §vj 42G, 24'2, Juristisch liegt die Sache ebenso, wie in dem 
Falle, dass die Hunde zweier Kigcntünu r zusammen einen Sehaden anrichten. 

Ist die analoge Anwendung des § S-Ki Abs. 3 auf alle ausserhalb des 
liGiJ liegenden Fülle von Uelährduugshaitung an sich unbedenklich, so 
liegt die Sache allerdings gerade bei dem in dieser Reiehsgcriclits- 
entscheidung mit dem i; 833 zusammentreffenden vij 1 RHPfG besonders. 
Das Heichsgericht streift diesen Punkt, wenn es sagt, der Charakter der 
eigentlichen Legalobligatiou trete beim 833 noch weiter zurück als beim 
1 RHPfG *), da dem Tierhalter nicht einmal der Einwand, dass der 
Schaden auf „höhere Gewalt" zurückzufühi-en sei, gestattet sei. 

Eine ginindsätzliche Vei-schiedenheit folgert auch das Reichsgericht 
nicht aus diesem Unterschiede. Das wäre auch unberechtigt. 

Praktisch wifd uämJich daduicb, dasa das BHPfQ den Nachweis 
des Vorliegens höherer Gewalt der Eisenbahn gestattet, der Tatb^tand 
des § 1, wenn überhaupt, so doch nur ganz wenig you den andern FÜlen 
der Eausalhaftung ab und nach den F&llen der Eulpahaftung hin gerückt 

Der Begriff der höheren Qewalt ist trotz Tieler geset^berischer 
und wissensdiaftlicher Bemühungen noch nicht geUfirt. So vUA aber ist 
sicher, dass die hOhere Gewalt eine besondere Art des ZuMs*) ist In 
den meisten, wenn nicht in allen E&Uen, in denen mch die Eisenbahn auf 
höhere Gewalt als die Ursache eines Betriebsun&lls berufen kann, ist also 
mit dem erfolgreichen Bewdse zugleich erwiesen, dass d^ Unfall mit dem 
Betriebe der Eisenbahn unr zuffillig, nicht adilquat kausal verbunden ist, 

*) Er lautet t 

„Wenn bei dem Betriebe einer Eisenbahn ein Mensch getötet oder 
körperlich gerietet wnrd, so haftet darBetriebsunterndiiner für den dadurch 
entstandenen Schaden, sofern er nicht, beweist, dass der l'nfall durch 
höhere Gewidt oder durch eigenes Verschulden des Getöteten oder Ver- 
lelzten verursacht ist" 
Bolz«. Bd. 5, Nr. 369b. 



Digitized by Google 



— i2o — 

(lass als(3 die ßiseiibalm schon nac^li den gewöhnlidicn GrundsHtzen des 
adä<|nateii Kansalzusaiauieuluinges nicht haftbar ist. ('bei* den adä<[uat 
vcruibiichteii Schaden hinaus aber luiftct ja anch der Tierhalter iiiclit. 

Hat sich somit gezeigt, dass in kausaler Hinsicht ein Untoi-scliiod / wischen 
1 KllPfO und dem § 833 BGB garnicht oder so gut wie garuiclit vorhanden 
ist. sü würde es reelit&politisch falsch sein und einer bestimmten in der jüngsten 
Rechtsprechung des Reichsgerichts zu Tage getretenen Anschauung zuwider- 
laufen, wollte man auf diese zweifelhafte rntei-scheidung die grundsätzliche 
Trennimg des ij 1 RHPfG von den andern Fällen der Kausalhaftung 
baueil, Soll die Kodifikation des bürgcriiciien Hechts nicht entweder zu 
einer Veixklung der in anderen Keichsgesetzen eiithalteaeu Hechtsgedanken 
oder zur Zersplitterung des Rechts ffdiren, so ist anzustreben, dass die in 
der Fassung etwas abweichenden Sonderbestimmungen fnlherer Reichs- 
gesetze möglichst mit den entspi-echenden Vorschriften des BGB auf einen 
Nenner gebracht werden. Diesem Qesiuiitspunkt folgend, hat das Reichs- 
gericht*) in jüngster Zeit melirfach ausgesprochen^ dass die Regel des 
§ 254 BGB im vollen Uinfani^e, also geeii,nict' n Falls mit individualisierender 
Schadensverteilung, auf 1 RHPfG in Anwendung zu bringen sei, 
trotzdem sich vor 1900 die Auslegang des 1 an die gemeinrechtliche 
mechanische Belianditing des eigenen Verschuldens angeschlossen hatte und 
trotzdem der Wortlaut die gemeinrechüiofae Auslegung nahelegt 

Ebenso ist in unserem Falle zu Terfahren: Dem § 1 RHPfG 
kommt so gut wie allen andern lallen der Gef&hrdungshaflung der 
§ 840 Abs. 3 zu Gute. 

Fassen wir das Resultat der Auslegung des § 840 Abs. 2 und 8 
noch einmal zusammen: 

Das BGB unterscheidet darin drei Gruppen von deliktischer Ver- 
antwortllchkeit, eine rein schuldhafte aus den §§ 623^820, eine Ver- 
antwortlichkeit aus Verletzung einer Aufeichtspfltcht aus §§ 831, 832, 
884, 838 und endlich drittens eine Verantwortlichkeit aus allen Tat- 
beständen schuldloser Ge&hrdungshaftung^ Treffen Angehörige der ver- 
schiedenen Gruppen als deliktische Solidarschuldner zusammen^ so haftet 
im Innenverhfiltnis die erste Gruppe mit Ausschluss der beiden andern, 
die zweite mit Aussdiluss der dritten fflr den ganzen Sduden. 

Der aus schadenstiftender Versüumung einer Aufsichtspflidit (xlei- 
blosser Gefährdung haftbar Gemachte, der erwiesenermasseu iui Verschulden 
war, gehört nicht in die zweite oder dritte, sondern in die erste Gruppe. — • 

Sprcchen die Ausnahmebestimmungen des § 840 Abs. 2 und 3 fih' oder 
gegen die Richtigkeit unseres Hauptprinzips tler billigen Scliadensvcrteilung? 

*) ERG Bd. 53 S. 75 und 394. 
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— Sie Bprochcn Weder dafflr noch dawider. 

Soviel 'iHt frcilicli gewiss, clasn die Vorfasscr de» BGß diese Be- 
stimmungen aufgenommen haben, weil sie in diesen FAlten die nach ihi^r 
Meinung iMMist notwendigerweise eintretende Teilung des Schadens nach 
Kopfteilen gemäss § 426 ausscfdiessen wollten. In der Tat aber würde 
die ganss Qberwiegendo Mehrzahl der Fälle, die hier einschlagen, ganz oder 
annähernd ebenso nach unserm Verteilnngsprinrip entschieden werden, wie 
sie gemäss § 840 Abs. 2 und 3 zu entscheiden ist Denn da, wie be- 
merkt, die Verantworüichkeitsordnnngen des § 840 nadi der verschiedenen 
Schwere der subjektiven Beteillgimg am Erfolge abgegrenzt sind, so würde 
man da, wo gemäss § 840 Abs. 2 und 8 die endgültige Verantwortlich- 
keit ganz eolEällt, auch nach unserem Verteiltingsprinzip, bei dem ja auch 
die verschiedenen Gnwle des Verschuldens eine wichtige Rolle spielen, zu 
gleichen oder ganz ähnlichen Eesidtaten kommen. 

Andererseits vciinag doi 840 Abs. 2 und 3 der Anwendung 
unseres Vertt'ilungsi.>rin/,i[)s einen wiciitigen Fingerzeig zu geben: Kann 
nach § 840 Abs. 2 luid ■) tür einzelne Gosanitsehuldner die Pfliclit der 
endgiltigen Schadenstiag;uiig ganz entfallen, so niiiss dasselbe auch für den' 
Regelfall des 5J 840 Ab;>. 1 dann gelten, wenn der Anleii des einen am 
Ei-folg«' in kausjdei oiler subjekiirer Hinsicht weit hinter der des andern 
zuniüktritt^). Dies wlixl besonders dem QchüUen zu Gute kommen^). 

8. 

§ 22. 
Folgcrnngon. 

Es sei noch kurz auf einige Folgernngon hingewiesen, die aus unserer 
Auslegimg des § 42C für andere Fälle der Solidarität gezogen werden 
müssen. 

Die billige Schadensverteilung hat nnicr Qesamtschuldnem Übenül da 
stattzufinden, wo der § 242 eine aoV ho fordert. 

Wenn von zwei Vertragsgesamtschuldneru der eine in Wahrheit nur 
BRige fUr den andern ist, so wäre es unbillig, den andern im Innen- 
Verhältnis nidit fQr den ganzen Betrag haften zu lassen: Hier kommen 
wir zum selben Resultat wie B e r n b u r g, G ro ui e') und die anderen 
Schriftsteller, die den aus dem zu Gnmde liegenden Rechtsverhältnisse 
sich gebenden besonderen Pflichten der einzelnen Solidarschuldner einen 
Einflnss auf die Art des Ausgleichs einräumen. 

*) Ins^ofcrn steht der deutsche Riehfcer freier al« der franzS^ische ; vergl. oben 

a 102. 

') Vgl. die oben S. 84 ff. gegebenen Bdspicic. 
») 8. oben S. 83. 
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Die besonderen Vorzfige der Elastizität udBisres Prinzips sseigeii 
sich deatlielier bei andern Fällen der Solidarität. 

Vor allem kommt die billige Schadensverteilung auch auf die nicht 
aus § 830 T^ntwoitlichen Personen, von denen der § 840 handelt^ zur 
Anwendung. Es haften z. 6. der Oeschäftsherr aus § 831 Abs. 1 uod 
der Betriebsleiter ans § 831 Abs. 2 unter einander keineswegs immer 
zu gleichen Teilen. Eine ungleiche Sdiadensveiteilung kann sich z. B. 
einmal daraus eigeben, dass den Betriebsleiter h&nfig dne grossere Fahr^ 
lOssigkeit in Verletzung seiner direkten AufeichtspfJicht trifft, andererseits 
daraus, dass der Gescbftftsherr an der ausznfOhrendcn Verrichtung von 
den Sdidarschttldnem ail«n ein Liiteresse hat. 

Wenn femer z. B. Gesch&ftsfQhrer eines nicht eingetragenen Vereins 
dem Dritten, dem gegenüber sie ein Rechtsgeschäft vorgenommen haben, 
aus § 54 S. „' VA Mi als Gesamtschuklnci- haften, so kann sich in ihrem 
lüiieuverhältnis eine ungleiche Tt?iluiig der Haftung daraus ergeben, dass 
einer von ilinen am Gesdiäftssdiluss aktiv allein beteiligt gewesen ist, 
oder daraus, das^ einer der Ge^LiiiiilöIiilirer Statuten- oder vcrabred\ings- 
gemäss stäiker oder weniger stark an der Tragung des Verlustes 
beteiligt ist. 

Soviel über die praktische Verwendung des Prinzips billiger 
Schadensverteilung in Gcsaintschuldvcrhältnissen. 

Vielleicht ist dies Verteilungsprinzip ausserdem noch im 
Stande, mit einer unerfreuliehen Rechtsfigur anf-zuräumen, die das BGB 
nicht erwähnt, die aber namhafte Schriftsteller*) auch für das BGB nicht 
<Mitl)chi GM zu können glauben ; mit der unvollkommenen (oder 
unechten) Gesamtschuld. 

Wir haben schon oben S. 79 ff gelegentlich hiervon gesprochen. 

Bei Dorn bürg und 0 r o m e, die die Einheit des Entstehungs- 
gnmdes nicht für eine Wesensvoraussetzimg der Gesamtschuld halten, ist 
das Hauptargument für die Notwendigkeit der Bclbclialtung des Begriffs 
der unvollkommenen Qesamtschuldj dass die Ansgleichung nach Kopfteilen 
auf diese Verhältnisse unanwendbar sei. Und in der Tat kann man un- 
möglich dem Diebe gegenQber dem Versicherer den Regress auf die Hälfte 
des von ihm ganz ersetzten Schadens geben. 

Aber kann man bei billiger Schadensverteilung der Eigentflmlichkeit 
der verschiedenen hier in Betracht kommenden Fälle nicht genflgend ge- 
recht werden? 

Dass zwischen den als Solidarschuldner haftenden Schadigem, von 
denen der eine aus Delikt, der andere ans Vertrag haftet, nur eine billige 

') Ocrtmann» Dcrnbnrg. Creme, wie oben S. 8Ü, Note 1 zitiert. 
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Scliadoii^^vortcilung in allen Füllen bmnclibarc Resultate liefert, wurde 
gell' »II oben »S. si unir<'(1«Mitet; hier kann jedenfalls nur von vollkommener 
SoliUaritUt die Heile sein. 

Warum soU sich aber nicht auch der Schade, für den Kvei Ver- 
sicherer liaften, bülig unter sie verteilen lassen ? Der Versicherer, bei dem 
der Versicherte schon länger versichert ist, und an den er mehr an Bei- 
trügen entrichtet hat, kann einen entsprechend grosseren Teil des Schadens 
tragen. 

Wenn man endlich jetzt unter Ausschluss des § 420 im Innenvciv 
Verhältnis den Versicherer fQr nichts, den Dieb f{ir den ganzen Schaden 
haften lässt, so entspricht dies Resultat nur der Billigkeit, und man gelangt 
zu ihm ebenso gut bei Anwendung der §§ 426, 242, wie durch Aufstellung 
der neuen Gruppe von unvollkommenen G^esamtschuldon. — 

Diese letzteren Bemerkungen fider die unvollkommene Qesamtschuld 
wollen noch keine fertigen Resultate liefern. Sie durften aber soviel 
zeigen, dass die Einfahrung des Prinzips der billigen Schadensverteilung 
auf das Innenveitülltniss der Oesamtschuldner nicht ohne Einfluss auf die 
Bildung des Begriffs der^Gesamtschnld selbst sein wird und vielloiciit zur 
Vereinfachung dieser Leiu-e beitiTigen kann. 
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